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AAnnmmeerrkkuunnggeenn  

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberbürgermeister -  

- Stadt -  
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversorgung 
GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung –  

- DEW21 - 
nachfolgend gemeinsam "Vertragspartner" genannt 

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberstadtdirektor -  

- Stadt - 
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversorgung 
GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung -  

- DEW 

In dieser Spalte werden Gründe für die vorgeschla-
genen Änderungen im neuen Entwurf (Neufas-
sung)gegenüber dem bislang geltenden Vertragstext 
(Altfassung) genannt: 
 
Textliche Veränderungen in der Neufassung sind 
fett kenntlich gemacht. 

Präambel   
Zweck dieses Vertrages ist es, durch Bereitstellung  
und Betrieb eines Stromversorgungsnetzes unter 
Nutzung gemeindlicher Grundstücke eine möglichst 
sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, eff i-
ziente und umweltverträgliche Versorgung der Ein-
wohner und Gewerbetreibenden im Gemeindegebiet 
mit elektrischer Energie zu gewährleisten. 
DEW21 ist Eigentümerin eines Stromversorgungs-
netzes (nachfolgend "Versorgungsnetz" genannt) 
innerhalb des Konzessionsgebietes im Sinne von 
Anlage 1  (nachfolgend "Stadtgebiet" genannt). Die-
ses Versorgungsnetz hat sie an den örtlichen Netz-
betreiber DEW21-Netz GmbH verpachtet, um die Si-
cherstellung der Versorgung entsprechend den vor-
genannten Zielen des § 1 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) zu gewährleisten. 
Durch den vorgenannten Pachtvertrag wird sicher-
gestellt, dass DEW21-Netz GmbH innerhalb des 
Stadtgebietes jedermann an das Versorgungsnetz 
anschließen und ihm die Entnahme elektrischer E-
nergie aus dem Versorgungsnetz ermöglichen wird, 
soweit gesetzlich hierzu eine Pflicht besteht. Best eht 
keine Anschlusspflicht, ist DEW21-Netz nur zur Her-
stellung des Anschlusses verpflichtet, wenn ihr die  
damit verbundenen Kosten erstattet werden. Der 
Anschluss an das Versorgungsnetz erfolgt nach den 
Bestimmungen dieses Konzessionsvertrages sowie 

1.1 Die DEW wird innerhalb des Stadtgebietes je-
dermann an ihr Stromversorgungsnetz anschlie-
ßen und mit elektrischer Energie für Licht, Kraft 
und sonstige Zwecke beliefern, soweit gesetzlich 
eine Anschluss- und Versorgungspflicht besteht. 
Besteht keine Anschluss- und Versorgungs-
pflicht, ist die DEW zur Herstellung des An-
schlusses nur verpflichtet, wenn ihr die damit 
verbundenen Kosten erstattet werden. Der An-
schluss an das Stromversorgungsnetz und die 
Lieferung von elektrischer Energie erfolgen nach 
den Bestimmungen dieses Konzessionsvertrages 
sowie nach der Verordnung über Allgemeine Be-
dingungen für die Elektrizitätsversorgung von Ta-
rifkunden (AVBElt) vom 21.6.1979 (BGBl. I S. 
684) und den hierzu geltenden Ergänzenden Be-
dingungen der DEW in der jeweils gültigen Fas-
sung und den Strompreisen nach Ziff. 2.  

Die vorangestellte Präambel soll Grundsätze der 
Stromversorgung und grundlegende Rechtsverhält-
nisse einleitend klar stellen. 
 
 
 
 
In der Neufassung erfolgt eine Anpassung an die 
Entflechtung bzw. Novellierung des Energiewirt-
schaftsgesetzes (EnWG), das die Trennung von 
Versorgung und Netzbetrieb vorschreibt: 
Die Anschluss- und Versorgungspflicht wird getrennt 
nach der Anschlusspflicht, die sich im Wesentlichen 
nach der NAV (Niederspannungsanschlussverord-
nung vom 1.11.2006) richtet, und der Versorgungs-
pflicht (d.h. der Belieferung von Kunden) im engeren 
Sinne, die sich demgegenüber im Wesentlichen 
nach der Verordnung zum Erlass von Regelungen 
für die Grundversorgung von Haushaltskunden und 
die Ersatzversorgung im Energiebereich vom 
26.10.2006 (BGBl. I, 2391 ff.) richtet und nicht Ge-
genstand dieses Vertrages ist. In diesem Vertrag 
(Neufassung) wird die Wegenutzung geregelt und 
keine Lieferbeziehungen im Sinne der Grundversor-
gung. 
 
Verpachtung des Netzes durch DEW21 an die seit 
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nach der Verordnung über Allgemeine Bedingungen 
für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die 
Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (Nieder-
spannungsanschlussverordnung vom 1.11.2006 – 
(NAV, BGBl. I, 2477) und den hierzu geltenden Er-
gänzenden Bedingungen von DEW21-Netz in der 
jeweils gültigen Fassung. 
Im Hinblick auf die Ziele dieses Vertrages werden d ie 
Stadt und DEW21 vertrauensvoll zusammenarbeiten . 

2007 tätige Netzgesellschaft DEW21-Netz. 
Wegfall der AVBEltV (Allgemeine Bedingungen für 
die Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden v. 
21.6.1979) (Altfassung); neu N(D)AV (Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen für den Netzan-
schluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsver-
sorgung in Niederspannung v. 1.11.2006) (Neufa-
sung). 
 

 ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN  
1. Konzessions- und Wegenutzungsrecht 1. Gegenstand  und Umfang der Versorgung 

3. Konzessions- und Wegenutzungsrecht 
 

1.1 Die Stadt räumt DEW21 das Recht ein , die jeweils 
ihrer Verfügung unterliegenden und im Stadtgebiet 
gelegenen öffentlichen Verkehrsräume (Straßen, 
Wege, Plätze, Brücken, öffentlichen Gewässer, u. 
ä.) zur Verlegung und zum Betrieb von Leitungen 
zur Verteilung und Lieferung elektrischer Energie an 
Letztverbraucher im Stadtgebiet zu benutzen. Dies 
gilt - jedoch nicht ausschließlich - auch für sonstige 
Anlagen der Elektrizitätsversorgung einschließlich  
betrieblicher Steuerungs- und Dateneinrichtun-
gen sowie Durchgangsleitungen.  

3.2 Die Stadt räumt ausschließlich der DEW das 
Recht ein, die jeweils ihrer Verfügung unterlie-
genden öffentlichen Verkehrsräume (Straßen, 
Wege, Plätze, Brücken u. ä.) zur Verlegung und 
zum Betrieb von Leitungen zwecks Lieferung e-
lektrischer Energie an Letztverbraucher im Kon-
zessionsgebiet zu benutzen. Dies gilt - jedoch 
nicht ausschließlich - auch für sonstige Anlagen 
der Elektrizitätsversorgung einschließlich Fern-
meldeeinrichtungen und für Durchgangsleitungen. 

3.3 Unbeschadet bleibt das Recht der Stadt, der Ver-
einigte Elektrizitätswerke Westfalen AG (VEW) die 
Benutzung der ihrer Verfügung unter liegenden 
Verkehrsräume zur Verlegung und zum Betrieb 
von Leitungen zwecks Lieferung elektrischer E-
nergie an Letztverbraucher im Konzessionsgebiet 
auf Hochspannungsebene und zur Lieferung an 
DEW sowie für Durchgangsleitungen zu gestat-
ten. Für die Versorgung neu hinzu kommender 
Letztverbraucher, die in 110 kV beliefert werden 
sollen, hat die Stadt dieses Recht nur insoweit, als 
nach vertraglicher Vereinbarung zwischen VEW 
und DEW die Versorgungszuständigkeit bei VEW 
liegt. 

Ziff. 1 bezieht sich nur auf Netznutzung und Ent-
nahmerechte, da nach dem Energiewirtschaftsge-
setz (EnWG) die Versorgung i.S. einer Belieferung 
nicht mehr Gegenstand der Konzessionsverträge ist 
(Ziff. 1 ist zusammengesetzt aus den alten Vor-
schriften 3.2, 1.2 und 1.3) 
 
Ergänzung um „...einschließlich betrieblicher Steue-
rungs- und Dateneinrichtungen und Durchgangslei-
tungen“ (Neufassung) ist wegen neuer technischer 
Entwicklungen notwendig. 
 
Regelungen, die VEW betreffen (alt 3.3, Abs. 2) sind 
entfallen, da VEW mit RWE fusioniert hat. Zudem 
sind aufgrund des EnWG solche Sonderregeln, die 
einem Vertragspartner ausschließliche Rechte ein-
räumen, nicht mehr möglich. 

1.2 Dieser Konzessionsvertrag erstreckt sich auf das 
gesamte Stadtgebiet zum Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Konzessionsvertrages (Anlage 1 ). Im Falle 
einer Vergrößerung des Stadtgebietes werden die 

1.2  Dieser Konzessionsvertrag erstreckt sich auf das 
gesamte Stadtgebiet zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses dieses Konzessionsvertrages (Kon-
zessionsgebiet) - Anlage 1 -. 
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Vertragspartner über die Anwendung dieses Kon-
zessionsvertrages auf die hinzugekommenen Ge-
bietsteile verhandeln. Sollte die Stadt im Falle der 
Anwendung dieses Konzessionsvertrages auf die 
hinzugekommenen Gebietsteile zur Übernahme vor-
handener Versorgungsanlagen verpflichtet sein, ist 
DEW21 berechtigt und verpflichtet, in diese Ver-
pflichtung der Stadt einzutreten bzw. die Stadt davon 
freizustellen und die Übertragung auf sich zu verlan-
gen. Sollte die Stadt in einem solchen Falle zur Ü-
bernahme vorhandener Versorgungsanlagen berech-
tigt sein, tritt sie DEW21 ihr Erwerbsrecht ab. 

1.3  Im Falle der Vergrößerung des Stadtgebietes 
nach Ziffer 1.2 werden die Vertragspartner über 
die Anwendung dieses Konzessionsvertrages auf 
die hinzugekommenen Gebietsteile verhandeln. 

 Sollte die Stadt im Falle der Anwendung dieses 
Konzessionsvertrages auf die hinzugekommenen 
Gebietsteile zur Übernahme vorhandener Ver-
sorgungsanlagen verpflichtet sein, ist die DEW 
berechtigt und verpflichtet, in diese Verpflichtung 
der Stadt einzutreten bzw. die Stadt davon frei-
zustellen und die Übertragung auf sich zu verlan-
gen. Sollte die Stadt in einem solchen Falle zur 
Übernahme vorhandener Versorgungsanlagen 
berechtigt sein, tritt sie der DEW ihr Erwerbsrecht 
ab. 

1.3  Bei einer Entwidmung von öffentlichen Verkehrs-
räumen ohne Eigentumswechsel bleiben die ausge-
übten Benutzungsrechte von DEW21 gegenüber 
der Stadt als einfache unentgeltliche Rechte auf-
rechterhalten. 
Zur Benutzung sonstiger öffentlicher und nicht-
öffentlicher Grundstücke der Stadt bedarf es jeweils 
eines gesonderten entgeltlichen Gestattungsvertra-
ges mit für beide Vertragspartner zumutbaren Be-
dingungen auf der Grundlage der von der Recht-
sprechung hierzu entwickelten Grundsätze. Die 
Stadt ist zum Abschluss eines solchen Gestattungs-
vertrages bereit, wenn nicht überwiegende sonstige 
öffentliche Interessen an der Grundstücksnutzung 
entgegenstehen. 
 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstücke, die 
von DEW21 benutzt werden, bzw. vor einem Wech-
sel der Straßenbaulast wird die Stadt DEW21 recht-
zeitig unterrichten und auf Verlangen zugunsten 
DEW21 und auf deren Kosten eine beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit eintragen lassen. Für eine 
hierdurch eintretende etwaige Wertminderung leistet 
DEW21 eine einmalige angemessene Entschädi-
gung auf der Grundlage der von der Rechtspre-
chung hierzu entwickelten Grundsätze. 

3.2  Bei einer Entwidmung von öffentlichen Ver-
kehrsräumen ohne Eigentumswechsel bleiben 
die ausgeübten Benutzungsrechte der DEW 
gegenüber der Stadt als einfache unentgeltliche 
Rechte aufrechterhalten. 
Zur Benutzung sonstiger öffentlicher und nicht-
öffentlicher Grundstücke der Stadt bedarf es 
jeweils eines gesonderten entgeltlichen Gestat-
tungsvertrages mit für beide Vertragspartner 
zumutbaren Bedingungen auf der Grundlage 
der von der Rechtsprechung hierzu entwickel-
ten Grundsätze. Die Stadt ist zum Abschluss 
eines solchen Gestattungsvertrages bereit, 
wenn nicht überwiegende sonstige öffentliche 
Interessen an der Grundstücksnutzung entge-
genstehen. 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstü-
cke, die von der DEW benutzt werden, bzw. vor 
einem Wechsel der Straßenbaulast wird die 
Stadt der DEW rechtzeitig unterrichten und auf 
Verlangen zugunsten der DEW und auf deren 
Kosten eine beschränkte persönliche Dienst-
barkeit eintragen lassen. Für eine hierdurch ein-
tretende etwaige Wertminderung leistet die 
DEW eine einmalige angemessene Entschädi-
gung auf der Grundlage der von der Rechtspre-
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Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Ver-
sorgung im Stadtgebiet dienen, räumt die Stadt 
DEW21 auf deren Wunsch beschränkt persönli-
che Dienstbarkeiten ein gegen Zahlung einer 
einmaligen Entschädigung in angemessener 
Höhe. 
Die Parteien werden bei der Anwendung dieses 
Vertrages die Ergebnisse der Kommission zu 
den Konzessionsverträgen (Anlage 4), derzeit in 
der Fassung vom 30.06 ./10.07.2006, einschließ-
lich zukünftiger Änderungen, berücksichtigen. 

 Die vorstehenden Regelungen für die Inanspruch-
nahme der sonstigen öffentlichen und nicht-
öffentlichen Grundstücke gelten nicht, wenn und 
soweit Anlagen der Umspannung, Lieferung sowie 
Zu- und Fortleitung elektrischer Energie zum Zwe-
cke der Versorgung des Stadtgebietes von der 
Stadt gemäß der Niederspannungsanschlussver-
ordnung Strom (NAV) unentgeltlich zuzulassen sind. 

chung hierzu entwickelten Grundsätze. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorstehenden Regelungen für die Inan-
spruchnahme der sonstigen öffentlichen und 
nichtöffentlichen Grundstücke gelten nicht, 
wenn und soweit Anlagen der Umspannung, 
Lieferung sowie Zu- und Fortleitung elektrischer 
Energie zum Zwecke der Versorgung des Kon-
zessionsgebietes von der Stadt gemäß der 
AVBEltV unentgeltlich zuzulassen sind. 
 

Die Vertragspartner werden bei der Ausübung ihrer 
Rechte nach diesem Vertrag jederzeit auf die Interes-
sen des jeweils anderen Vertragspartners Rücksicht 
nehmen. 

 
 
 
Unter Ziff. 1.3, S.7 werden ergänzende Regelungen, 
die 2006 zwischen der Stadt und DEW21 vereinbart 
worden sind, Vertragsbestandteil. Im Rahmen der 
praktischen Umsetzung des bisherigen Vertrages 
werden zwischen den Liegenschaftsabteilungen von 
DEW21 und der Stadt getroffene Abreden zur Nut-
zung von Grundstücken, insbesondere zur Bestel-
lung von Dienstbarkeiten, redaktionell in den Vertrag 
eingearbeitet. Eine wesentliche materielle Änderung 
der Regelungen des bisherigen Vertrags zur Grund-
stücksnutzung durch DEW21 erfolgt hierdurch nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
Der letzte Absatz von 3.2 (Altfassung) (Rücksicht-
nahmepflichten findet sich jetzt unter Ziff. 10.1 (Neu-
fassung). 
 

2. Konzessionsabgabe 2. Strompreise 
4. Konzessionsabgabe 

 

2.1 Als Entgelt für die DEW21 nach Ziffer 1 eingeräum-
ten Rechte erhält die Stadt von DEW21 eine Konzes-
sionsabgabe. 

4.1 Als Gegenleistung für die der DEW eingeräum-
ten Rechte erhält die Stadt von der DEW eine 
Konzessionsabgabe. 

Ziff. 2.1 und 2.2 entspricht der Regelung in der Kon-
zessionsabgabenverordnung (KAV), insbe-
sondere § 1 und 2 Abs. 1-3. 

2.2 Die Konzessionsabgabe beträgt 4.2 Die Konzessionsabgabe beträgt  
2.2.1  2,39 ct/kwh der Lieferung an Tarifkunden zum 

Allgemeinen Tarif gemäß Ziffer 2.5, die nicht nach 
der Schwachlastregelung des Allgemeinen Tarifs 
erfolgt, 

4.2.1 4,69 Pf/kwh der Stromlieferung an Tarifkunden 
im Konzessionsgebiet zum Allgemeinen Tarif 
gemäß Ziffer 2.1, die nicht nach der Schwach-
lastregelung des Allgemeinen Tarifs erfolgt, 

 

2.2.2 0,61 ct/kWh der Lieferung an Tarifkunden, die nach 
der SchwachIastregelung des Allgemeinen Tarifs 
gemäß Ziffer 2.4 erfolgt, und 

4.2.2 1,2 Pf/kWh der Stromlieferung an Tarifkunden 
im Konzessionsgebiet, die nach der SchwachI-
astregelung des Allgemeinen Tarifs gemäß Zif-
fer 2.1 erfolgt, und 

 

2.2.3 0,11 ct/kWh der Lieferung an Sondervertragskun-
den gemäß Ziffer 2.6, soweit sie nach den jeweili-

4.2.3 0,22 Pf/kWh der Stromlieferung an Sonderver-
tragskunden im Konzessionsgebiet gemäß Zif-
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gen gesetzlichen Bestimmungen gezahlt werden 
darf. 

fer 2.2, soweit sie nach den jeweiligen gesetzli-
chen Bestimmungen gezahlt werden darf. 

 4.2.4  Nach Maßgabe von § 8 Absatz 1 Nr. 1 Konzes-
sionsabgabenverordnung (KAV) ergeben sich 
für 1995 die folgenden Beträge: 
5,25 Pf/kwh (Ziffer 4.2.1) 
1,2   Pf/kwh (Ziffer 4.2.2) 
0,29 Pf/kWh (Ziffer 4.2.3), 
die in den darauf folgenden Jahren gemäß § 8 
KAV auf die in Ziffer 4.2.1 und Ziffer 4.2.3 ge-
nannten Beträge zurückgeführt werden. 

 

2.3 Grundlage für die Konzessionsabgabenzahlun-
gen sind die im Kalenderjahr abgerechneten Lie-
ferungen im Stadtgebiet. Unbeschadet von Zif-
fern 2.6 und 2.7 gelten Stromlieferungen aus 
dem Niederspannungsnetz (bis 1 Kilovolt) kon-
zessionsabgabenrechtlich als Lieferungen an 
Tarifkunden, es sei denn, die gemessene Leis-
tung des Kunden überschreitet in mindestens 
zwei Monaten des Abrechnungsjahres 30 Kilo-
watt und der Jahresverbrauch beträgt mehr als 
30.000 Kilowattstunden. Dabei ist auf die Belie-
ferung der einzelnen Betriebsstätte oder Ab-
nahmestelle abzustellen. Bei der Ermittlung des 
Jahresverbrauchs werden Stromlieferungen im 
Rahmen von Sonderabkommen für Lieferungen 
in lastschwachen Zeiten nicht berücksichtigt; 
für diese Lieferungen gelten Ziffern 2.2.2 und 
2.2.3. DEW21 und die Stadt können niedrigere 
Leistungswerte und Jahresverbrauchsmengen 
vereinbaren.  

 Ziff. 2.3 entspricht der Neuregelung in § 2 Abs. 7 
KAV. 

2.4 Sofern die Konzessionsabgaben-Höchstbeträge 
gemäß KAV in Anpassung an die allgemeine 
Preisentwicklung verändert werden, wird DEW21 
die in den Ziffern 2.2.1 bis 2.2.3 genannten Be-
träge im Einvernehmen mit der Stadt in gleicher 
Höhe verändern.  

4.3  Sofern die Konzessionsabgaben-Höchstbeträge 
gemäß § 2 KAV in Anpassung an die allgemei-
ne Preisentwicklung erhöht werden, ist die DEW 
bereit, 
- der Stadt eine entsprechende Erhöhung der in 

Ziffer 4.2.1 und Ziffer 4.2.2 genannten Beträge 
anzubieten. Die Erhöhung erfolgt frühestens 
ab dem Zeitpunkt, zu dem die nach der Ände-
rung der Höchstbeträge erteilte Genehmigung 
zur Erhöhung der Tarifpreise, in der die höhe-

Die Veränderung des Vertragstextes  stellt eine 
Verbesserung für die Stadt dar: bei einer Erhöhung 
der Konzessionsabgabenhöchstbeträge wird sich 
die an die Stadt zu zahlenden Konzessionsabgabe 
ebenfalls automatisch erhöhen. 
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ren Konzessionsabgaben als Kosten aner-
kannt werden, wirksam wird. Die DEW ver-
pflichtet sich, spätestens zwei Jahre nach In-
krafttreten der Erhöhung der Höchstbeträge 
einen entsprechenden Antrag auf alsbaldige 
Erhöhung der Tarifpreise zu stellen. 

- der Stadt eine entsprechende Erhöhung des in 
Ziffer 4.2.3 genannten Betrages anzubieten, 
soweit dies die Wettbewerbsfähigkeit der 
Strompreise für Sondervertragskunden zu-
lässt. Unter dieser Voraussetzung erfolgt die 
Erhöhung von dem Zeitpunkt an, zu dem eine 
Weitergabe der durch die Konzessionsabga-
benerhöhung bedingten höheren Kosten an al-
le Sondervertragskunden vereinbart werden 
kann, spätestens mit Ablauf des dritten Kalen-
derjahres nach Inkrafttreten der Erhöhung des 
zugehörigen Höchstbetrages. 

2.5  Für die Berechnung der nach den Ziffern 2.2.1 und 
2.2.2 gelieferten elektrischen Energie gilt der Allge-
meine Tarif für die Elektrizitätsversorgung von Tarif-
kunden von DEW21 in der jeweils gültigen Fassung. 

2.1  Für die Berechnung der nach Ziffer 1.1 geliefer-
ten elektrischen Energie gilt der Allgemeine Ta-
rif für die Elektrizitätsversorgung von Tarifkun-
den der DEW in der jeweils gültigen Fassung. 

 

2.6  DEW21 ist berechtigt, bei Kunden mit besonderen 
Entnahmeverhältnissen die Lieferung nicht nach 
dem Allgemeinen Tarif und der NAV  durchzuführen, 
sondern mit diesen Kunden über die Strompreise 
und Lieferbedingungen besondere Vereinbarungen 
zu treffen (Stromlieferungsverträge für Sonderver-
tragskunden).  

2.2  Die DEW ist berechtigt, bei Kunden mit beson-
deren Entnahmeverhältnissen die Stromliefe-
rung nicht nach dem Allgemeinen Tarif und der 
AVBEltV durchzuführen, sondern mit diesen 
Kunden über die Strompreise und Lieferbedin-
gungen besondere Vereinbarungen zu treffen 
(Stromlieferungsverträge für Sondervertrags-
kunden). 

Neue Verordnung NAV statt AVB, (s.o. Anmerkung 
unter Präambel). 
 

2.7 Bei der Errechnung der Konzessionsabgabe bleibt 
die Lieferung an Sondervertragskunden außer An-
satz, deren Durchschnittspreis im Kalenderjahr je 
kWh unter dem Durchschnittserlös je kWh aus der 
Lieferung von Strom an alle Sondervertragskunden 
im Bundesgebiet liegt. Maßgeblich ist der in der 
amtlichen Statistik des Bundes jeweils für das vor-
letzte Kalenderjahr veröffentlichte Wert ohne Um-
satzsteuer. Der Grenzpreisvergleich wird für die 
Liefermenge eines jeden Lieferanten an der je-
weiligen Betriebsstätte oder Abnahmestelle un-

4.4  Bei der Errechnung der Konzessionsabgabe 
bleibt die Stromlieferung an Sondervertrags-
kunden außer Ansatz, deren Durchschnittspreis 
im Kalenderjahr je kWh unter dem Durch-
schnittserlös je kWh aus der Lieferung von 
Strom an alle Sondervertragskunden im Bun-
desgebiet liegt. Maßgeblich ist der in der amtli-
chen Statistik des Bundes jeweils für das vor-
letzte Kalenderjahr veröffentlichte Wert ohne 
Umsatzsteuer und Ausgleichsabgabe nach dem 
Dritten Verstromungsgesetz. 

 
 
 
 
 
 
 
 
(Neufassung) Wiedergabe der Regelung aus § 2 
Abs. 4 KAV: Drittlieferanten werden berücksichtigt. 
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ter Einschluss des Netznutzungsentgelts durch-
geführt.  

2.8  DEW21 gewährt der Stadt einen Preisnachlass 
für den in Niederspannung abgerechneten Ei-
genverbrauch der Stadt in Höhe des nach KAV 
zulässigen Höchstprozentsatzes auf den Rech-
nungsbetrag für den Netzzugang und weist die-
sen Nachlass in der Rechnung offen aus.  

2.3  Die DEW gewährt der Stadt auf das Entgelt für 
ihren eigenen Stromverbrauch, soweit er nach 
dem Allgemeinen Tarif abgerechnet wird, einen 
Nachlass von 10 %. 

Neuregelung aufgrund von § 3 Abs. 1 KAV. 
Der derzeitige Höchstprozentsatz gemäß § 3 Abs. 1 
KAV beträgt 10 %. 

2.9 Liefern Dritte im Wege der Durchleitung Strom 
an Letztverbraucher, so sind von DEW21 für die-
se Lieferungen Konzessionsabgaben in der Höhe 
an die Stadt zu zahlen, wie sie DEW21 in ver-
gleichbaren Fällen für Lieferungen ihres Unter-
nehmens oder durch verbundene Unternehmen 
im Konzessionsgebiet zu zahlen hat. 

 Wird ein Weiterverteiler über den öffentlichen 
Verkehrsraum mit Strom beliefert, den er ohne 
Benutzung solcher Flächen an Letztverbraucher 
weiterleitet, hat DEW21 für dessen Belieferung 
Konzessionsabgaben in der Höhe an die Stadt 
zu zahlen, wie sie ohne Einschaltung des Wei-
terverteilers angefallen wären.   

 Übernahme der Regelung aus § 2 Abs. 6 und 8 KAV 
zur Klarstellung: 
Diese Bestimmung wurde eingefügt, weil aufgrund 
der Liberalisierung des Strommarktes die Zahlung 
der Konzessionsabgabe zugunsten der Stadt durch 
den Netzinhaber/ Grundversorger sicherzustellen 
ist. 

2.10 Die Konzessionsabgabe wird monatlich nachträg-
lich  in ungefährer Höhe des zu erwartenden Betra-
ges als Abschlag gezahlt und endgültig nach Schluss 
des jeweiligen Rechnungsjahres abgerechnet. Die 
Stadt kann die Berechnung der Konzessionsabgabe 
durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen lassen. Für den 
Fall, dass es sich dabei um den Abschlussprüfer von 
DEW21 handelt und die Prüfung durch ihn nicht häu-
figer als alle drei Jahre erfolgt, trägt DEW21 die Kos-
ten für diese Prüfung. 

4.5 Die Konzessionsabgabe wird im allgemeinen vier-
teljährlich nachträglich in ungefährer Höhe des zu 
erwartenden Betrages als Abschlag gezahlt und 
endgültig nach Schluss des jeweiligen Rech-
nungsjahres abgerechnet. Die Stadt kann die Be-
rechnung der Konzessionsabgabe durch einen 
Wirtschaftsprüfer prüfen lassen. Für den Fall, dass 
es sich dabei um den Abschlussprüfer von der 
DEW handelt und die Prüfung durch ihn nicht häu-
figer als alle drei Jahre erfolgt, trägt die DEW die 
Kosten für diese Prüfung. 

Die Umstellung auf die monatliche Zahlung der Kon- 
zessionsabgabe war ein Wunsch der Stadt, um 
zeitnäher die Konzessionsabgabe zu vereinnahmen 
(Zinsvorteil). 

3. Energieversorgungskonzept 5. Energieversorgungsk onzept Dortmund  
DEW21 wird bei der Erfüllung der Vertragspflichten 
das jeweils gültige Energieversorgungskonzept der 
Stadt beachten und an dessen Fortschreibung mit-
wirken. Dabei ist sowohl den energiepolitischen Zie -
len der Stadt als auch den Vorgaben des EnWG hin-
sichtlich einer möglichst sicheren, preisgünstigen,  
verbraucherfreundlichen, effizienten und umweltver-

5.1  Die DEW erkennt die Vereinbarung über die 
Erstellung und Fortschreibung eines örtlichen 
Versorgungskonzeptes zwischen der Stadt 
Dortmund, der Dortmunder Stadtwerke AG und 
der Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG 
vom 27 12 1984 (nachstehend Vereinbarung 
von 1984 - Anlage 2 -) als für sich verbindlich 

Zum Energieversorgungskonzept muss eine knappe 
Formulierung genügen, da das Konzept selbst aus 
energierechtlichen Gründen nicht Regelungsge-
genstand des Konzessionsvertrages sein darf, aber 
die Bereitschaft zur Erfüllung und Fortschreibung 
des Konzeptes ausgedrückt werden soll.  
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träglichen leitungsgebundenen Versorgung ange-
messen Rechnung zu tragen. 
 
DEW21 gewährleistet auf eigene Kosten eine umfas-
sende und energieträgerübergreifende Energiebera-
tung der Stadt und ihrer Einwohner im vorgenannten 
Sinne. 
 
Im Rahmen der energiepolitischen Ziele der Stadt 
Dortmund wird DEW21 auch regenerative Projekte 
der Stadt Dortmund fördern.  

an und tritt an Stelle von DSW und VEW in die-
se Vereinbarung ein. 

5.2  Die DEW erkennt das aufgrund der Vereinba-
rung von 1984 entwickelte Energieversor-
gungskonzept Dortmund vom Juni 1988 (Anla-
ge 3) als für sich verbindlich an, wirkt an seiner 
Realisierung und Fortschreibung unentgeltlich 
mit und berücksichtigt dabei die Vorstellungen 
des Rates der Stadt Dortmund gemäß Ratsbe-
schluss vom 16.03.1989 (Anlage 4). 

5.3 Im Rahmen der bezeichneten Vorgaben be-
treibt die DEW eine sparsame, umweltfreundli-
che und ressourcenschonende Energieversor-
gung und fördert den Einsatz regenerativer E-
nergien, neuer Energietechniken sowie den 
Ausbau der Fernwärmeversorgung 
Die DEW gewährleistet auf ihre Kosten eine 
umfassende und energieträgerübergreifende 
Energieberatung der Stadt und ihrer Einwohner 
im Sinne dieser Vorgaben. 

4. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der Ver-
teilungsanlagen 

6. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der 
Verteilungsanlagen 

 

4.1 DEW21 ist  im  Rahmen  dieses  Vertrages  berech-
tigt,  alle  erforderlichen  Verteilungsanlagen  zu 
unterhalten,  auszubauen  und  zu betreten . Die 
Verteilungsanlagen umfassen die Transformatoren-
stationen, die Leitungen des Mittel- und Nieder-
spannungsnetzes, gegebenenfalls auch 110-kV-
Leitungen, die Hausanschlüsse und alle Zubehöran-
lagen von DEW21 in öffentlichen Verkehrsräumen, 
soweit sie der Versorgung des Stadtgebietes die-
nen. 

6.1 Die Verteilungsanlagen umfassen die Transfor-
matorenstationen, die Leitungen des Mittel- und 
Niederspannungsnetzes, gegebenenfalls auch 
110-kV-Leitungen, die Hausanschlüsse und alle 
Zubehöranlagen der DEW in öffentlichen Ver-
kehrsräumen, soweit sie der Versorgung des 
Konzessionsgebietes dienen. 

Ziff.4 (alt: Ziff.6); Ziff. 5 (alt: Ziff. 7), Ziff.6 (alt. Ziff. 8) 
und Ziff.7 (alt:Ziff.11) sind nahezu unverändert 
geblieben. 

4.2 Die Stadt und DEW21 werden einander von Bau-
maßnahmen, die den anderen Vertragspartner be-
rühren, so rechtzeitig unterrichten, dass dieser Ge-
legenheit zur Stellungnahme hat und geeignete Vor-
kehrungen zum Schutz seiner Anlagen treffen kann. 
Dies gilt insbesondere für die Aufstellung neuer und 
die Änderung bestehender Bauleitpläne und für be-
deutsame Bauvorhaben der Vertragspartner und 
Dritter. Berechtigte Belange des anderen Vertrags-

6.2 Die Stadt und die DEW werden einander von 
Baumaßnahmen, die den anderen Vertragspart-
ner berühren, so rechtzeitig unterrichten, dass 
dieser Gelegenheit zur Stellungnahme hat und 
geeignete Vorkehrungen zum Schutz seiner An-
lagen treffen kann. Dies gilt insbesondere für die 
Aufstellung neuer und die Änderung bestehender 
Bauleitpläne und für bedeutsame Bauvorhaben 
der Vertragspartner und Dritter. Berechtigte Be-
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partners sind zu berücksichtigen Bei erstmaliger Er-
richtung sowie größeren Erweiterungen oder Ände-
rungen der Verteilungsanlagen ist DEW21 verpflich-
tet, der Stadt die Baupläne vorzulegen. 

lange des anderen Vertragspartners sind zu be-
rücksichtigen Bei erstmaliger Errichtung sowie 
größeren Erweiterungen oder Änderungen der 
Verteilungsanlagen ist die DEW2 verpflichtet, der 
Stadt die Baupläne vorzulegen. 

4.3 DEW21 wird für ihre Verteilungsanlagen um alle 
erforderlichen behördlichen und privaten Genehmi-
gungen selbst nachsuchen. Die Stadt wird DEW21 
hierbei nach besten Kräften unterstützen und ihr er-
forderlichenfalls bei Enteignungen behilflich sein. 

6.3 Die DEW wird für ihre Verteilungsanlagen um alle 
erforderlichen behördlichen und privaten Ge-
nehmigungen selbst nachsuchen Die Stadt wird 
der DEW hierbei nach besten Kräften unterstüt-
zen und ihr erforderlichenfalls bei Enteignungen 
behilflich sein. 

 

4.4 DEW21 sorgt für die sachgemäße Wiederherstellung 
der Straßenoberflächen nach dem Bau von Leitun-
gen usw. Einzelheiten des Verfahrens und der tech-
nischen Durchführung bei der Wiederherstellung in 
öffentlichen Verkehrsräumen werden durch die als 
Anlage 2  beigefügten Durchführungsbestimmungen 
für Baumaßnahmen geregelt. 

6.4 Die DEW sorgt für die sachgemäße Wiederher-
stellung der Straßenoberflächen nach dem Bau 
von Leitungen usw. Einzelheiten des Verfahrens 
und der technischen Durchführung bei der Wie-
derherstellung in öffentlichen Verkehrsräumen 
werden durch die als Anlage 5 beigefügten 
Durchführungsbestimmungen für Baumaßnah-
men geregelt. 

 

4.5 Sollten Veränderungen bestehender Verteilungsanla-
gen aus Gründen des öffentlichen Interesses durch 
die Stadt veranlasst und verlangt werden, so ist 
DEW21 bereit, diese Änderungen auf eigene Kosten 
durchzuführen; § 150 BauGB bleibt unberührt. 

 Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen bestehen-
der Verteilungsanlagen gelten die als Anlage 3  bei-
gefügten ergänzenden Bestimmungen. Wenn die 
Stadt Veränderungen veranlasst und verlangt und 
Dritte einen Zuschuss oder sonstigen Kostenbeitrag 
leisten oder als Benutzer zu Gebühren herangezogen 
werden können, trägt die Stadt die Folgekosten; 
DEW21 übernimmt dann den städtischen Eigenanteil. 

 Diese Regelungen gelten auch für die Durchgangslei-
tungen in öffentlichen Verkehrsräumen. 

6.5 Sollten Veränderungen bestehender Verteilungs-
anlagen aus Gründen des öffentlichen Interesses 
durch die Stadt veranlasst und verlangt werden, 
so ist die DEW bereit, diese Änderungen auf ei-
gene Kosten durchzuführen; § 150 BauGB bleibt 
unberührt. 

 Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen beste-
hender Verteilungsanlagen gelten die als Anlage 
6 beigefügten ergänzenden Bestimmungen. 
Wenn die Stadt Veränderungen veranlasst und 
verlangt und Dritte einen Zuschuss oder sonsti-
gen Kostenbeitrag leisten oder als Benutzer zu 
Gebühren herangezogen werden können, trägt 
die Stadt die Folgekosten; die DEW übernimmt 
dann den städtischen Eigenanteil. 

 Diese Regelungen gelten auch für die Durch-
gangsleitungen in öffentlichen Verkehrsräumen. 

 

5. Störungs- und Höhere-Gewalt-Klausel  7. Störungs - und Höhere-Gewalt-Klausel  
5.1  Die Versorgung im Stadtgebiet darf ohne Genehmi-

gung der Stadt nicht eingestellt oder unterbrochen 
werden, es sei denn, dass die Einstellung oder Un-
terbrechung durch eine für eine solche Anordnung 

7.1  Die Stromversorgung im Stadtgebiet darf ohne 
Genehmigung der Stadt nicht eingestellt oder un-
terbrochen werden, es sei denn, dass die Einstel-
lung oder Unterbrechung durch eine für eine sol-
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zuständige Stelle verfügt wird. che Anordnung zuständige Stelle verfügt wird. 
5.2  Die Bestimmung nach Ziffer 5.1 bezieht sich nicht 

auf diejenigen Fälle, in denen DEW21, ihre Vorliefe-
ranten oder andere Vorlieferanten durch Störungen 
in ihren Betrieben gezwungen sind, die Lieferung 
vorübergehend ganz oder teilweise zu unterbre-
chen, oder wenn Prüfungen oder Untersuchungen 
und Reparaturen solche Unterbrechungen vorüber-
gehend notwendig machen. Von Unterbrechungen, 
die vorher erkennbar werden, hat DEW21 der Stadt 
möglichst frühzeitig Mitteilung zu machen. 
Gleiches gilt im Rahmen der Unterbrechung der 
Anschlussnutzung bei betriebsnotwendigen Ar-
beiten, Vermeidung eines drohenden Netzzu-
sammenbruchs oder - unter Wahrung der Ver-
hältnismäßigkeit - bei vertraglichen Zuwider-
handlungen. 

7.2  Die Bestimmung nach Ziffer 7.1 bezieht sich nicht 
auf diejenigen Fälle, in denen die DEW oder ihre 
Vorlieferanten durch Störungen in ihren Betrie-
ben gezwungen sind, die Stromlieferung vorü-
bergehend ganz oder teilweise zu unterbrechen, 
oder wenn Prüfungen oder Untersuchungen und 
Reparaturen solche Unterbrechungen vorüber-
gehend notwendig machen. 
Von Unterbrechungen, die vorher erkennbar 
werden, hat die DEW der Stadt möglichst frühzei-
tig Mitteilung zu machen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Trägt dem neuem Rechtsverhältnis der Anschluss-
nutzung gem. N(D)AV Rechnung. 

5.3  Sollten DEW21 oder deren Vorlieferanten durch 
Fälle höherer Gewalt oder durch vergleichbare  
Umstände , deren Abwendung bzw. deren Beseiti-
gung mit einem angemessenen technischen und 
wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden 
kann, an der Lieferung ganz oder teilweise gehin-
dert werden, so ruht die Verpflichtung zur Lieferung 
so lange, bis die Störungen und deren Folgen be-
seitigt worden sind. 

7.3  Sollten die DEW oder deren Vorlieferanten durch 
Fälle höherer Gewalt oder durch sonstige Um-
stände, deren Abwendung bzw. deren Beseiti-
gung mit einem angemessenen technischen und 
wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden 
kann, an der Stromlieferung ganz oder teilweise 
gehindert werden, so ruht die Verpflichtung zur 
Stromlieferung so lange, bis die Störungen und 
deren Folgen beseitigt worden sind. 

Das Wort „vergleichbare“ Umstände dient der Ver-
deutlichung, welche Situationen von dieser Aus-
nahmeregelung erfasst sein können. 

5.4  DEW21 ist gehalten, nach besten Kräften dafür zu 
sorgen, dass die Störungen und deren Folgen 
schnellstens beseitigt werden. Bei längeren Störun-
gen ist die Stadt zu benachrichtigen.  

7.4  Die DEW ist gehalten, nach besten Kräften dafür 
zu sorgen, dass die Störungen und deren Folgen 
schnellstens beseitigt werden. Bei längeren Stö-
rungen ist die Stadt zu benachrichtigen. 

 

5.5 Schadensersatzansprüche an DEW21 können 
durch die Stadt in diesen Fällen nicht gestellt wer-
den. 

7.5  Entschädigungsansprüche an die DEW können 
in diesen Fällen nicht gestellt werden. 

 

6. Eigentumsverhältnisse 8. Eigentumsverhältnisse  
Sämtliche zur Stromversorgung dienende Anlagen bis zu 
der in den Versorgungs- bzw. Stromlieferungsverträgen 
definierten Eigentumsgrenze sowie Messeinrichtungen 
sind Eigentum von DEW21, soweit sie nicht Dritten ge-
hören (z.B. Dritt-Messstellenbetreibern oder Kundenan-
lagen).  

Sämtliche zur Stromversorgung dienenden Anlagen 
bis zu der in den Versorgungs- bzw. Stromlieferungs-
verträgen definierten Eigentumsgrenze sowie Meßein-
richtungen sind Eigentum der DEW2. 

 
 
 
Trägt neuer Messzugangsverordnung (Messstellen-
betreiber und Messdienstleister sind neue Anbieter 
am Markt) Rechnung 

7. Vertragsdauer 11. Vertragsdauer  
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Dieser Konzessionsvertrag tritt am 01.03.2009 in 
Kraft und läuft bis zum 31.12.2028 . 

11.1 Dieser Konzessionsvertrag tritt am 01.01.1995 
in Kraft und läuft zwanzig Jahre. 

Wegen des Laufens der Frist der europaweiten Be-
kanntmachung (2.1.2009) und der nächstmöglichen 
Ratssitzung im Februar 2009 ist der frühestmögliche 
Beginn des Vertrages der 1.3.2009. Da für die Ab-
rechnung generell das Kalenderjahr die günstigere 
Einheit ist, wurde es für die Endlaufzeit des Vertra-
ges beim 31.12. 2028 belassen. In § 48 Abs. 3 
EnWG ist die Zahlung der Konzessionsabgabe für 
die vertragslose Zeit (hier: vom 1.1.-1.3.2009) gesi-
chert. 

 11.2 Die Vertragspartner verpflichten sich, spätes-
tens zwei Jahre vor Ablauf dieses Konzessions-
vertrages Verhandlungen darüber aufzuneh-
men, ob und ggf. zu welchen Bedingungen sie 
einen neuen Konzessionsvertrag schließen. 

Die Regelung ist nach dem EnWG nicht mehr zuläs-
sig; nach § 46 Abs. 3 EnWG ist der Neuabschluss 
von Wegenutzungsverträgen dem Wettbewerb zu 
unterstellen. 

8. Endschaftsbestimmungen 12. Endschaftsbestimmunge n  
8.1 Sollte die Stadt während der Vertragsdauer oder 

nach Ablauf des Vertrages von einem anderen Ener-
gieversorgungsunternehmen ein Angebot auf Ab-
schluss eines für die Zeit nach Beendigung dieses 
Vertrages geltenden Konzessionsvertrages erhalten 
oder sollte sie beabsichtigen, die Versorgung selbst 
aufzunehmen, so wird sie vor ihrer Entscheidung ü-
ber die zukünftige Versorgung DEW21 Gelegenheit 
geben, innerhalb einer Frist von drei Monaten ein 
Angebot auf Abschluss eines Konzessionsvertrages 
zu unterbreiten. 

12.1 Sollte die Stadt während der Vertragsdauer oder 
nach Ablauf des Vertrages von einem anderen 
Energieversorgungsunternehmen ein Angebot 
auf Abschluss eines für die Zeit nach Beendigung 
dieses Vertrages geltenden Konzessionsvertra-
ges erhalten oder sollte sie beabsichtigen, die 
Versorgung selbst aufzunehmen, so wird sie vor 
ihrer Entscheidung über die zukünftige Versor-
gung der DEW Gelegenheit geben, innerhalb ei-
ner Frist von drei Monaten ein Angebot auf Ab-
schluss eines Konzessionsvertrages zu unter-
breiten. 
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8.2 Endet dieser Konzessionsvertrag, so ist die Stadt, 
falls kein neuer Konzessionsvertrag mit DEW21 ge-
schlossen wird, berechtigt und verpflichtet, die in-
nerhalb des Stadtgebietes dann vorhandenen Anla-
gen von DEW21, die ausschließlich der Versorgung 
des Konzessionsgebietes dienen, käuflich zu er-
werben. Hierzu zählen außer den Transformatoren-
stationen, den Leitungen des Mittel- und Nieder-
spannungsnetzes, gegebenenfalls auch 110-kV-
Leitungen und allen Zubehöranlagen nach Ziffer 4.1 
auch alle Hausanschlüsse, Zähler und sonstiges 
Zubehör. 
Für Anlagen, die nicht der ausschließlichen Ver-
sorgung des Konzessionsgebietes dienen, wird 
DEW21 der Stadt auf deren Verlangen gegen ein 
angemessenes Entgelt ein Nutzungsrecht ein-
räumen, es sei denn, der Stadt wird durch 
DEW21 das Eigentum übertragen; für diesen Fall 
wird die Stadt DEW21 auf deren Verlangen ge-
gen ein angemessenes Entgelt ein Nutzungs-
recht einräumen. 
Als Kaufpreis gilt, soweit rechtlich zulässig , der 
Sachzeitwert der Anlagen am Tage der Übernahme. 
Der Sachzeitwert wird ermittelt, indem der Tages-
neuwert der Anlagen unter Zugrundelegung der am 
Tage der Übernahme bestehenden örtlichen und 
technischen Verhältnisse sowie geltenden Preise 
festgestellt und unter Berücksichtigung des Alters 
bzw. der technischen Nutzungsdauer sowie des Zu-
standes der Anlagen abgeschrieben wird. 
 
Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufgelösten 
Anteile der Anschlusskostenbeiträge (Baukostenzu-
schüsse und Hausanschlusskosten) der Kunden so-
wie öffentlicher Finanzierungszuschüsse werden an-
gemessen Kaufpreis mindernd angerechnet. 

12.2 Endet dieser Konzessionsvertrag, so ist die 
Stadt, falls kein neuer Konzessionsvertrag mit der 
DEW geschlossen wird, berechtigt und verpflich-
tet, die innerhalb des Konzessionsgebietes dann 
vorhandenen Anlagen der DEW, die ausschließ-
lich der Versorgung des Konzessionsgebietes 
dienen, käuflich zu erwerben. Hierzu zählen außer 
den Transformatorenstationen, den Leitungen des 
Mittel- und Niederspannungsnetzes, gegebenen-
falls auch 110-kV-Leitungen und allen Zubehöran-
lagen nach Ziffer 6.1 auch alle Hausanschlüsse, 
Zähler und sonstiges Zubehör. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Als Kaufpreis gilt der Sachzeitwert der Anlagen 

am Tage der Übernahme. Der Sachzeitwert wird 
ermittelt, indem der Tagesneuwert der Anlagen 
unter Zugrundelegung der am Tage der Über-
nahme bestehenden örtlichen und technischen 
Verhältnisse sowie geltenden Preise festgestellt 
und unter Berücksichtigung des Alters bzw. der 
technischen Nutzungsdauer sowie des Zustan-
des der Anlagen abgeschrieben wird. 

 
 Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufgelös-

ten Anteile der Anschlusskostenbeiträge (Bau-
kostenzuschüsse und Hausanschlusskosten) der 
Kunden sowie öffentlicher Finanzierungszu-
schüsse werden angemessen Kaufpreis min-
dernd angerechnet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 2 (Neufassung) trägt dem Umstand Rechnung, 
dass es Anlagen gibt, die nicht im alleinigen Eigen-
tum von DEW21 stehen oder es auch Versorgungs-
einrichtungen gibt, die auch der Versorgung be-
nachbarter Gemeinden dienen. 
 
 
 
 
Die Ergänzung „soweit rechtlich zulässig“ berück-
sichtigt die Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs, wonach die Vereinbarung des Sachzeitwertes 
als Kaufpreis unter bestimmten Umständen wettbe-
werbshindernd sein kann. 

8.3 Die Kosten für die Abtrennung der von der Stadt zu 
übernehmenden Versorgungsanlagen vom Netz von 
DEW21 (Entflechtung) trägt DEW21; die Kosten für 
die Netzeinbindung der von der Stadt übernomme-

12.3 Die Kosten für die Abtrennung der von der Stadt 
zu übernehmenden Versorgungsanlagen vom 
Netz der DEW (Entflechtung) trägt die DEW; die 
Kosten für die Netzeinbindung der von der Stadt 
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nen Versorgungsanlagen trägt die Stadt. Die Ver-
tragspartner werden die Maßnahmen zur Entflech-
tung und Einbindung für beide Seiten möglichst kos-
tengünstig gestalten. 

übernommenen Versorgungsanlagen trägt die 
Stadt. Die Vertragspartner werden die Maßnah-
men zur Entflechtung und Einbindung für beide 
Seiten möglichst kostengünstig gestalten. 

8.4 Ferner verbleibt DEW21 nach Ablauf dieses Kon-
zessionsvertrages das Recht, noch mindestens 
zwanzig Jahre lang Durchgangsleitungen nebst Zu-
behör durch das Stadtgebiet zwecks Stromversor-
gung anderer Städte und Kunden außerhalb der 
Stadt zu bauen, zu betreiben, instand zu halten, zu 
verstärken, zu erneuern und gegebenenfalls wieder 
zu entfernen. Während dieser Zeit bezahlt DEW21 - 
soweit gesetzlich zulässig - ein angemessenes We-
gebenutzungsentgelt Ziffer 4.5 gilt entsprechend. 

12.4 Ferner verbleibt der DEW nach Ablauf dieses 
Konzessionsvertrages das Recht, noch mindes-
tens zwanzig Jahre lang Durchgangsleitungen 
nebst Zubehör durch das Stadtgebiet zwecks 
Stromversorgung anderer Städte und Kunden 
außerhalb der Stadt zu bauen, zu betreiben, in-
stand zu halten, zu verstärken, zu erneuern und 
gegebenenfalls wieder zu entfernen. Während 
dieser Zeit bezahlt die DEW - soweit gesetzlich 
zulässig - ein angemessenes Wegebenutzungs-
entgelt Ziffer 6.5 gilt entsprechend. 

 

 
9. Allgemeine Rücksichten und Rechte Dritter 

  

9.1 Die Stadt wird DEW21 von bereits bestehenden und 
ihr bekannten Verträgen mit Dritten und Rechten 
Dritter, die sich auf Stromeigenerzeugung und Be-
nutzung der jeweils der Verfügung der Stadt unter-
liegenden öffentlichen Verkehrsräume durch Leitun-
gen beziehen, Kenntnis zu geben, soweit dies recht-
lich zulässig ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Stadt wird vor Erteilung einer Genehmigung zur 

Verlegung von Leitungen Dritter DEW21 Gelegen-
heit zur Stellungnahme geben. 

3.3  Die Stadt ist verpflichtet, der DEW von bereits 
bestehenden Verträgen mit Dritten und Rechten 
Dritter, die sich auf Stromeigenerzeugung und 
Benutzung der jeweils der Verfügung der Stadt 
unterliegenden öffentlichen Verkehrsraume 
durch Leitungen beziehen, Kenntnis zu geben 
Die Stadt wird bereits bestehende Vertrage mit 
Dritten und Rechte Dritter zum Zwecke der 
Fortleitung de eigenerzeugten elektrischen E-
nergie auf Verlangen der DEW zum nächst-
möglichen Termin beenden bzw. aufheben. 
Dieses Verlangen wird die DEW nur dann stel-
len, wenn die eigenerzeugte elektrische Ener-
gie zur Versorgung Dritter im Stadtgebiet ver-
wendet wird bzw verwendet werden soll. 
Die Stadt wird ferner in jedem Falle vor Ertei-
lung einer Genehmigung zur Verlegung von 
Leitungen Dritter der DEW Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben. 

Unter Ziff.9 werden Regelungen aus Ziff. 3 (Altfas-
sung) (3.3,3.4 und 3.5), die allgemeine Rücksichten 
und Rechte Dritter betreffen, neu zusammengefasst. 
Im übrigen sind die Regelungen aus Ziff. 3 durch die 
Neufassung des EnWG überholt und deshalb entfal-
len. 

9.2  Die Stadt kann anderen Versorgungsunternehmen 
den Bau von Durchgangsleitungen gestatten, sofern 
sich der Durchleitende verpflichtet, die Trassen vor-
handener Kabel- und Freileitungen von DEW21 
nicht zu beeinträchtigen.  

3.4  Die Stadt kann in Abstimmung mit der DEW 
anderen Versorgungsunternehmen den Bau 
von Durchgangsleitungen gestatten, sofern sich 
der Durchleitende verpflichtet, keine elektrische 
Energie unmittelbar oder mittelbar innerhalb 
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des Stadtgebietes anzubieten oder abzugeben 
und die Trassen vorhandener sowie geplanter 
Kabel- und Freileitungen der DEW nicht zu be-
einträchtigen. Unter diesen Voraussetzungen 
wird die DEW dem Bau von Durchgangsleitun-
gen nicht widersprechen. 

9.3  DEW21 wird im Rahmen der Vorgaben des § 6 
Abs. 3 der Eigenverbrauchsverordnung (Eigen-
VerbV), des Gesetzes für den Vorrang Erneuer-
barer Energien (EEG) oder des Gesetzes für die 
Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau 
der Kraft-Wärme-Kopplung (KWKG) in der je-
weils gültigen Fassung von der Stadt oder von 
Dritten in Eigenanlagen erzeugten Überschuss-
strom aufnehmen und angemessen vergüten. 
Die Aufnahme und Vergütung des Überschuss-
stromes erfolgt nach den jeweils gültigen ge-
setzlichen Bestimmungen.  

3.5  Die Stadt und Dritte sind berechtigt, eigene 
Einrichtungen mit elektrischer Energie aus Ei-
genanlagen zu versorgen, soweit und solange 
Versorgungs- bzw. Stromlieferungsverträge 
nicht entgegenstehen. 
Die DEW verpflichtet sich, von der Stadt oder 
von Dritten in Eigen- an lagen erzeugten Über-
schussstrom aufzunehmen und angemessen zu 
vergüten, wenn die Stromerzeugung erfolgt 
- aus Abfällen gemäß § 6 Absatz 3 der Eigen-

verbrauchsverordnung vom 18.12.1974 zum 
Dritten Verstromungsgesetz, 

- aus Wasserkraft oder 
- aus anderen regenerativen Energiequellen im 

Sinne des Stromeinspeisungsgesetzes, 
- im Wege der Kraft-Wärme-Koppelung im Sin-

ne der “Grundsätze über die Intensivierung 
der stromwirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen öffentlicher Elektrizitätsversorgung 
und industrieller Kraftwirtschaft“ (Verbändeve-
reinbarung zwischen VIK, BDI und VDEW) in 
der jeweils gültigen Fassung. 

Die Aufnahme und Vergütung des Überschuss-
stromes erfolgt nach den jeweils gültigen ge-
setzlichen Bestimmungen bzw. der vorgenann-
ten Verbändevereinbarung. 

In der Neufassung erfolgt eine Anpassung an neue 
gesetzliche Grundlagen und Veränderungen in den 
Bereichen Energieerzeugung und Einspeisung von 
Energie. 

10. Sonstiges 9. Wirtschaftsklausel 
10. Vertragsübertragung 

13. Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmun-
gen 

14. Vertragsänderungen und -ergänzungen 
16. Gerichtsstand 

17. Vertragsausfertigungen 

Ziff. 10 (Neufassung) fasst mehre Regelungen des 
bisher geltenden Vertrages zusammen. 

10.1 Die Vertragspartner werden bei der Ausübung ihrer 
Rechte nach diesem Vertrag jederzeit auf die Inte-
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ressen des jeweils anderen Vertragspartners Rück-
sicht nehmen. 

10.2 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Konzessi-
onsvertrages einschließlich der Anlagen und etwa 
abgeschlossener Nachtragsverträge rechtsunwirk-
sam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt. Die 
Vertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungül-
tigen Bestimmungen durch im wirtschaftlichen Er-
gebnis gleichwertige Bestimmungen in formell gülti-
ger Weise zu ersetzen, soweit keine gesetzlichen 
Bestimmungen entgegenstehen. Gleiches gilt für 
das Auftreten einer Regelungslücke. 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Konzessions-
vertrages einschließlich der Anlagen und etwa abge-
schlossener Nachtragsverträge rechtsunwirksam sein 
oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Be-
stimmungen hierdurch nicht berührt. Die Vertrags-
partner verpflichten sich jedoch, die ungültigen Be-
stimmungen durch im wirtschaftlichen Ergebnis 
gleichwertige Bestimmungen in formell gültiger Weise 
zu ersetzen, soweit keine gesetzlichen Bestimmungen 
entgegenstehen. 

 

10.3 Änderungen und Ergänzungen sowie Nebenabre-
den dieses Konzessionsvertrages bedürfen der 
Schriftform und müssen von beiden Vertragspart-
nern rechtsverbindlich unterzeichnet sein. 

Änderungen und Ergänzungen dieses Konzessions-
vertrages bedürfen der Schriftform und müssen von 
beiden Vertragspartnern rechtsverbindlich unterzeich-
net sein. 

 

10.4 Gerichtsstand ist Dortmund. Gerichtsstand ist Dortmund.  
10.5 Dieser Konzessionsvertrag ist in zwei gleichlauten-

den Ausfertigungen hergestellt; die Stadt und 
DEW21 erhalten je eine Ausfertigung. 

Dieser Konzessionsvertrag ist in zwei gleichlautenden 
Ausfertigungen hergestellt; die Stadt und die DEW 
haben je eine Ausfertigung erhalten. 

 

10.6 Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und / 
oder technisch-wirtschaftlichen Verhältnisse, durch 
welche die Vereinbarungen dieses Konzessionsver-
trages begründet sind, so wesentlich ändern, dass 
das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für 
einen der Vertragspartner eine unbillige Härte be-
deuten würde, kann dieser Vertragspartner eine 
entsprechende Änderung dieses Konzessionsver-
trages verlangen. 

 Aus Gründen der Entflechtung nach dem EnWG 
gilt die Besonderheit, dass DEW21 und DEW21-
Netz eine schuldrechtliche Vereinbarung ab-
schließen werden, durch die sich DEW21-Netz 
verpflichtet, alle sie betreffenden Aufgaben aus 
dem Konzessionsvertrag gegenüber der Stadt 
zu erfüllen. Die Stadt wird hierzu ihre Zustim-
mung gemäß dem vorstehenden Satz erteilen. 

Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und / oder 
technisch- wirtschaftlichen Verhältnisse, durch welche 
die Vereinbarungen dieses Konzessionsvertrages 
begründet sind, so wesentlich ändern, dass das Fest-
halten an diesem Konzessionsvertrag für einen der 
Vertragspartner eine unbillige Härte bedeuten würde, 
kann dieser Vertragspartner eine entsprechende Än-
derung dieses Konzessionsvertrages verlangen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die neue Regelung im 2. Absatz von 10.6 ist wegen 
der Verpachtung des Netzes durch DEW21 an 
DEW21-Netz notwendig. 

10.7 Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung des 
anderen Vertragspartners berechtigt, Rechte und 
Pflichten aus diesem Konzessionsvertrag ganz oder 

Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung des 
anderen Partners berechtigt, Rechte und Pflichten aus 
diesem Konzessionsvertrag ganz oder teilweise auf 
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teilweise auf einen Dritten zu übertragen. Die Zu-
stimmung zur Übertragung darf nur verweigert wer-
den, wenn gegen die technische oder wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit des Dritten begründete Be-
denken bestehen oder wesentliche Interessen 
eines Vertragspartners entgegenstehen . Die Ü-
bertragung ist von dem übertragenden Vertrags-
partner oder dem Dritten dem anderen Vertrags-
partner schriftlich mitzuteilen. Bis zur Erteilung der 
Zustimmung haftet der übertragende Vertragspart-
ner für die Erfüllung dieses Konzessionsvertrages. 

einen Dritten zu übertragen. Die Zustimmung zur Ü-
bertragung darf nur verweigert werden, wenn gegen 
die technische oder wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Dritten begründete Bedenken bestehen. Die Über-
tragung ist von dem übertragenden Partner oder dem 
Dritten dem anderen Vertragspartner schriftlich mitzu-
teilen. Bis zur Erteilung der Zustimmung haftet der 
übertragende Partner für die Erfüllung dieses Konzes-
sionsvertrages. 

 
 
Neu eingefügt wurde: ....“ oder wesentliche Interes-
sen eines Vertragspartners entgegenstehen“ 

11. Bestandteile dieses Vertrages   
Bestandteile dieses Vertrages sind 
- Karte des Konzessionsgebietes - Anlage 1 - 
- Durchführungsbestimmungen für Baumaßnahmen - 
Anlage 2 -  
- Ergänzende Bestimmungen über die Kostentra-

gung bei stadtbahnbedingten Änderungen von 
Versorgungsanlagen - Anlage 3 - 

- Ergebnisse der Kommission zu den Konzessions-
verträgen- Anlage 4 - 

 
 

Bestandteile dieses Strom-Konzessionsvertrages 
Karte des Konzessionsgebietes - Anlage 1 - 
Vereinbarung über die Erstellung und Fortschreibung 

eines örtlichen Versorgungskonzeptes zwischen der 
Stadt Dortmund, der Dortmunder Stadtwerke Akti-
engesellschaft und der Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen Aktiengesellschaft vom 27.12.1984 - An-
lage 2 - 

Energieversorgungskonzept Dortmund vom Juni 1988 
- Anlage 3 - 

Beschluss des Rates der Stadt Dortmund vom 
16.03.1989 - Anlage 4 - 

Durchführungsbestimmungen für Baumaßnahmen - 
Anlage 5 - 

Ergänzende Bestimmungen über die Kostentragung 
bei stadtbahnbedingten Änderungen von Versor-
gungsanlagen - Anlage 6 - 

Da das Energieversorgungskonzept (alt: Anlage 2-4) 
nicht Regelungsgegenstand eines Konzessionsver-
trages sein kann (s.o., Anmerkung zu 3.), kann es 
auch nicht Anlage des neuen Konzessionsvertrages 
sein. 
 
Die Anlagen (Neufassung) sind neu nummeriert; 
Anlagen 1 und 3 sind unverändert übernommen; 
Anlage 2 (alt Anlage 5) enthält Veränderungen, vgl. 
anliegende Synopse; zu Anlage 4 (neu) s. Anm. zu 
1.3 
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 1.4  Die DEW ist bereit, gegenüber der Stadt die 
Verpflichtung zur Errichtung, Änderung, zum 
Betrieb und zur Instandhaltung einer elektri-
schen Beleuchtungsanlage auf den öffentli-
chen Verkehrsräumen des Stadtgebietes 
nach Maßgabe eines hierüber gesondert ab-
zuschließenden Straßenbeleuchtungsvertra-
ges zu übernehmen. 

 
3.1  Die Stadt räumt der DEW das Recht ein, die 

öffentliche Versorgung mit elektrischer Ener-
gie im Stadtgebiet durchzuführen. Sie wird 
während der Dauer dieses Konzessionsver-
trages für Zwecke der öffentlichen Versor-
gung im Stadtgebiet weder elektrische Ener-
gie von anderer Seite beziehen noch selbst 
erzeugen und insbesondere auch kein Elekt-
rizitätsversorgungsunternehmen betreiben. 

 
15. Kartellanmeldung 

Die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen erforderliche Anmeldung bei der 
zuständigen Kartellbehörde nimmt die DEW vor. 

Vertrag wird "rein" auf Wegenutzung ohne weitere 
Dienstleistungen beschränkt. Die Straßenbeleuch-
tung wird in einem gesonderten Vertrag geregelt. 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Liberalisierung durch die Neufassung 
des EnWG sind Ausschließlichkeitsregelungen nicht 
mehr zulässig 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Infolge Neuregelung durch EnWG nicht mehr gege-
ben. 
Eine kartellrechtliche Anmeldung ist, da es nur um 
Konzessionen und nicht um die Gesamtversorgung 
geht, nicht erforderlich. 



 

GGaass--KKoonnzzeessssiioonnssvveerrtt rraagg  
--  NNeeuuffaassssuunngg  --  

GGaass--KKoonnzzeessssiioonnssvveerrtt rraagg  
--  AAll tt ffaassssuunngg  --  

AAnnmmeerrkkuunnggeenn  

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberbürgermeister -  

- Stadt -  
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gung GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung - 

- DEW21 - 
nachfolgend gemeinsam "Vertragspartner" genannt 

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberstadtdirektor -  

- Stadt - 
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gung GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung -  
- DEW 

Zu den Veränderungen gelten im Wesentlichen die 
Anmerkungen zum Stromvertrag.  
In dieser Spalte werden nur Besonderheiten zum 
Gasvertrag angemerkt. 
 
Die textlichen Änderungen in der Neufassung, die 
nicht bereits im Stromvertrag kenntlich gemacht 
sind, werden fett wiedergegeben.. 

Präambel   
Zweck dieses Vertrages ist es, durch Bereitstellung 
und Betrieb eines Gasversorgungsnetzes unter 
Nutzung gemeindlicher Grundstücke eine möglichst 
sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, 
effiziente und umweltverträgliche Versorgung der 
Einwohner und Gewerbetreibenden im Gemeinde-
gebiet mit Gas zu gewährleisten. 
DEW21 ist Eigentümerin eines Gasversorgungsnet-
zes (nachfolgend "Versorgungsnetz" genannt) in-
nerhalb des Konzessionsgebietes im Sinne von 
Anlage 1  (nachfolgend "Stadtgebiet" genannt). 
Dieses Versorgungsnetz hat sie an den örtlichen 
Netzbetreiber DEW21-Netz GmbH verpachtet, um 
die Sicherstellung der Versorgung entsprechend 
den vorgenannten Zielen des § 1 Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) zu gewährleisten. 
Durch den vorgenannten Pachtvertrag wird sicher-
gestellt, dass DEW21-Netz GmbH innerhalb des 
Stadtgebietes jedermann an das Versorgungsnetz 
anschließen und ihm die Entnahme von Gas aus 
dem Versorgungsnetz ermöglichen wird, soweit 
gesetzlich hierzu eine Pflicht besteht. Besteht kei-
ne Anschlusspflicht, ist DEW21-Netz nur zur Her-
stellung des Anschlusses verpflichtet, wenn ihr die 
damit verbundenen Kosten erstattet werden. Der 
Anschluss an das Versorgungsnetz erfolgt nach 
den Bestimmungen dieses Konzessionsvertrages 

1.1 Die DEW wird innerhalb des Stadtgebietes 
jedermann an ihr Gasversorgungsnetz an-
schließen und mit Gas für Heizung und sonsti-
ge Zwecke beliefern, soweit gesetzlich eine 
Anschluss- und Versorgungspflicht besteht. 
Besteht keine gesetzliche Anschluss- und Ver-
sorgungspflicht, ist die DEW zur Herstellung 
des Anschlusses nur verpflichtet, wenn ihr die 
damit verbundenen Kosten erstattet werden. 
Der Anschluss an das Gasversorgungsnetz 
und die Lieferung von Gas erfolgen nach den 
Bestimmungen dieses Konzessionsvertrages 
sowie nach der Verordnung über Allgemeine 
Bedingungen für die Gasversorgung von Tarif-
kunden (AVBGasV) vom 21.06.1979 (BGB]. 1 
5. 676) und den hierzu geltenden Ergänzenden 
Bedingungen der DEW in der jeweils gültigen 
Fassung und den Gaspreisen nach Ziffer 2. 

 



 

sowie nach der Verordnung über Allgemeine Be-
dingungen für den Netzanschluss und dessen Nut-
zung für die Gasversorgung in Niederdruck (Nie-
derdruckanschlussverordnung – NDAV, BGBl. I, 
2485) und den hierzu geltenden Ergänzenden Be-
dingungen von DEW21-Netz in der jeweils gültigen 
Fassung. 
Im Hinblick auf die Ziele dieses Vertrages werden 
die Stadt und DEW21 vertrauensvoll zusammenar-
beiten. 

 ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN  
1. Konzessions- und Wegenutzungsrecht 1. Gegenstand  und Umfang der Versorgung 

3. Konzessions- und Wegenutzungsrecht 
 

1.1 Die Stadt räumt DEW21 das Recht ein, die 
jeweils ihrer Verfügung unterliegenden öffentli-
chen Verkehrsräume (Straßen, Wege, Plätze, 
Brücken u. ä.) zur Verlegung und zum Betrieb 
von Leitungen zwecks Lieferung von Gas an 
Letztverbraucher im Stadtgebiet zu benutzen. 
Dies gilt - jedoch nicht ausschließlich - auch für 
sonstige Anlagen der Gasversorgung ein-
schließlich betrieblicher Steuerungs- und Da-
teneinrichtungen sowie Durchgangsleitungen. 

3.2  Die Stadt räumt ausschließlich der DEW das 
Recht ein, die jeweils ihrer Verfügung unterlie-
genden öffentlichen Verkehrsräume (Straßen, 
Wege, Plätze, Brücken u. ä.) zur Verlegung 
und zum Betrieb von Leitungen zwecks Liefe-
rung von Gas an Letztverbraucher im Konzes-
sionsgebiet zu benutzen. Dies gilt - jedoch 
nicht ausschließlich - auch für sonstige Anla-
gen der Gasversorgung einschließlich Fern-
meldeeinrichtungen und für Durchgangsleitun-
gen. 

 

1.2 Dieser Konzessionsvertrag erstreckt sich auf 
das gesamte Stadtgebiet zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Konzessionsvertrages (An-
lage 1 ). Im Falle einer Vergrößerung des Stadt-
gebietes werden die Vertragspartner über die 
Anwendung dieses Konzessionsvertrages auf 
die hinzugekommenen Gebietsteile verhandeln. 
Sollte die Stadt im Falle der Anwendung dieses 
Konzessionsvertrages auf die hinzugekomme-
nen Gebietsteile zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen verpflichtet sein, ist 
DEW21 berechtigt und verpflichtet, in diese 
Verpflichtung der Stadt einzutreten bzw. die 
Stadt davon freizustellen und die Übertragung 
auf sich zu verlangen. Sollte die Stadt in einem 

1.2  Dieser Konzessionsvertrag erstreckt sich auf 
das gesamte Stadtgebiet zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Konzessionsvertrages 
(Konzessionsgebiet) - Anlage 1 -. 

1.3  Im Falle der Vergrößerung des Stadtgebietes 
nach Ziffer 1.2 werden die Vertragspartner ü-
ber die Anwendung dieses Konzessionsvertra-
ges auf die hinzugekommenen Gebietsteile 
verhandeln. 

 Sollte die Stadt im Falle der Anwendung dieses 
Konzessionsvertrages auf die hinzugekomme-
nen Gebietsteile zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen verpflichtet sein, ist die 
DEW berechtigt und verpflichtet, in diese Ver-
pflichtung der Stadt einzutreten bzw. die Stadt 

 



 

solchen Falle zur Übernahme vorhandener Ver-
sorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie 
DEW21 ihr Erwerbsrecht ab. 

davon freizustellen und die Übertragung auf 
sich zu verlangen. Sollte die Stadt in einem 
solchen Falle zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie 
der DEW ihr Erwerbsrecht ab. 

1.3  Bei einer Entwidmung von öffentlichen Ver-
kehrsräumen ohne Eigentumswechsel bleiben 
die ausgeübten Benutzungsrechte von DEW21 
gegenüber der Stadt als einfache unentgeltli-
che Rechte aufrechterhalten. 
Zur Benutzung sonstiger öffentlicher und nicht-
öffentlicher Grundstücke der Stadt bedarf es 
jeweils eines gesonderten entgeltlichen Gestat-
tungsvertrages mit für beide Vertragspartner 
zumutbaren Bedingungen auf der Grundlage 
der von der Rechtsprechung hierzu entwickel-
ten Grundsätze. Die Stadt ist zum Abschluss 
eines solchen Gestattungsvertrages bereit, 
wenn nicht überwiegende sonstige öffentliche 
Interessen an der Grundstücksnutzung entge-
genstehen. 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstü-
cke, die von DEW21 benutzt werden, bzw. vor 
einem Wechsel der Straßenbaulast wird die 
Stadt DEW21 rechtzeitig unterrichten und auf 
Verlangen zugunsten DEW21 und auf deren 
Kosten eine beschränkte persönliche Dienst-
barkeit eintragen lassen. Für eine hierdurch 
eintretende etwaige Wertminderung leistet 
DEW21 eine einmalige angemessene Ent-
schädigung auf der Grundlage der von der 
Rechtsprechung hierzu entwickelten Grundsät-
ze. 
Für Leitungen, die nicht ausschließlich der 
Versorgung im Stadtgebiet dienen, räumt die 
Stadt DEW21 auf deren Wunsch beschränkt 
persönliche Dienstbarkeiten ein gegen Zahlung 
einer einmaligen Entschädigung in angemes-
sener Höhe. 
Die Parteien werden bei der Anwendung die-
ses Vertrages die Ergebnisse der Kommission 

3.2 Bei einer Entwidmung von öffentlichen Ver-
kehrsräumen ohne Eigentumswechsel bleiben 
die ausgeübten Benutzungsrechte der DEW 
gegenüber der Stadt als einfache unentgeltli-
che Rechte aufrechterhalten. 

 Zur Benutzung sonstiger öffentlicher und nicht-
öffentlicher Grundstücke der Stadt bedarf es 
jeweils eines gesonderten entgeltlichen Gestat-
tungsvertrages mit für beide Vertragspartner 
zumutbaren Bedingungen auf der Grundlage 
der von der Rechtsprechung hierzu entwickel-
ten Grundsätze. Die Stadt ist zum Abschluss 
eines solchen Gestattungsvertrages bereit, 
wenn nicht überwiegende sonstige öffentliche 
Interessen an der Grundstücksnutzung entge-
genstehen. 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstü-
cke, die von der DEW benutzt werden, bzw. 
vor einem Wechsel der Straßenbaulast wird 
die Stadt der DEW rechtzeitig unterrichten und 
auf Verlangen zugunsten der DEW und auf de-
ren Kosten eine beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit eintragen lassen. Für eine hier-
durch eintretende etwaige Wertminderung leis-
tet die DEW eine einmalige angemessene Ent-
schädigung auf der Grundlage der von der 
Rechtsprechung hierzu entwickelten Grundsät-
ze. 
Die vorstehenden Regelungen für die Inan-
spruchnahme der sonstigen öffentlichen und 
nichtöffentlichen Grundstücke gelten nicht, 
wenn und soweit Anlagen der Druckregelung, 
der Lieferung sowie Zu- und Fortleitung von 
Gas zum Zwecke der Versorgung des Konzes-
sionsgebietes von der Stadt gemäß der AVB-
GasV unentgeltlich zuzulassen sind. 

 



 

zu den Konzessionsverträgen (Anlage 4 ), der-
zeit in der Fassung vom 30.06./10.07.2006, 
einschließlich zukünftiger Änderungen, berück-
sichtigen. 

 Die vorstehenden Regelungen für die Inan-
spruchnahme der sonstigen öffentlichen und 
nicht-öffentlichen Grundstücke gelten nicht, 
wenn und soweit Anlagen der Druckregelung, 
der Lieferung sowie Zu- und Fortleitung von 
Gas zum Zwecke der Versorgung des Stadt-
gebietes von der Stadt gemäß der NDAV un-
entgeltlich zuzulassen sind. 

Die Vertragspartner werden bei der Ausübung 
ihrer Rechte nach diesem Vertrag jederzeit auf 
die Interessen des jeweils anderen Vertrags-
partners Rücksicht nehmen. 

2. Konzessionsabgabe 2. Gaspreise 
4. Konzessionsabgabe 

 

2.1 Als Entgelt für die DEW21 nach Ziffer 1 einge-
räumten Rechte erhält die Stadt von DEW21 ei-
ne Konzessionsabgabe. 

4.1 Als Gegenleistung für die der DEW einge-
räumten Rechte erhält die Stadt von der 
DEW eine Konzessionsabgabe. 

 

2.2 Die Konzessionsabgabe beträgt  4.2 Die Konzessionsabgabe beträgt Ziff. 2.1 und 2.2 entsprechen der Regelung in der 
Konzessionsabgabenverordnung für Strom und Gas 
(KAV), insbesondere §§ 1 und 2 Abs. 1-3. Die Ände-
rung passt den Vertrag zudem an die zwischenzeit-
lich in Kraft getretenen Höchstsätze gemäß der KAV 
an. 

2.2.1  0,93 ct/kWh bei Lieferungen an Tarifkunden 
ausschließlich für Kochen und Warmwasser  

4.2.1 1,820 Pf/kWh bei Gaslieferungen an Tarif-
kunden ausschließlich für Kochen und 
Warmwasser, 

 

2.2.2 0,40 ct/kWh bei sonstigen Tariflieferun-
gen   

4.2.2 0,555 Pf/kWh bei sonstigen Tariflieferun-
gen, 

 

2.2.3  0,03 ct/kWh für die Lieferung an Sonder-
vertragskunden – hierunter fallen alle 
anderen Belieferungen zu Sonderab-
kommen an Kunden, außer nach § 2 Abs. 
5 der Verordnung über Konzessionsab-
gaben für Strom und Gas (KAV), (s.2.7). 

4.2.3 0,060 Pf/kWh für die Belieferung von Son-
dervertragskunden. Dazu gehören alle 
Heizgaslieferungen zu Sonderabkommen 
mit mehr als 7.500 kWh/a, soweit die Belie-
ferung der entsprechenden Objekte nach 
dem 01.01.1993 erstmalig aufgenommen 
wurde. 

 

2.3 Tarifkunden im Sinne von Ziff.2.2 sind Kun-
den, die auf Grundlage von Verträgen nach 
den §§ 36 und 38 sowie § 115 Abs. 2 und § 
116 EnWG beliefert werden; Preise und Ta-
rife nach diesen Bestimmungen sind Tarife 

  



 

im Sinne von Ziffer 2.2.1 und 2.2.2. Son-
dervertragskunden im Sinne von Ziff. 2.2 
sind Kunden, die nicht Tarifkunden sind. 

2.4 Grundlage für die Konzessionsabgabenzah-
lungen sind die im Kalenderjahr abgerechne-
ten Lieferungen im Stadtgebiet. Die Höhe der 
zu zahlenden Konzessionsabgabe richtet sich 
nach den jeweils geltenden Bestimmungen 
der KAV  in der jeweils gültigen Fassung, dazu 
ggfs. ergehenden Ausführungsbestimmungen 
sowie nach den steuerrechtlichen Vorschriften 
über die Abzugsfähigkeit der Konzessionsab-
gabe im Rahmen der steuerlichen Gewinner-
mittlung. 
Sofern die Konzessionsabgaben-
Höchstbeträge gemäß KAV in Anpassung an 
die allgemeine Preisentwicklung verändert 
werden, wird DEW21 die in den Ziffern 2.2.1 
bis 2.2.3 genannten Beträge im Einvernehmen 
mit der Stadt in gleicher Höhe verändern. 

4.3 Grundlage für die Konzessionsabgabenzah-
lungen sind die im Kalenderjahr abgerechneten 
Gaslieferungen in Dortmund. Die Höhe der zu 
zahlenden Konzessionsabgabe richtet sich 
nach den jeweils geltenden Bestimmungen der 
Verordnung über Konzessionsabgaben für 
Strom und Gas vom 9. Januar 1992, dazu 
ggfs. ergehenden Ausführungsbestimmungen 
sowie nach den steuerrechtlichen Vorschriften 
über die Abzugsfähigkeit der Konzessionsab-
gabe im Rahmen der steuerlichen Gewinner-
mittlung. 
Werden die in der Verordnung über Konzessi-
onsabgaben für Strom und Gas festgesetzten 
Höchstbeträge geändert, gelten diese an Stelle 
der unter Ziffer 4.2.1 und Ziffer 4.2.3 genann-
ten Beträge. 
Der unter Ziffer 4.2.2 genannte Betrag wird in 
gegenseitigem Einvernehmen entsprechend 
dem geänderten Höchstbetrag in dem Maße 
geändert, wie die Wettbewerbsfähigkeit der 
Heizgaspreise eine Weitergabe zulässt. 

 

2.5  Für die Berechnung des nach den Ziffern 2.2.1 
und 2.2.2 gelieferten Gases gelten die Allge-
meinen Tarife für die Versorgung mit Gas von 
DEW21 in der jeweils gültigen Fassung. 

2.1 Für die Berechnung des nach Ziffer 1.1 gelie-
ferten Gases gelten die Allgemeinen Tarife 
für die Versorgung mit Gas der DEW in der 
jeweils gültigen Fassung. 

 

2.6  DEW21 ist berechtigt, bei Kunden mit beson-
deren Entnahmeverhältnissen die Lieferung 
nicht nach den Allgemeinen Tarifen und der 
NDAV durchzuführen, sondern mit diesen 
Kunden über die Gaspreise und Lieferbedin-
gungen besondere Vereinbarungen zu treffen 
(Gaslieferungsverträge für Sondervertragskun-
den). 

2.2 Die DEW ist berechtigt, bei Kunden mit be-
sonderen Entnahmeverhältnissen die Gaslie-
ferung nicht nach den Allgemeinen Tarifen 
und der AVBGasV durchzuführen, sondern 
mit diesen Kunden über die Gaspreise und 
Lieferbedingungen besondere Vereinbarun-
gen zu treffen (Gaslieferungsverträge für 
Sondervertragskunden). 

 

2.7 Konzessionsabgaben dürfen nicht gezahlt 
werden für Lieferungen an Sondervertrags-
kunden 
2.7.1 die pro Jahr und Abnahmefall fünf Millio-

4.4 Konzessionsabgaben dürfen nicht gezahlt 
werden für Lieferungen an Sondervertragskun-
den 
4.4.1 die pro Jahr und Abnahmefall fünf Millio-

 



 

nen kWh übersteigen oder  
2.7.2 deren Durchschnittspreis im Kalenderjahr 

unter 1,5 ct/kWh liegt, wobei dieser Preis 
im Verhältnis der Durchschnittserlöse 
aus der Belieferung von Sondervertrags-
kunden in Dortmund im Jahr 1989 und im 
jeweiligen Kalenderjahr zu verändern ist. 

nen kWh übersteigen oder  
4.4.2 deren Durchschnittspreis im Kalenderjahr 

unter drei Pf/kWh liegt, wobei dieser 
Preis im Verhältnis der Durchschnittser-
löse aus der Belieferung von Sonderver-
tragskunden in Dortmund im Jahr 1989 
und im jeweiligen Kalenderjahr zu verän-
dern ist. 

2.8  DEW21 gewährt der Stadt einen Preisnachlass 
für den in Niederdruck abgerechneten Eigen-
verbrauch der Stadt in Höhe des nach KAV zu-
lässigen Höchstprozentsatzes auf den Rech-
nungsbetrag für den Netzzugang und weist 
diesen Nachlass in der Rechnung offen aus. 

2.3 Die DEW gewährt der Stadt auf das Entgelt 
für ihren eigenen Gasverbrauch, soweit er 
nach den Allgemeinen Tarifen abgerechnet 
wird, einen Nachlass von 10 %. 

 

2.9  Liefern Dritte im Wege der Durchleitung 
Gas an Letztverbraucher, so sind von DEW21 
für diese Lieferungen Konzessionsabgaben in 
der Höhe an die Stadt zu zahlen, wie sie DEW21 
in vergleichbaren Fällen für Lieferungen ihres 
Unternehmens oder durch verbundene oder as-
soziierte Unternehmen im Konzessionsgebiet zu 
zahlen hat. 

 Wird ein Weiterverteiler über den öffentlichen 
Verkehrsraum mit Gas beliefert, das er ohne 
Benutzung solcher Flächen an Letztverbraucher 
weiterleitet, hat DEW21 für dessen Belieferung 
Konzessionsabgaben in der Höhe an die Stadt 
zu zahlen, wie sie ohne Einschaltung des Wei-
terverteilers angefallen wären. 

  

2.10 Die Konzessionsabgabe wird monatlich 
nachträglich in ungefährer Höhe des zu er-
wartenden Betrages als Abschlag gezahlt 
und endgültig nach Schluss des jeweiligen 
Rechnungsjahres abgerechnet. Die Stadt 
kann die Berechnung der Konzessionsab-
gabe durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen 
lassen. Für den Fall, dass es sich dabei um 
den Abschlussprüfer von DEW21 handelt 
und die Prüfung durch ihn nicht häufiger als 
alle drei Jahre erfolgt, trägt DEW21 die 
Kosten für diese Prüfung. 

4.5 Die Konzessionsabgabe wird im allgemeinen 
vierteljährlich nachträglich in ungefährer Höhe 
des zu erwartenden Betrages als Abschlag ge-
zahlt und endgültig nach Schluss des jeweili-
gen Rechnungsjahres abgerechnet. Die Stadt 
kann die Berechnung der Konzessionsabgabe 
durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen lassen. 
Für den Fall, dass es sich dabei um den Ab-
schlussprüfer der DEW handelt und die Prü-
fung durch ihn nicht häufiger als alle drei Jahre 
erfolgt, trägt die Kosten für diese Prüfung. 

 



 

3. Energieversorgungskonzept 5. Energieversorgungsk onzept Dortmund  
DEW21 wird bei der Erfüllung der Vertragspflichten 
das jeweils gültige Energieversorgungskonzept der 
Stadt beachten und an dessen Fortschreibung mit-
wirken. Dabei ist sowohl den energiepolitischen 
Zielen der Stadt als auch den Vorgaben des EnWG 
hinsichtlich einer möglichst sicheren, preisgünsti-
gen, verbraucherfreundlichen, effizienten und um-
weltverträglichen leitungsgebundenen Versorgung 
angemessen Rechnung zu tragen. 
 
DEW21 gewährleistet auf eigene Kosten eine um-
fassende und energieträgerübergreifende Energie-
beratung der Stadt und ihrer Einwohner im vorge-
nannten Sinne. 
 
Im Rahmen der energiepolitischen Ziele der Stadt 
Dortmund wird DEW21 auch regenerative Projekte 
der Stadt Dortmund fördern. 

5.1  Die DEW erkennt die Vereinbarung über die 
Erstellung und Fortschreibung eines örtlichen 
Versorgungskonzeptes zwischen der Stadt 
Dortmund, der Dortmunder Stadtwerke AG 
und der Vereinigte Elektrizitätswerke Westfa-
len AG vom 27 12 1984 (nachstehend Ver-
einbarung von 1984 - Anlage 2 -) als für sich 
verbindlich an und tritt an Stelle von DSW 
und VEW in diese Vereinbarung ein. 

5.2  Die DEW erkennt das aufgrund der Vereinba-
rung von 1984 entwickelte Energieversor-
gungskonzept Dortmund vom Juni 1988 (An-
lage 3) als für sich verbindlich an, wirkt an 
seiner Realisierung und Fortschreibung un-
entgeltlich mit und berücksichtigt dabei die 
Vorstellungen des Rates der Stadt Dortmund 
gemäß Ratsbeschluss vom 16.03.1989 (An-
lage 4). 

5.3 Im Rahmen der bezeichneten Vorgaben be-
treibt die DEW eine sparsame, umweltfreund-
liche und ressourcenschonende Energiever-
sorgung und fördert den Einsatz regenerati-
ver Energien, neuer Energietechniken sowie 
den Ausbau der Fernwärmeversorgung 
Die DEW gewährleistet auf ihre Kosten eine 
umfassende und energieträgerübergreifende 
Energieberatung der Stadt und ihrer Einwoh-
ner im Sinne dieser Vorgaben. 

 

4. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der 
Verteilungsanlagen 

6. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der 
Verteilungsanlagen 

 

4.1 DEW21 ist im Rahmen dieses Vertrages 
berechtigt, alle erforderlichen Verteilungsanlagen 
zu unterhalten, auszubauen und zu betreten. Die 
Verteilungsanlagen umfassen die Gas-Druckregel- 
und -Messanlagen, Versorgungs- und Verteilungs-
leitungen, die Hausanschlüsse und alle Zubehör-
anlagen von DEW21 in öffentlichen Verkehrsräu-
men, soweit sie der Versorgung des Stadtgebietes 
dienen. 

6.1  Die Verteilungsanlagen umfassen die Gas-
Druckregel- und -Messanlagen, Versorgungs- 
und Verteilungsleitungen, die Hausanschlüsse 
und alle Zubehöranlagen der DEW in öffentli-
chen Verkehrsräumen, soweit sie der Versor-
gung des Konzessionsgebietes dienen. 

 

4.2 Die Stadt und DEW21 werden einander von 6.2  Die Stadt und die DEW werden einander  



 

Baumaßnahmen, die den anderen Vertrags-
partner berühren, so rechtzeitig unterrichten, 
dass dieser Gelegenheit zur Stellungnahme 
hat und geeignete Vorkehrungen zum Schutz 
seiner Anlagen treffen kann. Dies gilt insbe-
sondere für die Aufstellung neuer und die Än-
derung bestehender Bauleitpläne und für be-
deutsame Bauvorhaben der Vertragspartner 
und Dritter. Berechtigte Belange des anderen 
Vertragspartners sind zu berücksichtigen Bei 
erstmaliger Errichtung sowie größeren Erwei-
terungen oder Änderungen der Verteilungsan-
lagen ist DEW21 verpflichtet, der Stadt die 
Baupläne vorzulegen. 

von Baumaßnahmen, die den anderen Vertrags-
partner berühren, so rechtzeitig unterrichten, 
dass dieser Gelegenheit zur Stellungnahme hat 
und geeignete Vorkehrungen zum Schutz seiner 
Anlagen treffen kann. Dies gilt insbesondere für 
die Aufstellung neuer und die Änderung beste-
hender Bauleitpläne und für bedeutsame Bau-
vorhaben der Vertragspartner und Dritter. Be-
rechtigte Belange des anderen Vertragspartners 
sind zu berücksichtigen Bei erstmaliger Errich-
tung sowie größeren Erweiterungen oder Ände-
rungen der Verteilungsanlagen ist die DEW2 
verpflichtet, der Stadt die Baupläne vorzulegen. 

4.3  DEW21 wird für ihre Verteilungsanlagen um 
alle erforderlichen behördlichen und privaten 
Genehmigungen selbst nachsuchen. Die Stadt 
wird DEW21 hierbei nach besten Kräften unter-
stützen und ihr erforderlichenfalls bei Enteignun-
gen behilflich sein. 

6.3  Die DEW wird für ihre Verteilungsanlagen 
um alle erforderlichen und privaten Genehmi-
gungen selbst nachsuchen. Die Stadt wird der 
DEW hierbei nach besten Kräften unterstützen 
und ihr erforderlichenfalls bei Enteignungen be-
hilflich sein. 

 

4.4  DEW21 sorgt für die sachgemäße Wieder-
herstellung der Straßenoberflächen nach dem 
Bau von Leitungen usw. Einzelheiten des Ver-
fahrens und der technischen Durchführung bei 
der Wiederherstellung in öffentlichen Verkehrs-
räumen werden durch die als Anlage  2 beige-
fügten Durchführungsbestimmungen für Bau-
maßnahmen geregelt. 

6.4  Die DEW sorgt für die sachgemäße Wie-
derherstellung der Straßenoberflächen nach 
dem Bau von Leitungen usw. Einzelheiten des 
Verfahrens und der technischen Durchführung 
bei der Wiederherstellung in öffentlichen Ver-
kehrsräumen werden durch die als Anlage 5 
beigefügten Durchführungsbestimmungen für 
Baumaßnahmen geregelt. 

 

4.5  Sollten Veränderungen bestehender Vertei-
lungsanlagen aus Gründen des öffentlichen Inte-
resses durch die Stadt veranlasst und verlangt 
werden. so ist DEW21 bereit, diese Änderungen 
auf eigene Kosten durchzuführen; § 150 BauGB 
bleibt unberührt. 

 Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen beste-
hender Verteilungsanlagen gelten die als Anla-
ge 3 beigefügten ergänzenden Bestimmungen. 
Wenn die Stadt Veränderungen veranlasst und 
verlangt und Dritte einen Zuschuss oder sonsti-
gen Kostenbeitrag leisten oder als Benutzer zu 
Gebühren herangezogen werden können, trägt 

6.5 Sollten Veränderungen bestehender Vertei-
lungsanlagen aus Gründen des öffentlichen In-
teresses durch die Stadt veranlasst und ver-
langt werden, so ist die DEW bereit, diese Än-
derungen auf eigene Kosten durchzuführen; § 
150 BauGB bleibt unberührt. 
Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen be-
stehender Verteilungsanlagen gelten die als 
Anlage 6 beigefügten ergänzenden Bestim-
mungen. Wenn die Stadt Veränderungen ver-
anlasst und verlangt und Dritte einen Zuschuss 
oder sonstigen Kostenbeitrag leisten oder als 
Benutzer zu Gebühren herangezogen werden 

 



 

die Stadt die Folgekosten; DEW21 übernimmt 
dann den städtischen Eigenanteil. 

 Diese Regelungen gelten auch für die Durch-
gangsleitungen in öffentlichen Verkehrsräumen. 

können, trägt die Stadt die Folgekosten; DEW 
übernimmt dann den städtischen Eigenanteil. 
Diese Regelungen gelten auch für die Durch-
gangsleitungen in öffentlichen Verkehrs räu-
men. 

5. Störungs- und Höhere-Gewalt-Klausel  7. Störungs - und Höhere-Gewalt-Klausel  
5.1  Die Versorgung im Stadtgebiet darf ohne Ge-

nehmigung der Stadt nicht eingestellt oder un-
terbrochen werden, es sei denn, dass die Ein-
stellung oder Unterbrechung durch eine für ei-
ne solche Anordnung zuständige Stelle verfügt 
wird. 

7.1  Die Gasversorgung im Stadtgebiet darf ohne 
Genehmigung der Stadt nicht eingestellt oder 
unterbrochen werden, es sei denn, dass die 
Einstellung oder Unterbrechung durch eine für 
eine solche Anordnung zuständige Stelle ver-
fügt wird. 

 

5.2  Die Bestimmung nach Ziffer 5.1 bezieht sich 
nicht auf diejenigen Fälle, in denen DEW21, ih-
re Vorlieferanten oder andere Vorlieferanten 
durch Störungen in ihren Betrieben gezwungen 
sind, die Lieferung vorübergehend ganz oder 
teilweise zu unterbrechen, oder wenn Prüfun-
gen oder Untersuchungen und Reparaturen 
solche Unterbrechungen vorübergehend not-
wendig machen. Von Unterbrechungen, die 
vorher erkennbar werden, hat DEW21 der 
Stadt möglichst frühzeitig Mitteilung zu ma-
chen. 
Gleiches gilt im Rahmen der Unterbrechung 
der Anschlussnutzung bei betriebsnotwendigen 
Arbeiten, Vermeidung eines drohenden Netz-
zusammenbruchs oder - unter Wahrung der 
Verhältnismäßigkeit - bei vertraglichen Zuwi-
derhandlungen. 

7.2  Die Bestimmung nach Ziffer 7.1 bezieht sich 
nicht auf diejenigen Fälle, in denen die DEW 
oder ihre Vorlieferanten durch Störungen in 
ihren Betrieben gezwungen sind, die Gaslie-
ferung vorübergehend ganz oder teilweise zu 
unterbrechen, oder wenn Prüfungen oder Un-
tersuchungen und Reparaturen solche Un-
terbrechungen vorübergehend notwendig 
machen.  

 Von Unterbrechungen, die vorher erkennbar 
werden, hat die DEW der Stadt möglichst 
frühzeitig Mitteilung zu machen. 

 

5.3  Sollten DEW21 oder deren Vorlieferanten 
durch Fälle höherer Gewalt oder durch 
vergleichbare Umstände, deren Abwendung 
bzw. deren Beseitigung mit einem angemes-
senen technischen und wirtschaftlichen Auf-
wand nicht erreicht werden kann, an der Liefe-
rung ganz oder teilweise gehindert werden, so 
ruht die Verpflichtung zur Lieferung so lange, 
bis die Störungen und deren Folgen beseitigt 
worden sind. 

7.3  Sollten die DEW oder deren Vorlieferanten 
durch Fälle höherer Gewalt oder durch sonsti-
ge Umstände, deren Abwendung bzw. deren 
Beseitigung mit einem angemessenen techni-
schen und wirtschaftlichen Aufwand nicht er-
reicht werden kann, an der Gaslieferung ganz 
oder teilweise gehindert werden, so ruht die 
Verpflichtung zur Gaslieferung so lange, bis die 
Störungen und deren Folgen beseitigt worden 
sind. 

 

5.4  DEW21 ist gehalten, nach besten Kräften dafür 7.4  Die DEW ist gehalten, nach besten Kräften  



 

zu sorgen, dass die Störungen und deren Fol-
gen schnellstens beseitigt werden. Bei länge-
ren Störungen ist die Stadt zu benachrichtigen.  

dafür zu sorgen, dass die Störungen und deren 
Folgen schnellstens beseitigt werden. Bei län-
geren Störungen ist die Stadt zu benachrichti-
gen. 

5.5  Schadensersatzansprüche an DEW21 können 
durch die Stadt in diesen Fällen nicht gestellt 
werden. 

7.5  Entschädigungsansprüche an die DEW können 
in diesen Fällen nicht gestellt werden. 

 

6. Eigentumsverhältnisse 8. Eigentumsverhältnisse  
Sämtliche zur Gasversorgung dienende Anlagen bis 
zu der in den Versorgungs- bzw. Gaslieferungsver-
trägen definierten Eigentumsgrenze sowie die Gas-
Druckregel- und -Messeinrichtungen sind Eigentum 
von DEW21. 

Sämtliche zur Gasversorgung dienenden Anlagen 
bis zu der in den Versorgungs- bzw. Stromliefe-
rungsverträgen definierten Eigentumsgrenze sowie 
Meßeinrichtungen sind Eigentum der DEW2. 

 

7. Vertragsdauer 11. Vertragsdauer  
Dieser Konzessionsvertrag tritt am 01.03.2009 in 
Kraft und läuft bis zum 31.12.2028. 

11.1 Dieser Konzessionsvertrag tritt am 
01.01.1995 in Kraft und läuft zwanzig Jahre. 

 

 11.2  Die Vertragspartner verpflichten sich, spä-
testens zwei Jahre vor Ablauf dieses Konzes-
sionsvertrages Verhandlungen darüber aufzu-
nehmen, ob und ggf. zu welchen Bedingungen 
sie einen neuen Konzessionsvertrag schließen. 

 

8. Endschaftsbestimmungen 12. Endschaftsbestimmunge n  
8.1 Sollte die Stadt während der Vertragsdauer 

oder nach Ablauf des Vertrages von einem an-
deren Energieversorgungsunternehmen ein An-
gebot auf Abschluss eines für die Zeit nach Be-
endigung dieses Vertrages geltenden Konzes-
sionsvertrages erhalten oder sollte sie beab-
sichtigen, die Versorgung selbst aufzunehmen, 
so wird sie vor ihrer Entscheidung über die zu-
künftige Versorgung DEW21 Gelegenheit ge-
ben, innerhalb einer Frist von drei Monaten ein 
Angebot auf Abschluss eines Konzessionsver-
trages zu unterbreiten. 

12.1  Sollte die Stadt während der Vertragsdauer 
oder nach Ablauf des Vertrages von einem an-
deren Energieversorgungsunternehmen ein 
Angebot auf Abschluss eines für die Zeit nach 
Beendigung dieses Vertrages geltenden Kon-
zessionsvertrages erhalten oder sollte sie be-
absichtigen, die Versorgung selbst aufzuneh-
men, so wird sie vor ihrer Entscheidung über 
die zukünftige Versorgung der DEW Gelegen-
heit geben, innerhalb einer Frist von drei Mo-
naten ein Angebot auf Abschluss eines Kon-
zessionsvertrages zu unterbreiten. 

 



 

8.2 Endet dieser Konzessionsvertrag, so ist die 
Stadt, falls kein neuer Konzessionsvertrag mit 
DEW21 geschlossen wird, berechtigt und ver-
pflichtet, die innerhalb des Stadtgebietes dann 
vorhandenen Anlagen von DEW21, die aus-
schließlich der Versorgung des Konzessions-
gebietes dienen, käuflich zu erwerben. Hierzu 
zählen außer den Gas-Druckregel- und -
Messanlagen, Versorgungs- und Verteilungs-
leitungen und allen Zubehöranlagen nach Ziffer 
4.1 auch alle Hausanschlüsse, Zähler und 
sonstiges Zubehör. 
Für Anlagen, die nicht der ausschließlichen 
Versorgung des Konzessionsgebietes dienen, 
wird DEW21 der Stadt auf deren Verlangen 
gegen ein angemessenes Entgelt ein Nut-
zungsrecht einräumen, es sei denn, der Stadt 
wird durch DEW21 das Eigentum übertragen; 
für diesen Fall wird die Stadt DEW21 auf deren 
Verlangen gegen ein angemessenes Entgelt 
ein Nutzungsrecht einräumen. 
Als Kaufpreis gilt, soweit rechtlich zulässig, der 
Sachzeitwert der Anlagen am Tage der Über-
nahme. Der Sachzeitwert wird ermittelt, indem 
der Tagesneuwert der Anlagen unter Zugrun-
delegung der am Tage der Übernahme beste-
henden örtlichen und technischen Verhältnisse 
sowie geltenden Preise festgestellt und unter 
Berücksichtigung des Alters bzw. der techni-
schen Nutzungsdauer sowie des Zustandes 
der Anlagen abgeschrieben wird. 
Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufge-
lösten Anteile der Anschlusskostenbeiträge 
(Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskos-
ten) der Kunden sowie öffentlicher Finanzie-
rungszuschüsse werden angemessen Kauf-
preis mindernd angerechnet. 

12.2  Endet dieser Konzessionsvertrag, so ist die 
Stadt, falls kein neuer Konzessionsvertrag mit 
der DEW geschlossen wird, berechtigt und 
verpflichtet, die innerhalb des Konzessionsge-
bietes dann vorhandenen Anlagen der DEW, 
die ausschließlich der Versorgung des Kon-
zessionsgebietes dienen, käuflich zu erwerben. 
Hierzu zählen außer den Gas-Druckregel- und 
-Messanlagen, Versorgungs- und Verteilungs-
leitungen und allen Zubehöranlagen nach Ziffer 
6.1 auch alle Hausanschlüsse, Zähler und 
sonstiges Zubehör. 

 Als Kaufpreis gilt der Sachzeitwert der Anlagen 
am Tage der Übernahme. Der Sachzeitwert 
wird ermittelt, indem der Tagesneuwert der An-
lagen unter Zugrundelegung der am Tage der 
Übernahme bestehenden örtlichen und techni-
schen Verhältnisse sowie geltenden Preise 
festgestellt und unter Berücksichtigung des Al-
ters bzw. der technischen Nutzungsdauer so-
wie des Zustandes der Anlagen abgeschrieben 
wird. 
Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufge-
lösten Anteile der Anschlusskostenbeiträge 
(Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskos-
ten) der Kunden sowie öffentlicher Finanzie-
rungszuschüsse werden angemessen kauf-
preismindernd angerechnet. 

 

8.3 Die Kosten für die Abtrennung der von der 
Stadt zu übernehmenden Versorgungsanlagen 
vom Netz von DEW21 (Entflechtung) trägt 
DEW21; die Kosten für die Netzeinbindung der 

12.3 Die Kosten für die Abtrennung der von der 
Stadt zu übernehmenden Versorgungsanlagen 
vom Netz der DEW (Entflechtung) trägt die 
DEW; die Kosten für die Netzeinbindung der 

 



 

von der Stadt übernommenen Versorgungsan-
lagen trägt die Stadt. Die Vertragspartner wer-
den die Maßnahmen zur Entflechtung und Ein-
bindung für beide Seiten möglichst kosten-
günstig gestalten. 

von der Stadt übernommenen Versorgungsan-
lagen trägt die Stadt. Die Vertragspartner wer-
den die Maßnahmen zur Entflechtung und Ein-
bindung für beide Seiten möglichst kosten-
günstig gestalten. 

8.4 Ferner verbleibt DEW21 nach Ablauf dieses 
Konzessionsvertrages das Recht, noch min-
destens zwanzig Jahre lang Durchgangsleitun-
gen nebst Zubehör durch das Stadtgebiet 
zwecks Gasversorgung anderer Städte und 
Kunden außerhalb der Stadt zu bauen, zu 
betreiben, instand zu halten, zu verstärken, zu 
erneuern und gegebenenfalls wieder zu entfer-
nen. Während dieser Zeit bezahlt DEW21 - 
soweit gesetzlich zulässig - ein angemessenes 
Wegebenutzungsentgelt. Ziffer 4.5 gilt entspre-
chend. 

12.4 Ferner verbleibt der DEW nach Ablauf dieses 
Konzessionsvertrages das Recht, noch min-
destens zwanzig Jahre lang Durchgangsleitun-
gen nebst Zubehör durch das Stadtgebiet 
zwecks Gasversorgung anderer Städte und 
Kunden außerhalb der Stadt zu bauen, zu 
betreiben, instand zu halten, zu verstärken, zu 
erneuern und gegebenenfalls wieder zu entfer-
nen. Während dieser Zeit bezahlt die DEW - 
soweit gesetzlich zulässig - ein angemessenes 
Wegebenutzungsentgelt. Ziffer 6.5 gilt entspre-
chend. 

 

9. Allgemeine Rücksichten und Rechte Dritter   
9.1  Die Stadt wird DEW21 von bereits bestehen-

den und ihr bekannten Verträgen mit Dritten 
und Rechten Dritter, die sich auf Gaseigener-
zeugung und Benutzung der jeweils der Verfü-
gung der Stadt unterliegenden öffentlichen 
Verkehrsräume durch Leitungen beziehen, 
Kenntnis zu geben, soweit dies rechtlich zuläs-
sig ist. 

 Die Stadt wird vor Erteilung einer Genehmi-
gung zur Verlegung von Leitungen Dritter 
DEW21 Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
ben. 

3.3  Die Stadt ist verpflichtet, der DEW von be-
reits bestehenden Verträgen mit Dritten und 
Rechten Dritter, die sich auf Gaseigenerzeu-
gung und Benutzung der jeweils der Verfü-
gung der Stadt unterliegenden öffentlichen 
Verkehrsräume durch Leitungen beziehen, 
Kenntnis zu geben. Die Stadt wird bereits be-
stehende Verträge mit Dritten und Rechte 
Dritter zum Zwecke der Fortleitung des ei-
generzeugten Gases auf Verlangen der DEW 
zum nächstmöglichen Termin beenden bzw. 
aufheben. Dieses Verlangen wird die DEW 
nur dann stellen, wenn das eigenerzeugte 
Gas zur Versorgung Dritter im Stadtgebiet 
verwendet wird bzw. verwendet werden soll 
und die DEW bereit und in der Lage ist, die-
ses Gas gegen angemessene Vergütung zu 
übernehmen. 
Die Stadt wird ferner in jedem Falle vor Ertei-
lung einer Genehmigung zur Verlegung von 
Leitungen der Dritter DEW Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben. 

 

9.2  Die Stadt kann anderen Versorgungsunter- 3.4  Die Stadt kann in Abstimmung mit der DEW  



 

nehmen den Bau von Durchgangsleitungen 
gestatten, sofern sich der Durchleitende ver-
pflichtet, die Trassen vorhandener Leitungen 
von DEW21 nicht zu beeinträchtigen.  

anderen Versorgungsunternehmen den Bau 
von Durchgangsleitungen gestatten, sofern 
sich der Durchleitende verpflichtet, kein Gas 
unmittelbar oder mittelbar innerhalb des 
Stadtgebietes anzubieten oder abzugeben 
und die Trassen vorhandener sowie geplan-
ter Leitungen der DEW nicht zu beeinträchti-
gen. Unter diesen Voraussetzungen wird die 
DEW dem Bau von Durchgangsleitungen 
nicht widersprechen. 

9.3  DEW21 verpflichtet sich, von der Stadt oder 
von Dritten in Eigen anlagen erzeugtes Gas 
nach den gesetzlichen Vorgaben in der jeweils 
gültigen Fassung (insbesondere dem Gesetz 
für die Erhaltung, die Modernisierung und den 
Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung - KWKG) 
aufzunehmen und angemessen zu vergüten, 
wenn das Gas aus Abfällen, Biomasse u. ä. 
erzeugt ist und die qualitativen und die techni-
schen Voraussetzungen dafür erfüllt sind; die 
Stadt darf anderenfalls das von ihr erzeugte 
Gas an Dritte liefern. 

3.5  Die Stadt und Dritte sind berechtigt, eigene 
Einrichtungen mit Gas aus Eigenanlagen zu 
versorgen, soweit und solange Versorgungs- 
und Gaslieferungsverträge nicht entgegenste-
hen. 
Die DEW verpflichtet sich, von der Stadt oder 
von Dritten in Eigen anlagen erzeugtes Gas 
aufzunehmen und angemessen zu vergüten, 
wenn das Gas aus Abfällen, Biomasse u. ä. 
erzeugt ist und die qualitativen und die techni-
schen Voraussetzungen dafür erfüllt sind; die 
Stadt darf anderenfalls das von ihr erzeugte 
Gas an Dritte liefern. 

 

10. Sonstiges 9. Wirtschaftsklausel 
10. Vertragsübertragung 

13. Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestim-
mungen 

14. Vertragsänderungen und -ergänzungen 
16. Gerichtsstand 

17. Vertragsausfertigungen 

 

10.1 Die Vertragspartner werden bei der Ausübung 
ihrer Rechte nach diesem Vertrag jederzeit auf 
die Interessen des jeweils anderen Vertrags-
partners Rücksicht nehmen. 

  

10.2 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Kon-
zessionsvertrages einschließlich der Anlagen 
und etwa abgeschlossener Nachtragsverträge 
rechtsunwirksam sein oder werden, so wird die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hier-
durch nicht berührt. Die Vertragspartner ver-
pflichten sich jedoch, die ungültigen Bestim-

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Konzessi-
onsvertrages einschließlich der Anlagen und etwa 
abgeschlossener Nachtragsverträge rechtsunwirk-
sam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt. Die 
Vertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungül-
tigen Bestimmungen durch im wirtschaftlichen Er-

 



 

mungen durch im wirtschaftlichen Ergebnis 
gleichwertige Bestimmungen in formell gültiger 
Weise zu ersetzen, soweit keine gesetzlichen 
Bestimmungen entgegenstehen. Gleiches gilt 
für das Auftreten einer Regelungslücke. 

gebnis gleichwertige Bestimmungen in formell gülti-
ger Weise zu ersetzen, soweit keine gesetzlichen 
Bestimmungen entgegenstehen. 

10.3 Änderungen und Ergänzungen sowie Neben-
abreden dieses Konzessionsvertrages bedür-
fen der Schriftform und müssen von beiden 
Vertragspartnern rechtsverbindlich unterzeich-
net sein. 

Änderungen und Ergänzungen dieses Konzessi-
onsvertrages bedürfen der Schriftform und müssen 
von beiden Vertragspartnern rechtsverbindlich un-
terzeichnet sein. 

 

10.4 Gerichtsstand ist Dortmund. Gerichtsstand ist Dortmund.  
10.5 Dieser Konzessionsvertrag ist in zwei gleich-

lautenden Ausfertigungen hergestellt; die Stadt 
und DEW21 erhalten je eine Ausfertigung. 

Dieser Konzessionsvertrag ist in zwei gleichlauten-
den Ausfertigungen hergestellt; die Stadt und die 
DEW haben je eine Ausfertigung erhalten. 

 

10.6 Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und 
/ oder technisch-wirtschaftlichen Verhältnisse, 
durch welche die Vereinbarungen dieses Kon-
zessionsvertrages begründet sind, so wesent-
lich ändern, dass das Festhalten an diesem 
Konzessionsvertrag für einen der Vertrags-
partner eine unbillige Härte bedeuten würde, 
kann dieser Vertragspartner eine entspre-
chende Änderung dieses Konzessionsvertra-
ges verlangen. 

 Aus Gründen der Entflechtung nach dem 
EnWG gilt die Besonderheit, dass DEW21 und 
DEW21-Netz eine schuldrechtliche Vereinba-
rung abschließen werden, durch die sich 
DEW21-Netz verpflichtet, alle sie betreffenden 
Aufgaben aus dem Konzessionsvertrag ge-
genüber der Stadt zu erfüllen. Die Stadt wird 
hierzu ihre Zustimmung gemäß dem vorste-
henden Satz erteilen. 

Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und / 
oder technisch- wirtschaftlichen Verhältnisse, durch 
welche die Vereinbarungen dieses Konzessionsver-
trages begründet sind, so wesentlich ändern, dass 
das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag für 
einen der Vertragspartner eine unbillige Härte be-
deuten würde, kann dieser Vertragspartner eine 
entsprechende Änderung dieses Konzessionsver-
trages verlangen. 

 

10.7 Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung 
des anderen Vertragspartners berechtigt, 
Rechte und Pflichten aus diesem Konzessi-
onsvertrag ganz oder teilweise auf einen Drit-
ten zu übertragen. Die Zustimmung zur Über-
tragung darf nur verweigert werden, wenn ge-
gen die technische oder wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit des Dritten begründete Beden-

Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung des 
anderen Partners berechtigt, Rechte und Pflichten 
aus diesem Konzessionsvertrag ganz oder teilweise 
auf einen Dritten zu übertragen. Die Zustimmung zur 
Übertragung darf nur verweigert werden, wenn ge-
gen die technische oder wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit des Dritten begründete Bedenken bestehen. 
Die Übertragung ist von dem übertragenden Partner 

 



 

ken bestehen oder wesentliche Interessen ei-
nes Vertragspartners entgegenstehen. Die 
Übertragung ist von dem übertragenden Ver-
tragspartner oder dem Dritten dem anderen 
Vertragspartner schriftlich mitzuteilen. Bis zur 
Erteilung der Zustimmung haftet der übertra-
gende Vertragspartner für die Erfüllung dieses 
Konzessionsvertrages. 

oder dem Dritten dem anderen Vertragspartner 
schriftlich mitzuteilen. Bis zur Erteilung der Zustim-
mung haftet der übertragende Partner für die Erfül-
lung dieses Konzessionsvertrages. 

11. Bestandteile dieses Vertrages   
Bestandteile dieses Vertrages sind 
- Karte des Konzessionsgebietes - Anlage 1  - 
- Durchführungsbestimmungen für Baumaßnahmen 
- Anlage 2  -  
- Ergänzende Bestimmungen über die Kostentra-

gung bei stadtbahnbedingten Änderungen von 
Versorgungsanlagen - Anlage 3 - 

- Ergebnisse der Kommission zu den Konzessions-
verträgen - Anlage 4 -  

Bestandteile dieses Gas-Konzessionsvertrages 
Karte des Konzessionsgebietes - Anlage 1 - 
Vereinbarung über die Erstellung und Fortschrei-
bung eines örtlichen Versorgungskonzeptes zwi-
schen der Stadt Dortmund, der Dortmunder Stadt-
werke Aktiengesellschaft und der Vereinigte Elektri-
zitätswerke Westfalen Aktiengesellschaft vom 
27.12.1984 - Anlage 2 - 
Energieversorgungskonzept Dortmund vom Juni 

1988 - Anlage 3 - 
Beschluss des Rates der Stadt Dortmund vom 

16.03.1989 - Anlage 4 - 
Durchführungsbestimmungen für Baumaßnahmen - 

Anlage 5 - 
Ergänzende Bestimmungen über die Kostentragung 

bei stadtbahnbedingten Änderungen von Versor-
gungsanlagen - Anlage 6 - 

 

 3.1  Die Stadt räumt DEW das Recht ein, die öf-
fentliche Versorgung mit Gas im Stadtgebiet 
durchzuführen. Sie wird während der Dauer 
dieses Konzessionsvertrages für Zwecke der 
öffentlichen Versorgung im Stadtgebiet weder 
Gas von anderer Seite beziehen noch selbst 
erzeugen und insbesondere auch kein Gas-
versorgungsunternehmen betreiben. 

 

 

 15. Kartellanmeldung 

 Die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen erforderliche Anmeldung bei 
der zuständigen Kartellbehörde nimmt die 
DEW vor. 

 



 

 



 

 

 

WWaasssseerr--KKoonnzzeessssiioonnssvveerrttrraagg  
--  NNeeuuffaassssuunngg  --  

WWaasssseerr--KKoonnzzeessssiioonnssvveerrttrraagg  
--  AAll tt ffaassssuunngg  ----  

AAnnmmeerrkkuunnggeenn    
  

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberbürgermeister -  

- Stadt -  
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gung GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung -  

- DEW21 - 
nachfolgend gemeinsam "Vertragspartner" genannt 

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberstadtdirektor -  

- Stadt - 
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gung GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung -  
- DEW 

Zu den Veränderungen gelten im Wesentlichen die 
Anmerkungen zum Stromvertrag. 
In dieser Spalte werden nur Besonderheiten zum 
Wasservertrag angemerkt. 
 
Die textlichen Änderungen in der Neufassung, die 
nicht bereits im Stromvertrag kenntlich gemacht 
sind, werden fett wiedergegeben 

Präambel   
Zweck dieses Vertrages ist es, durch Bereitstellung 
und Betrieb eines Wasserversorgungsnetzes unter 
Nutzung gemeindlicher Grundstücke eine möglichst 
sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, 
effiziente und umweltverträgliche Versorgung der 
Einwohner und Gewerbetreibenden im Gemeinde-
gebiet mit Wasser zu gewährleisten. 
DEW21 ist Eigentümerin eines Wasserversor-
gungsnetzes (nachfolgend "Versorgungsnetz" ge-
nannt) innerhalb des Konzessionsgebietes im Sin-
ne von Anlage 1  (nachfolgend "Stadtgebiet" ge-
nannt). DEW21 wird innerhalb des Stadtgebietes 
jedermann an ihr Versorgungsnetz anschließen 
und mit Wasser in Trinkwasserqualität beliefern, 
soweit das zu versorgende Grundstück durch einen 
öffentlichen Weg erschlossen wird, in dem DEW21 
das Verlegungsrecht gemäß Ziffer 3 dieses Vertra-
ges zusteht (Anschluss- und Versorgungspflicht). 
Besteht keine Anschluss- und Versorgungspflicht, 
ist DEW21 zur Herstellung des Anschlusses nur 
verpflichtet, wenn ihr die damit verbundenen Kos-
ten erstattet werden. Der Anschluss an das Versor-
gungsnetz und die Lieferung von Wasser (nachfol-
gend "Lieferung" genannt) erfolgen nach den Be-
stimmungen dieses Konzessionsvertrages sowie 
nach der Verordnung über Allgemeine Bedingun-
gen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.1 Die DEW wird innerhalb des Stadtgebietes 

jedermann an ihr Wasserversorgungsnetz anschlie-
ßen und mit Wasser in Trinkwasserqualität beliefern, 
soweit das zu versorgende Grundstück durch einen 
öffentlichen Weg erschlossen wird, in dem die DEW 
das Verlegungsrecht gemäß Ziffer 3 dieses Vertra-
ges zusteht (Anschluss- und Versorgungspflicht). 
Besteht keine Anschluss- und Versorgungspflicht, ist 
die DEW zur Herstellung des Anschlusses nur ver-
pflichtet, wenn ihr die damit verbundenen Kosten 
erstattet werden. Der Anschluss an das Wasserver-
sorgungsnetz und die Lieferung von Wasser erfolgen 
nach den Bestimmungen dieses Konzessionsvertra-
ges sowie nach der Verordnung über Allgemeine 
Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB-
WasserV) vom 20.06.1980 (BGB1. 1 S. 750) und 
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vom 20.06.1980 (BGBl. I S. 750) und den hierzu 
geltenden Ergänzenden Bedingungen in der jeweils 
gültigen Fassung. 
Im Hinblick auf die Ziele dieses Vertrages werden 
die Stadt und DEW21 vertrauensvoll zusammenar-
beiten. 

den Wasserpreisen nach Ziffer 2. 

 ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN  
1. Konzessions- und Wegenutzungsrecht 1. Gegenstand  und Umfang der Versorgung 

3. Konzessions- und Wegebenutzungsrecht 
 

1.1 Die Stadt räumt DEW21 das Recht ein, die 
jeweils ihrer Verfügung unterliegenden öffent-
lichen Verkehrsräume (Straßen, Wege, Plätze, 
Brücken u. ä.) zur Verlegung und zum Betrieb 
von Leitungen zwecks Lieferung von Wasser 
an Letztverbraucher im Stadtgebiet zu benut-
zen. Dies gilt - jedoch nicht ausschließlich - 
auch für sonstige Anlagen der Wasserversor-
gung einschließlich betrieblicher Steuerungs- 
und Dateneinrichtungen sowie Durchgangslei-
tungen. 

3.2  Die Stadt räumt ausschließlich der DEW das 
Recht ein, die jeweils ihrer Verfügung unterlie-
genden öffentlichen Verkehrsräume (Straßen, 
Wege, Plätze, Brücken u. ä.) zur Verlegung 
und zum Betrieb von Leitungen zwecks Liefe-
rung von Wasser an Letztverbraucher im Kon-
zessionsgebiet zu benutzen. Dies gilt - jedoch 
nicht ausschließlich - auch für sonstige Anla-
gen der Wasserversorgung einschließlich 
Fernmeldeeinrichtungen und für Durchgangs-
leitungen. 

 

1.2 Dieser Konzessionsvertrag erstreckt sich auf 
das gesamte Stadtgebiet zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Konzessionsvertrages 
(Anlage 1 ). Im Falle einer Vergrößerung des 
Stadtgebietes werden die Vertragspartner über 
die Anwendung dieses Konzessionsvertrages 
auf die hinzugekommenen Gebietsteile ver-
handeln.  
Sollte die Stadt im Falle der Anwendung dieses 
Konzessionsvertrages auf die hinzugekomme-
nen Gebietsteile zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen verpflichtet sein, ist 
DEW21 berechtigt und verpflichtet, in diese 
Verpflichtung der Stadt einzutreten bzw. die 
Stadt davon freizustellen und die Übertragung 
auf sich zu verlangen. Sollte die Stadt in einem 
solchen Falle zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie 

1.2 Dieser Konzessionsvertrag erstreckt sich auf 
das gesamte Stadtgebiet zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Konzessionsvertrages 
(Konzessionsgebiet) - Anlage 1 -. 

1.3 Im Falle der Vergrößerung des Stadtgebietes 
nach Ziffer 1.2 werden die Vertragspartner ü-
ber die Anwendung dieses Konzessionsver-
trages auf die hinzugekommenen Gebietsteile 
verhandeln. 
Sollte die Stadt im Falle der Anwendung die-
ses Konzessionsvertrages auf die hinzuge-
kommenen Gebietsteile zur Übernahme vor-
handener Versorgungsanlagen verpflichtet 
sein, ist die DEW berechtigt und verpflichtet, in 
diese Verpflichtung der Stadt einzutreten bzw. 
die Stadt davon freizustellen und die Übertra-
gung auf sich zu verlangen. Sollte die Stadt in 
einem solchen Falle zur Übernahme vorhan-
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DEW21 ihr Erwerbsrecht ab. dener Versorgungsanlagen berechtigt sein, 
tritt sie der DEW ihr Erwerbsrecht ab. 

1.3  Die Stadt räumt DEW21 das Recht ein, die 
öffentliche Versorgung mit Wasser im Stadt-
gebiet durchzuführen. Sie wird während der 
Dauer dieses Konzessionsvertrages für Zwe-
cke der öffentlichen Versorgung im Stadtge-
biet weder Wasser von anderer Seite beziehen 
noch selbst gewinnen und insbesondere auch 
kein Wasserversorgungsunternehmen betrei-
ben. Beteiligungen an anderen Unternehmen 
bleiben hiervon unberührt. 
Bei einer Entwidmung von öffentlichen Ver-
kehrsräumen ohne Eigentumswechsel bleiben 
die ausgeübten Benutzungsrechte von DEW21 
gegenüber der Stadt als einfache unentgeltli-
che Rechte aufrechterhalten. 
Zur Benutzung sonstiger öffentlicher und nicht-
öffentlicher Grundstücke der Stadt bedarf es 
jeweils eines gesonderten entgeltlichen Ges-
tattungsvertrages mit für beide Vertragspartner 
zumutbaren Bedingungen auf der Grundlage 
der von der Rechtsprechung hierzu entwickel-
ten Grundsätze. Die Stadt ist zum Abschluss 
eines solchen Gestattungsvertrages bereit, 
wenn nicht überwiegende sonstige öffentliche 
Interessen an der Grundstücksnutzung entge-
genstehen. 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstü-
cke, die von DEW21 benutzt werden, bzw. vor 
einem Wechsel der Straßenbaulast wird die 
Stadt DEW21 rechtzeitig unterrichten und auf 
Verlangen zugunsten DEW21 und auf deren 
Kosten eine beschränkte persönliche Dienst-
barkeit eintragen lassen. Für eine hierdurch 
eintretende etwaige Wertminderung leistet 
DEW21 eine einmalige angemessene Ent-
schädigung auf der Grundlage der von der 
Rechtsprechung hierzu entwickelten Grund-
sätze. 
Für Leitungen, die nicht ausschließlich der 

3.1 Die Stadt räumt der DEW das Recht ein, die 
öffentliche Versorgung mit Wasser im Stadt-
gebiet durchzuführen. Sie wird während der 
Dauer dieses Konzessionsvertrages für Zwe-
cke der öffentlichen Versorgung im Stadtge-
biet weder Wasser von anderer Seite beziehen 
noch selbst gewinnen und insbesondere auch 
kein Wasserversorgungsunternehmen betrei-
ben. 

 
3.2 Bei einer Entwidmung von öffentlichen Ver-

kehrsräumen ohne Eigentumswechsel bleiben 
die ausgeübten Benutzungsrechte der DEW 
gegenüber der Stadt als einfache unentgeltli-
che Rechte aufrechterhalten. 
Zur Benutzung sonstiger öffentlicher und 
nichtöffentlicher Grundstücke der Stadt bedarf 
es jeweils eines gesonderten entgeltlichen 
Gestattungsvertrages mit für beide Vertrags-
partner zumutbaren Bedingungen auf der 
Grundlage der von der Rechtsprechung hierzu 
entwickelten Grundsätze. Die Stadt ist zum 
Abschluss eines solchen Gestattungsvertrages 
bereit, wenn nicht überwiegende sonstige öf-
fentliche Interessen an der Grundstücksnut-
zung entgegenstehen. 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstü-
cke, die von der DEW benutzt werden, bzw. 
vor einem Wechsel der Straßenbaulast wird 
die Stadt der DEW rechtzeitig unterrichten und 
auf Verlangen zugunsten der DEW und auf 
deren Kosten eine beschränkt persönliche 
Dienstbarkeit eintragen lassen. Für eine hier-
durch eintretende etwaige Wertminderung leis-
tet die DEW eine einmalige angemessene Ent-
schädigung auf der Grundlage der von der 
Rechtsprechung hierzu entwickelten Grund-
sätze. 
Die vorstehenden Regelungen für die Inan-
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Versorgung im Stadtgebiet dienen, räumt die 
Stadt DEW21 auf deren Wunsch beschränkt 
persönliche Dienstbarkeiten ein gegen Zah-
lung einer einmaligen Entschädigung in ange-
messener Höhe. 
Die Parteien werden bei der Anwendung die-
ses Vertrages die Ergebnisse der Kommission 
zu den Konzessionsverträgen (Anlage 4 ), der-
zeit in der Fassung vom 30.06./10.07.2006, 
einschließlich zukünftiger Änderungen, be-
rücksichtigen. 

 Die vorstehenden Regelungen für die Inan-
spruchnahme der sonstigen öffentlichen und 
nicht-öffentlichen Grundstücke gelten nicht, 
wenn und soweit Anlagen der Lieferung sowie 
Zu- und Fortleitung von Wasser zum Zwecke 
der Versorgung des Stadtgebietes von der 
Stadt gemäß der AVBWasserV unentgeltlich 
zuzulassen sind. 

spruchnahme der sonstigen öffentlichen und 
nichtöffentlichen Grundstücke gelten nicht, 
wenn und soweit Anlagen der Lieferung sowie 
Zu- und Fortleitung von Wasser zum Zwecke 
der Versorgung des Konzessionsgebietes von 
der Stadt gemäß der AVBWasserV unentgelt-
lich zuzulassen sind. 
Die Vertragspartner werden bei der Ausübung 
ihrer Rechte nach diesem Vertrag jederzeit auf 
die Interessen des jeweils anderen Vertrags-
partners Rücksicht nehmen. 

2. Konzessionsabgabe 2. Wasserpreise 
4. Konzessionsabgabe 

 

2.1 Als Entgelt für die DEW21 nach Ziffer 1 einge-
räumten Rechte erhält die Stadt von DEW21 ei-
ne Konzessionsabgabe. 

4.1 Als Gegenleistung für die DEW eingeräumten 
Rechte erhält die Stadt von der DEW eine 
Konzessionsabgabe. 

 

2.2 Grundlage für die Konzessionsabgabenzah-
lungen sind die im Kalenderjahr abgerechne-
ten Lieferungen im Stadtgebiet. Die Berech-
nung der zu zahlenden Konzessionsabgabe 
richtet sich nach den jeweils geltenden Be-
stimmungen der Konzessionsabgabenanord-
nung vom 4. März 1941, den dazu ergange-
nen Änderungs- und Ausführungsbestimmun-
gen sowie nach den steuerrechtlichen Vor-
schriften über die Abzugsfähigkeit der Kon-
zessionsabgabe im Rahmen der steuerlichen 
Gewinnermittlung. 

4.3 Grundlage für die Konzessionsabgabenzah-
lungen sind die im Kalenderjahr abgerechne-
ten Wasserlieferungen in Dortmund. Die Höhe 
der zu zahlenden Konzessionsabgabe richtet 
sich nach den jeweils geltenden Bestimmun-
gen der Konzessionsabgabenanordnung vom 
4. März 1941, den dazu ergangenen Ände-
rungs- und Ausführungsbestimmungen sowie 
nach den steuerrechtlichen Vorschriften über 
die Abzugsfähigkeit der Konzessionsabgabe 
im Rahmen der steuerlichen Gewinnermitt-
lung. 

 

2.3 Die Konzessionsabgabe beträgt 4.2 Die Konzessionsabgabe beträgt Die Die Änderung sichert die Zahlung der Höchstsätze 
gemäß der Konzessionsabgabenanordnung Was-
ser. 
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2.3.1  18 von Hundert der Entgelte aus Versor-
gungsleistungen an letzte Verbraucher, 
die zu den Allgemeinen Bedingungen 
und Allgemeinen Tarifpreisen erfolgen , 

4.2.1 0,340 DM/m aus Lieferungen an letzte 
Verbraucher, die zu den Allgemeinen Bedin-
gungen und Allgemeinen Tarifpreisen erfol-
gen, 

Anders als beim vorherigen Vertrag wird auch die 
Systematik der Berechnung der Konzessionsabga-
be angepasst, da im Rahmen der zwischenzeitlich 
erfolgten grundsätzlichen Neufassung des Ener-
giewirtschaftsrechts im Jahr 2005 die Konzessi-
onsabgabenanordnung von 1941 vom Gesetzgeber 
unverändert übernommen wurde, so dass bis auf 
weiteres hier keine Rechtsänderung erwartet wird. 

2.3.2 1,5 von Hundert der Entgelte aus Liefe-
rungen an letzte Verbraucher, die nicht 
zu den Allgemeinen Bedingungen und 
Allgemeinen Tarifpreisen erfolgen (Son-
dervertragskunden). Als Wasserlieferun-
gen, die nicht zu den Allgemeinen Bedin-
gungen und Allgemeinen Tarifpreisen er-
folgen, gelten, unabhängig davon, ob die 
Preise für diese Lieferungen öffentlich 
bekannt gemacht sind oder nicht, auch 
alle Lieferungen, die 60.000 Kubikmeter 
pro Jahr übersteigen. 
Sofern die Konzessionsabgaben-
Höchstbeträge gemäß den jeweils gel-
tenden Bestimmungen der Konzessions-
abgabenanordnung vom 4. März 1941, 
den dazu ergangenen Änderungs- und 
Ausführungsbestimmungen sowie nach 
den steuerrechtlichen Vorschriften über 
die Abzugsfähigkeit der Konzessionsab-
gabe im Rahmen der steuerlichen Ge-
winnermittlung verändert werden, wird 
DEW21 die in den Ziffern 2.3.1 bis 2.3.2 
genannten Beträge im Einvernehmen mit 
der Stadt im gleichen Verhältnis  verän-
dern. 
 
Die Veränderung  erfolgt von dem Zeitpunkt 
an, zu dem die nach Änderung der Höchst-
beträge erfolgte Veränderung der Tarifpreise 
bzw. Sondervertragskundenpreise wirksam 
wird, spätestens jedoch zwei Jahre nach 
Veränderung der Höchstbeträge in der Kon-

4.2.2 0,022 DM/m aus Lieferungen an letzte 
Verbraucher, die nicht zu den Allgemeinen 
Bedingungen und Allgemeinen Tarifpreisen 
erfolgen (Sondervertragskunden). 
Sofern die Konzessionsabgabenhöchstbe-
träge für Gas gemäß § 2 Konzessionsabga-
benverordnung in Anpassung an die allge-
meine Preisentwicklung erhöht werden, ist 
DEW bereit, die von ihr an die Stadt für die 
Wasserversorgung zu zahlenden Konzessi-
onsabgaben im gleichen Verhältnis zu erhö-
hen. 
Dabei richtet sich die Erhöhung der gemäß 
Ziffer 4.2.1 zu zahlenden Konzessionsabga-
be nach der Erhöhung des einschlägigen Be-
trages in § 2 Absatz 2 Nr. 2 b) Konzessions-
abgabenverordnung und die Erhöhung der 
gemäß Ziffer 4.2.2 zu zahlenden Konzessi-
onsabgabe nach der Erhöhung des Betrages 
in § 2 Absatz 3 Nr. 2 Konzessionsabgaben-
verordnung. 
 
 
 
 
 
 
Die Erhöhung erfolgt von dem Zeitpunkt an, 
zu dem die nach Änderung der Höchstbeträ-
ge erfolgte Erhöhung der Tarifpreise bzw. 
Sondervertrags Kundenpreise wirksam wird, 
spätestens jedoch zwei Jahre nach Erhö-
hung der Höchstbeträge in der Konzessions-

Beim Abschluss des vorherigen Vertrages bestand 
hingegen die Möglichkeit, dass die Konzessionsab-
gabenanordnung Wasser kurzfristig außer Kraft 
treten könnte, so dass in 4.2. der Altfassung eine 
Anlehnung an die Berechnungssystematik der 
Konzessionsabgabenverordnung Gas erfolgte. 
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zessionsabgabenanordnung. 
 

abgabenverordnung. 

2.3.3 Bei den Entgelten in den Ziffern 2.3.1 
und 2.3.2 handelt es sich um die Rohein-
nahmen ausschließlich der Umsatzsteuer, 
der weiter gegebenen Belastungen aus 
Wasserentnahmeentgelt und der Beiträge 
der wasserwirtschaftlichen Verbände, die 
nicht der Konzessionsabgabe unterliegen. 
Gleiches gilt für vergleichbare zukünftige 
Belastungen.  

  

2.4  Für die Berechnung des nach 2.3.1 gelieferten 
Wassers gelten die Allgemeinen Tarife für die 
Versorgung mit Wasser von Tarifkunden von 
DEW21 in der jeweils gültigen Fassung. 

2.1 Für die Berechnung des nach 1.1 gelieferten 
Wassers gelten die Allgemeinen Tarife für die 
Versorgung mit Wasser von Tarifkunden der 
DEW in der jeweils gültigen Fassung. 

 

2.5  DEW21 ist berechtigt, bei Kunden mit beson-
deren Entnahmeverhältnissen die Lieferung 
nicht nach den Allgemeinen Tarifen und der 
AVBWasserV durchzuführen, sondern mit die-
sen Kunden über die Wasserpreise und Lie-
ferbedingungen besondere Vereinbarungen zu 
treffen (Wasserlieferungsverträge für Sonder-
vertragskunden). 

2.2 Die DEW ist berechtigt, bei Kunden mit be-
sonderen Entnahmeverhältnissen die Wasser-
lieferung nicht nach den Allgemeinen Tarifen 
und der AVBWasserV durchzuführen, sondern 
mit diesen Kunden über die Wasserpreise und 
Lieferbedingungen besondere Vereinbarungen 
zu treffen (Wasserlieferungsverträge für Son-
dervertragskunden). 

 

2.6  DEW21 gewährt der Stadt auf das Entgelt für 
ihren eigenen Wasserverbrauch, soweit er 
nach den Allgemeinen Tarifen abgerechnet 
wird, einen Nachlass von 10 %. 

2.3 Die DEW gewährt der Stadt auf das Entgelt für 
ihren eigenen Wasser verbrauch, soweit er 
nach den Allgemeinen Tarifen abgerechnet 
wird, einen Nachlass von 10 %. 

 

2.7 Die Konzessionsabgabe wird monatlich nach-
träglich in ungefährer Höhe des zu erwartenden 
Betrages als Abschlag gezahlt und endgültig 
nach Schluss des jeweiligen Rechnungsjahres 
abgerechnet. Die Stadt kann die Berechnung 
der Konzessionsabgabe durch einen Wirt-
schaftsprüfer prüfen lassen. Für den Fall, dass 
es sich dabei um den Abschlussprüfer von 
DEW21 handelt und die Prüfung durch ihn nicht 
häufiger als alle drei Jahre erfolgt, trägt DEW21 
die Kosten für diese Prüfung. 

4.4 Die Konzessionsabgabe wird im allgemeinen 
vierteljährlich nachträglich in ungefährer Höhe 
des zu erwartenden Betrages als Abschlag 
gezahlt und endgültig nach Schluss des jewei-
ligen Rechnungsjahres abgerechnet. Die Stadt 
kann die Berechnung der Konzessionsabgabe 
durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen lassen. 
Für den Fall, dass es sich dabei um den Ab-
schlussprüfer der DEW handelt und die Prü-
fung durch ihn nicht häufiger als alle drei Jahre 
erfolgt, trägt die DEW die Kosten für diese 
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Prüfung. 
3. Löschwasserversorgung 5. Löschwasserversorgung  

3.1 Die Vorsorge für eine ausreichende Löschwas-
serversorgung ist aufgrund des Gesetzes ü-
ber den Feuerschutz und die Hilfeleistung 
(FSHG) vom 10.02.1998 Aufgabe der Stadt . 

5.1 Die Vorsorge für eine ausreichende Lösch-
wasserversorgung ist aufgrund des Gesetzes 
über den Feuerschutz und die Hilfeleistung bei 
Unglücks- fällen und öffentlichen Notständen 
des Landes Nordrhein-Westfalen (FSHG) vom 
25.02.1975 Aufgabe der Stadt. 

Hier war eine Anpassung an neue gesetzliche 
Grundlagen notwendig. 

3.2 DEW21 hält Löschwasser im Rahmen der Leis-
tungsfähigkeit ihres Wasserrohrnetzes vor. 

 Auf Verlangen der Feuerwehr ist DEW21 ver-
pflichtet, die Leistungsfähigkeit ihres bestehen-
den Wasserrohrnetzes zur Sicherstellung des 
Löschwasserbedarfs zu erhöhen, soweit dies 
technisch möglich und wirtschaftlich zu-
mutbar ist.  Der Umfang der hierzu notwendi-
gen Maßnahmen richtet sich nach den jeweils 
gültigen Regeln des Deutschen Vereins des 
Gas- und Wasserfachs e. V. (DVGW). Zurzeit 
gelten die Bestimmungen im Arbeitsblatt W 
405 (Ausgabe Juli 1978). Die hierdurch entste-
henden Kosten trägt die Stadt. Zur Abgeltung 
der Wertverbesserung des Wasserrohrnetzes 
für allgemeine Zwecke der Wasserversorgung 
übernimmt DEW21 60 % der entstandenen 
Kosten (Wertausgleich). 

5.2 Die DEW hält Löschwasser im Rahmen der 
Leistungsfähigkeit ihres Wasserrohrnetzes vor. 
Auf Verlangen der Feuerwehr ist die DEW 
verpflichtet, die Leistungsfähigkeit ihres beste-
henden Wasserrohrnetzes zur Sicherstellung 
des Löschwasserbedarfs zu erhöhen. Der Um-
fang der hierzu notwendigen Maßnahmen rich-
tet sich nach den jeweils gültigen Regeln des 
Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfachs 
e. V. (DVGW). Zur Zeit gelten die Bestimmun-
gen im Arbeitsblatt W 405 (Ausgabe Juli 
1978). Die hierdurch entstehenden Kosten 
trägt die Stadt. Zur Abgeltung der Wertverbes-
serung des Wasserrohrnetzes für allgemeine 
Zwecke der Wasserversorgung übernimmt die 
DEW 60 % der entstandenen Kosten (Wert-
ausgleich). 

 
 
 
 
 

Um die Verpflichtung von DEW21 in vertretbarem 
Rahmen zu halten, wurde aufgenommen, „soweit 
dies technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar 
ist.“ 

3.3 Bei der Planung neuer Wasserleitungen wird 
der Löschwasserbedarf nach Maßgabe der je-
weils gültigen technischen Regeln des DVGW 
von DEW21 berücksichtigt. Die Kosten trägt 
DEW21, auch soweit danach Wasserleitungen 
größer dimensioniert werden müssen, als es 
für Zwecke der Wasserversorgung erforderlich 
wäre. 

5.3 Bei der Planung neuer Wasserleitungen wird 
der Löschwasserbedarf nach Maßgabe der 
jeweils gültigen technischen Regeln des 
DVGW von der DEW berücksichtigt. Die Kos-
ten trägt die DEW, auch soweit danach Was-
serleitungen größer dimensioniert werden 
müssen, als es für Zwecke der Wasserversor-
gung erforderlich wäre. 

 

3.4 DEW21 installiert im Stadtgebiet auf ihre Kos-
ten Hydranten in solcher Zahl, dass kein Haus 
innerhalb des berohrten Teils der Stadt weiter 
als 200 m vom nächsten Hydranten entfernt 
liegt. Die Stadt kann die Errichtung weiterer 
Hydranten gegen Erstattung der Kosten ver-
langen. 

5.4 Die DEW installiert im Stadtgebiet auf ihre 
Kosten Hydranten in solcher Zahl, dass kein 
Haus innerhalb des berohrten Teils der Stadt 
weiter als 200 m vom nächsten Hydranten ent-
fernt liegt. Die Stadt kann die Errichtung weite-
rer Hydranten gegen Erstattung der Kosten 
verlangen. 
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3.5 DEW21 wartet, unterhält und erneuert die Hyd-
ranten. Die dadurch entstehenden Kosten trägt 
die Stadt. 

5.5 Die DEW wartet, unterhält und erneuert die 
Hydranten. Die dadurch entstehenden Kosten 
trägt die Stadt. 

 

3.6 Die Stadt ist berechtigt, in Brandfällen und für 
Feuerlöschübungen Wasser unentgeltlich aus 
dem Wasserrohrnetz von DEW21 zu entneh-
men. Dabei ist zu berücksichtigen, dass auch 
während der Entnahme von Löschwasser die 
Wasserversorgung gewährleistet sein soll. 
Rechtzeitig vor Entnahme von Wasser für Feu-
erlöschübungen ist DEW21 zu verständigen, 
um einen Beobachter entsenden zu können. 

5.6 Die Stadt ist berechtigt, in Brandfällen und für 
Feuerlöschübungen Wasser unentgeltlich aus 
dem Wasserrohrnetz von der DEW zu ent-
nehmen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
auch während der Entnahme von Löschwas-
ser die Wasserversorgung gewährleistet sein 
soll. Rechtzeitig vor Entnahme von Wasser für 
Feuerlöschübungen ist die DEW zu verständi-
gen, um einen Beobachter entsenden zu kön-
nen. 

 

4. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der 
Verteilungsanlagen 

6. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der 
Verteilungsanlagen 

 

4.1 DEW21 ist im Rahmen dieses Vertrages be-
rechtigt, alle erforderlichen Verteilungsanlagen 
zu unterhalten, auszubauen und zu betreten. 
Die Verteilungsanlagen umfassen die Leitun-
gen für Transport und Verteilung, die Hausan-
schlüsse und alle Zubehöranlagen von DEW21 
in öffentlichen Verkehrsräumen, soweit sie der 
Versorgung des Stadtgebietes dienen. 

6.1 Die Verteilungsanlagen umfassen die Leitun-
gen für Transport und Verteilung, die Hausan-
schlüsse und alle Zubehöranlagen von der 
DEW in öffentlichen Verkehrsräumen, soweit 
sie der Versorgung des Konzessionsgebietes 
dienen 

 

4.2 Die Stadt und DEW21 werden einander von 
Baumaßnahmen, die den anderen Vertrags-
partner berühren, so rechtzeitig unterrichten, 
dass dieser Gelegenheit zur Stellungnahme 
hat und geeignete Vorkehrungen zum Schutz 
seiner Anlagen treffen kann. Dies gilt insbe-
sondere für die Aufstellung neuer und die Än-
derung bestehender Bauleitpläne und für be-
deutsame Bauvorhaben der Vertragspartner 
und Dritter. Berechtigte Belange des anderen 
Vertragspartners sind zu berücksichtigen Bei 
erstmaliger Errichtung sowie größeren Erweite-
rungen oder Änderungen der Verteilungsanla-
gen ist DEW21 verpflichtet, der Stadt die Bau-
pläne vorzulegen. 

6.2 Die Stadt und die DEW werden einander von 
Baumaßnahmen, die den anderen Vertrags-
partner berühren, so rechtzeitig unterrichten, 
dass dieser Gelegenheit zur Stellungnahme 
hat und geeignete Vorkehrungen zum Schutz 
seiner Anlagen treffen kann. Dies gilt insbe-
sondere für die Aufstellung neuer und die Än-
derung bestehender Bauleitpläne und für be-
deutsame Bauvorhaben der Vertragspartner 
und Dritter. Berechtigte Belange des anderen 
Vertragspartners sind zu berücksichtigen Bei 
erstmaliger Errichtung sowie größeren Erwei-
terungen oder Änderungen der Verteilungsan-
lagen ist die DEW2 verpflichtet, der Stadt die 
Baupläne vorzulegen. 

 

4.3 DEW21 wird für ihre Verteilungsanlagen um 
alle erforderlichen behördlichen und privaten 
Genehmigungen selbst nachsuchen. Die Stadt 

6.3 Die DEW wird für ihre Verteilungsanlagen um 
alle erforderlichen behördlichen und privaten 
Genehmigungen selbst nachsuchen. Die Stadt 
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wird DEW21 hierbei nach besten Kräften un-
terstützen und ihr erforderlichenfalls bei Ent-
eignungen behilflich sein. 

wird die DEW hierbei nach besten Kräften un-
terstützen und ihr erforderlichenfalls bei Ent-
eignungen behilflich sein. 

4.4 DEW21 sorgt für die sachgemäße Wiederher-
stellung der Straßenoberflächen nach dem Bau 
von Leitungen usw. Einzelheiten des Verfah-
rens und der technischen Durchführung bei der 
Wiederherstellung in öffentlichen Verkehrs-
räumen werden durch die als Anlage 2  beige-
fügten Durchführungsbestimmungen für Bau-
maßnahmen geregelt. 

6.4 Die DEW sorgt für die sachgemäße Wieder-
herstellung der Straßenoberflächen nach dem 
Bau von Leitungen usw. Einzelheiten des Ver-
fahrens und der technischen Durchführung bei 
der Wiederherstellung in öffentlichen Ver-
kehrsräumen werden durch die als Anlage 2 
beigefügten Durchführungsbestimmungen für 
Baumaßnahmen geregelt. 

 

4.5 Sollten Veränderungen bestehender Vertei-
lungsanlagen aus Gründen des öffentlichen In-
teresses durch die Stadt veranlasst und ver-
langt werden. so ist DEW21 bereit, diese Ände-
rungen auf eigene Kosten durchzuführen; § 
150 BauGB bleibt unberührt. 

 Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen be-
stehender Verteilungsanlagen gelten die als 
Anlage 3  beigefügten ergänzenden Bestim-
mungen. Wenn die Stadt Veränderungen ver-
anlasst und verlangt und Dritte einen Zuschuss 
oder sonstigen Kostenbeitrag leisten oder als 
Benutzer zu Gebühren herangezogen werden 
können, trägt die Stadt die Folgekosten; 
DEW21 übernimmt dann den städtischen Ei-
genanteil. 

 Diese Regelungen gelten auch für die Durch-
gangsleitungen in öffentlichen Verkehrsräu-
men. 

6.5 Sollten Veränderungen bestehender Vertei-
lungsanlagen aus Gründen des öffentlichen In-
teresses durch die Stadt veranlasst und ver-
langt werden, so ist die DEW bereit, diese Än-
derungen auf eigene Kosten durchzuführen; § 
150 BauGB bleibt unberührt. 
Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen be-
stehender Verteilungsanlagen gelten die als 
Anlage 3 beigefügten ergänzenden Bestim-
mungen. Wenn die Stadt Veränderungen ver-
anlasst und verlangt und Dritte einen Zu-
schuss oder sonstigen Kostenbeitrag leisten 
oder als Benutzer zu Gebühren herangezogen 
werden können, trägt die Stadt die Folge kos-
ten; Die DEW übernimmt dann den städti-
schen Eigenanteil. 
Diese Regelung gilt auch für die Durchgangs-
leitungen in öffentlichen Verkehrs räumen. 

 

5. Störungs- und Höhere-Gewalt-Klausel  7. Störungs - und Höhere-Gewalt-Klausel  
5.1  Die Versorgung im Stadtgebiet darf ohne Ge-

nehmigung der Stadt nicht eingestellt oder un-
terbrochen werden, es sei denn, dass die Ein-
stellung oder Unterbrechung durch eine für ei-
ne solche Anordnung zu ständige Stelle ver-
fügt wird. 

7.1 Die Wasserversorgung im Stadtgebiet darf 
ohne Genehmigung der Stadt nicht eingestellt 
oder unterbrochen werden, es sei denn, dass 
die Einstellung oder Unterbrechung durch eine 
für eine solche Anordnung zu ständige Stelle 
verfügt wird. 

 

5.2  Die Bestimmung nach Ziffer 5.1 bezieht sich 
nicht auf diejenigen Fälle, in denen DEW21, 
ihre Vorlieferanten oder andere Vorlieferanten 
durch Störungen in ihren Betrieben gezwun-

7.2 Die Bestimmung nach Ziffer 7.1 bezieht sich 
nicht auf diejenigen Fälle, in denen die DEW 
oder ihre Vorlieferanten durch Störungen in ih-
ren Betrieben gezwungen sind, die Wasserlie-
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gen sind, die Lieferung vorübergehend ganz 
oder teilweise zu unterbrechen, oder wenn 
Prüfungen oder Untersuchungen und Repara-
turen solche Unterbrechungen vorübergehend 
notwendig machen. Von Unterbrechungen, die 
vorher erkennbar werden, hat DEW21 der 
Stadt möglichst frühzeitig Mitteilung zu ma-
chen. 
 

ferung vorübergehend ganz oder teilweise zu 
unterbrechen, oder wenn Prüfungen oder Un-
tersuchungen und Reparaturen solche Unter-
brechungen vorübergehend notwendig ma-
chen. Von Unterbrechungen, die vorher er-
kennbar werden, hat die DEW der Stadt mög-
lichst frühzeitig Mitteilung zu machen. 

5.3  Sollten DEW21 oder deren Vorlieferanten 
durch Fälle höherer Gewalt oder durch ver-
gleichbare Umstände, deren Abwendung bzw. 
deren Beseitigung mit einem angemessenen 
technischen und wirtschaftlichen Aufwand 
nicht erreicht werden kann, an der Lieferung 
ganz oder teilweise gehindert werden, so ruht 
die Verpflichtung zur Lieferung so lange, bis 
die Störungen und deren Folgen beseitigt wor-
den sind. 

7.3 Sollten die DEW oder deren Vorlieferanten 
durch Fälle höherer Gewalt oder durch sonsti-
ge Umstände, deren Abwendung bzw. deren 
Beseitigung mit einem angemessenen techni-
schen und wirtschaftlichen Aufwand nicht er-
reicht werden kann, an der Wasserlieferung 
ganz oder teilweise gehindert werden, so ruht 
die Verpflichtung zur Wasserlieferurig so lan-
ge, bis die Störungen und deren Folgen besei-
tigt worden sind. 

 

5.4  DEW21 ist gehalten, nach besten Kräften da-
für zu sorgen, dass die Störungen und deren 
Folgen schnellstens beseitigt werden. Bei län-
geren Störungen ist die Stadt zu benachrichti-
gen.  

7.4 Die DEW ist gehalten, nach besten Kräften 
dafür zu sorgen, dass die Störungen und de-
ren Folgen schnellstens beseitigt werden. Bei 
längeren Störungen ist die Stadt zu benach-
richtigen. 

 

5.5  Schadensersatzansprüche an DEW21 können 
durch die Stadt in diesen Fällen nicht gestellt 
werden. 

7.5 Entschädigungsansprüche an die DEW kön-
nen in diesen Fällen nicht gestellt werden. 

 

6. Eigentumsverhältnisse 8. Eigentumsverhältnisse  
Sämtliche zur Wasserversorgung dienende Anla-
gen bis zu der in den Versorgungs- bzw. Wasserlie-
ferungsverträgen definierten Eigentumsgrenze 
sowie die Messeinrichtungen sind Eigentum von 
DEW21. 

Sämtliche zur Wasserversorgung dienenden Anla-
gen bis zu der in den Versorgungs- bzw. Wasserlie-
ferungsverträgen definierten Eigentums- grenze 
sowie die Messeinrichtungen sind Eigentum der 
DEW. 

 

7. Vertragsdauer 11. Vertragsdauer  
7.1 Dieser Konzessionsvertrag tritt am 01.03.2009 

in Kraft und läuft bis zum 31.12.2028. 
11.1 Dieser Konzessionsvertrag tritt am 01.01.1995 

in Kraft und läuft zwanzig Jahre. 
 

7.2 Die Vertragspartner verpflichten sich, spätes-
tens zwei Jahre vor Ablauf dieses Konzessi-
onsvertrages Verhandlungen darüber aufzu-
nehmen, ob und ggf. zu welchen Bedingungen 
sie einen neuen Konzessionsvertrag schlie-

11.2 Die Vertragspartner verpflichten sich, spätes-
tens zwei Jahre vor Ablauf dieses Konzessi-
onsvertrages Verhandlungen darüber aufzu-
nehmen, ob und gegebenenfalls zu welchen 
Bedingungen sie einen neuen Konzessions-
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ßen. vertrag schließen. 
8. Endschaftsbestimmungen 12. Endschaftsbestimmunge n  

8.1 Sollte die Stadt während der Vertragsdauer 
oder nach Ablauf des Vertrages von einem an-
deren Wasserversorgungsunternehmen ein 
Angebot auf Abschluss eines für die Zeit nach 
Beendigung dieses Vertrages geltenden Kon-
zessionsvertrages erhalten oder sollte sie be-
absichtigen, die Versorgung selbst aufzuneh-
men, so wird sie vor ihrer Entscheidung über 
die zukünftige Versorgung DEW21 Gelegenheit 
geben, innerhalb einer Frist von drei Monaten 
ein Angebot auf Abschluss eines Konzessions-
vertrages zu unterbreiten. 

12.1 Sollte die. Stadt während der Vertragsdauer 
oder nach Ablauf des Vertrages von einem an-
deren Wasserversorgungsunternehmen ein 
Angebot auf Abschluss eines für die Zeit nach 
Beendigung dieses Vertrages geltenden Kon-
zessionsvertrages erhalten oder sollte sie be-
absichtigen, die Versorgung selbst aufzuneh-
men, so wird sie vor ihrer Entscheidung über 
die zukünftige Versorgung der DEW Gelegen-
heit geben, innerhalb einer Frist von drei Mona-
ten ein Angebot auf Abschluss eines Konzessi-
onsvertrages zu unterbreiten. 

 

8.2 Endet dieser Konzessionsvertrag, so ist die 
Stadt, falls kein neuer Konzessionsvertrag mit 
DEW21 geschlossen wird, berechtigt und ver-
pflichtet, die innerhalb des Stadtgebietes dann 
vorhandenen Anlagen von DEW21, die aus-
schließlich der Versorgung des Konzessions-
gebietes dienen, käuflich zu erwerben. Hierzu 
zählen außer den Leitungen für Transport und 
Verteilung und allen Zubehöranlagen nach Zif-
fer 4.1 auch alle Hausanschlüsse, Zähler und 
sonstiges Zubehör. 
Als Kaufpreis gilt der Sachzeitwert der Anla-
gen am Tage der Übernahme. Der Sachzeit-
wert wird ermittelt, indem der Tagesneuwert 
der Anlagen unter Zugrundelegung der am 
Tage der Übernahme bestehenden örtlichen 
und technischen Verhältnisse sowie geltenden 
Preise festgestellt und unter Berücksichtigung 
des Alters bzw. der technischen Nutzungs-
dauer sowie des Zustandes der Anlagen ab-
geschrieben wird. 
Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufge-
lösten Anteile der Anschlusskostenbeiträge 
(Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskos-
ten) der Kunden sowie öffentlicher Finanzie-
rungszuschüsse werden angemessen Kauf-
preis mindernd angerechnet. 

12.2 Endet dieser Konzessionsvertrag, so ist die 
Stadt, falls kein neuer Konzessionsvertrag mit 
der DEW geschlossen wird, berechtigt und 
verpflichtet, die innerhalb des Konzessionsge-
bietes dann vorhandenen Anlagen der DEW, 
die ausschließlich der Versorgung des Kon-
zessionsgebietes dienen, käuflich zu erwer-
ben. Hierzu zählen außer den Leitungen für 
Transport und Verteilung und allen Zubehör-
anlagen nach Ziffer 6.1 auch alle Hausan-
schlüsse, Zähler und sonstiges Zubehör. 
Als Kaufpreis gilt der Sachzeitwert der Anla-
gen am Tage der Übernahme. Der Sachzeit-
wert wird ermittelt, indem der Tagesneuwert 
der Anlagen unter Zugrundelegung der am 
Tage der Übernahme bestehenden örtlichen 
und technischen Verhältnisse sowie geltenden 
Preise festgestellt und unter Berücksichtigung 
des Alters bzw. der technischen Nutzungs-
dauer sowie des Zustandes der Anlagen ab-
geschrieben wird. 
Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufge-
lösten Anteile der Anschlusskostenbeiträge 
(Baukostenzuschüsse und Hausanschluss-
kosten) der Kunden sowie öffentlicher Finan-
zierungszuschüsse werden angemessen 
kaufpreismindernd angerechnet. 
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8.3 Die Kosten für die Abtrennung der von der 
Stadt zu übernehmenden Versorgungsanlagen 
vom Netz von DEW21 (Entflechtung) trägt 
DEW21; die Kosten für die Netzeinbindung der 
von der Stadt übernommenen Versorgungsan-
lagen trägt die Stadt. Die Vertragspartner wer-
den die Maßnahmen zur Entflechtung und 
Einbindung für beide Seiten möglichst kosten-
günstig gestalten. 

12.3 Die Kosten für die Abtrennung der von der 
Stadt zu übernehmenden Versorgungsanlagen 
vom Netz der DEW (Entflechtung) trägt die 
DEW; die Kosten für die Netzeinbindung der 
von der Stadt übernommenen Versorgungsan-
lagen trägt die Stadt. Die Vertragspartner wer-
den die Maßnahmen zur Entflechtung und 
Einbindung für beide Seiten möglichst kosten-
günstig gestalten. 

 

8.4 Ferner verbleibt DEW21 nach Ablauf dieses 
Konzessionsvertrages das Recht, noch min-
destens zwanzig Jahre lang Durchgangsleitun-
gen nebst Zubehör durch das Stadtgebiet 
zwecks Wasserversorgung anderer Städte und 
Kunden außerhalb der Stadt zu bauen, zu 
betreiben, instand zu halten, zu verstärken, zu 
erneuern und gegebenenfalls wieder zu entfer-
nen. Während dieser Zeit bezahlt DEW21 - 
soweit gesetzlich zulässig - ein angemessenes 
Wegebenutzungsentgelt. Ziffer 4.5 gilt entspre-
chend. 

12.4 Ferner verbleibt der DEW nach Ablauf dieses 
Konzessionsvertrages das Recht, noch min-
destens zwanzig Jahre lang Durchgangslei-
tungen nebst Zubehör durch das Stadtgebiet 
zwecks Wasserversorgung anderer Städte und 
Kunden außerhalb der Stadt zu bauen, zu 
betreiben, instand zu halten, zu verstärken, zu 
erneuern und gegebenenfalls wieder zu ent-
fernen. Während dieser Zeit bezahlt DEW - 
soweit gesetzlich zulässig - ein angemessenes 
Wegebenutzungsentgelt. Ziffer 6.5 gilt ent-
sprechend. 

 

9. Allgemeine Rücksichten und Rechte Dritter   
9.1 Die Stadt kann in Abstimmung mit DEW21 

anderen Versorgungsunternehmen den Bau 
von Durchgangsleitungen gestatten, sofern 
sich der Durchleitende verpflichtet, kein Was-
ser unmittelbar oder mittelbar innerhalb des 
Stadtgebietes anzubieten oder abzugeben und 
die Trassen vorhandener sowie geplanter Lei-
tungen von DEW21 nicht zu beeinträchtigen. 
Unter diesen Voraussetzungen wird DEW21 
dem Bau von Durchgangsleitungen nicht wi-
dersprechen. 

3.3 Die Stadt kann in Abstimmung mit der DEW 
anderen Versorgungsunternehmen den Bau 
von Durchgangsleitungen gestatten, sofern 
sich der Durchleitende verpflichtet, kein Was-
ser unmittelbar oder mittelbar innerhalb des 
Stadtgebietes anzubieten oder abzugeben und 
die Trassen vorhandener sowie geplanter Lei-
tungen der DEW nicht zu beeinträchtigen. Un-
ter diesen Voraussetzungen wird die DEW 
dem Bau von Durchgangsleitungen nicht wi-
dersprechen. 

 

9.2  Die Stadt und Dritte sind berechtigt, eigene 
Einrichtungen mit Wasser aus Eigenanlagen 
zu versorgen, soweit und solange Versor-
gungs- bzw. Wasserlieferungsverträge nicht 
entgegenstehen. 

3.4 Die Stadt und Dritte sind berechtigt, eigene 
Einrichtungen mit Wasser aus Eigenanlagen 
zu versorgen, soweit und solange Versor-
gungs- bzw. Wasserlieferungsverträge nicht 
entgegenstehen. 

 

10. Sonstiges 9. Wirtschaftsklausel 
10. Vertragsübertragung 

13. Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestim-
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mungen 
14. Vertragsänderungen und –ergänzungen 

15. Kartellanmeldung 
16. Gerichtsstand 

17. Vertragsausfertigungen 
10.1 Die Vertragspartner werden bei der Ausübung 

ihrer Rechte nach diesem Vertrag jederzeit 
auf die Interessen des jeweils anderen Ver-
tragspartners Rücksicht nehmen. 

  

10.2 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Kon-
zessionsvertrages einschließlich der Anlagen 
und etwa abgeschlossener Nachtragsverträge 
rechtsunwirksam sein oder werden, so wird 
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hier-
durch nicht berührt. Die Vertragspartner ver-
pflichten sich jedoch, die ungültigen Bestim-
mungen durch im wirtschaftlichen Ergebnis 
gleichwertige Bestimmungen in formell gülti-
ger Weise zu ersetzen, soweit keine gesetzli-
chen Bestimmungen entgegenstehen. Glei-
ches gilt für das Auftreten einer Regelungslü-
cke. 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Konzessi-
onsvertrages einschließlich der Anlagen und etwa 
abgeschlossener Nachtragsverträge rechts unwirk-
sam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt. Die 
Vertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungül-
tigen Bestimmungen durch im wirtschaftlichen Er-
gebnis gleichwertige Bestimmungen in formell gülti-
ger Weise zu ersetzen, soweit keine gesetzlichen 
Bestimmungen entgegenstehen. 

 

10.3  Änderungen und Ergänzungen sowie Neben-
abreden dieses Konzessionsvertrages bedür-
fen der Schriftform und müssen von beiden 
Vertragspartnern rechtsverbindlich unter-
zeichnet sein. 

Änderungen und Ergänzungen dieses Konzessi-
onsvertrages bedürfen der Schriftform und müssen 
von beiden Vertragspartnern rechtsverbindlich un-
terzeichnet sein. 

 

10.4 Gerichtsstand ist Dortmund. Gerichtsstand ist Dortmund.  
10.5 Dieser Konzessionsvertrag ist in zwei gleich-

lautenden Ausfertigungen hergestellt; die 
Stadt und DEW21 erhalten je eine Ausferti-
gung. 

Dieser Konzessionsvertrag ist in zwei gleichlauten-
den Ausfertigungen hergestellt; die Stadt und DEW 
haben je eine Ausfertigung erhalten. 

 

10.6 Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und 
/ oder technisch-wirtschaftlichen Verhältnisse, 
durch welche die Vereinbarungen dieses Kon-
zessionsvertrages begründet sind, so wesent-
lich ändern, dass das Festhalten an diesem 
Konzessionsvertrag für einen der Vertrags-
partner eine unbillige Härte bedeuten würde, 
kann dieser Vertragspartner eine entspre-
chende Änderung dieses Konzessionsvertra-

Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und / 
oder technisch wirtschaftlichen Verhältnisse, durch 
welche die Vereinbarungen dieses Konzessions-
vertrages begründet sind, so wesentlich ändern, 
dass das Festhalten an diesem Konzessionsvertrag 
für einen der Vertragspartner eine unbillige Härte 
bedeuten würde, kann dieser Vertragspartner eine 
entsprechende Änderung dieses Konzessionsver-
trages verlangen. 
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ges verlangen. 
10.7 Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung 

des anderen Vertragspartners berechtigt, 
Rechte und Pflichten aus diesem Konzessi-
onsvertrag ganz oder teilweise auf einen Drit-
ten zu übertragen. Die Zustimmung zur Über-
tragung darf nur verweigert werden, wenn ge-
gen die technische oder wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit des Dritten begründete Beden-
ken bestehen oder wesentliche Interessen ei-
nes Vertragspartners entgegenstehen. Die 
Übertragung ist von dem übertragenden Ver-
tragspartner oder dem Dritten dem anderen 
Vertragspartner schriftlich mitzuteilen. Bis zur 
Erteilung der Zustimmung haftet der übertra-
gende Vertragspartner für die Erfüllung dieses 
Konzessionsvertrages. 

Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung des 
anderen Partners berechtigt, Rechte und Pflichten 
aus diesem Konzessionsvertrag ganz oder teilwei-
se auf einen Dritten zu übertragen. Die Zustim-
mung zur Übertragung darf nur verweigert werden, 
wenn gegen die technische oder wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Dritten begründete Beden-
ken bestehen. Die Übertragung ist von dem über-
tragenden Partner oder dem Dritten dem anderen 
Vertragspartner schriftlich mitzuteilen. Bis zur Ertei-
lung der Zustimmung haftet der übertragende Part-
ner für die Erfüllung dieses Konzessionsvertrages. 

 

10.8 Die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen erforderliche Anmeldung bei 
der zuständigen Kartellbehörde nimmt 
DEW21 vor. 

Die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen erforderliche Anmeldung bei der 
zuständigen Kartellbehörde nimmt DEW vor. 

 

11. Bestandteile dieses Vertrages   
Bestandteile dieses Vertrages sind 
- Karte des Konzessionsgebietes - Anlage 1  - 
- Durchführungsbestimmungen für Baumaßnahmen 
- Anlage 2  -  
- Ergänzende Bestimmungen über die Kostentra-

gung bei stadtbahnbedingten Änderungen von 
Versorgungsanlagen - Anlage 3 - 

- Ergebnisse der Kommission zu den Konzessions-
verträgen - Anlage 4  - 

 
 

Bestandteile dieses Wasser-Konzessionsvertrages 
Karte des Konzessionsgebietes - Anlage 1 - 
Durchführungsbestimmungen für Baumaßnahmen - 

Anlage 2 - 
Ergänzende Bestimmungen über die Kostentra-

gung bei stadtbahnbedingten Änderungen von 
Versorgungsanlagen - Anlage 3 - 

 

 
 



 

FFeerrnnwwäärrmmee--GGeessttaattttuunnggssvveerr tt rraagg  
--  NNeeuuffaassssuunngg--  

FFeerrnnwwäärrmmee--GGeessttaattttuunnggssvveerr tt rraagg   
--  AAll tt ffaassssuunngg  --  --  AAnnmmeerrkkuunnggeenn  

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberbürgermeister - 

- Stadt -  
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gung GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung -  

- DEW21 - 
nachfolgend gemeinsam "Vertragspartner" genannt 

zwischen  
der Stadt Dortmund  
- vertreten durch den Oberstadtdirektor - 

- Stadt - 
und  
der Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gung GmbH  
- vertreten durch die Geschäftsführung -  

- DEW - 

Zu den Veränderungen gelten im Wesentlichen die 
Anmerkungen zum Stromvertrag. In dieser Spalte 
werden nur Besonderheiten zum Fernwärmevertrag 
erwähnt. 
 
Die textlichen Änderungen in der Neufassung, die 
nicht bereits im Stromvertrag kenntlich gemacht 
sind, werden fett wiedergegeben 

Präambel   
Zweck dieses Vertrages ist es, durch Bereitstellung 
und Betrieb eines Fernwärmeversorgungsnetzes 
unter Nutzung gemeindlicher Grundstücke eine 
möglichst sichere, preisgünstige, verbraucher-
freundliche, effiziente und umweltverträgliche Ver-
sorgung der Einwohner und Gewerbetreibenden im 
Gemeindegebiet mit Fernwärme zu gewährleisten. 
DEW21 ist Eigentümerin eines Fernwärmeversor-
gungsnetzes (nachfolgend "Versorgungsnetz" ge-
nannt) innerhalb des Konzessionsgebietes im Sinne 
von Anlage 1  (nachfolgend "Stadtgebiet" genannt).  
DEW21 ist berechtigt und verpflichtet, im Stadtge-
biet Dortmund nach Maßgabe der Bestimmungen 
dieses Gestattungsvertrages sowie nach der Ver-
ordnung über Allgemeine Bedingungen für die Ver-
sorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) vom 
20.06.1980 (BGBl. I S. 742) und hierzu geltenden 
Ergänzenden Bedingungen in der jeweils gültigen 
Fassung Fernwärme zu liefern (nachfolgend "Liefe-
rung" genannt) und die bereits bestehende Fern-
wärmeversorgung auszubauen, sofern dabei unter 
Zugrundelegung marktorientierter Preisbildung län-
gerfristig Aussicht auf Wirtschaftlichkeit besteht. 
Im Hinblick auf die Ziele dieses Vertrages werden 
die Stadt und DEW21 vertrauensvoll zusammenar-
beiten. 

1.1 Die DEW ist berechtigt und verpflichtet, im 
Stadtgebiet Dortmund nach Maßgabe der Be-
stimmungen dieses Gestattungsvertrages so-
wie nach der Verordnung über Allgemeine Be-
dingungen für die Versorgung mit Fernwärme 
(AVBFernwärmeV) vom 20.06.1980 (BGB1. 1 
S. 742) und den Fernwärme preisen nach Zif-
fer 2 Fernwärme zu liefern und die bereits be-
stehende Fernwärmeversorgung auszubauen, 
sofern dabei unter Zugrundelegung marktorien-
tierter Preisbildung längerfristig Aussicht auf 
Wirtschaftlichkeit besteht. 

 

 ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN  
1. Wegenutzungsrecht 1. Gegenstand und Umfang der V ersorgung  
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3. Wegebenutzungsrecht 
1.1 Die Stadt gestattet DEW21, zum Zwecke der 

öffentlichen Versorgung mit Fernwärme im 
Stadtgebiet die jeweils ihrer Verfügung unterlie-
genden öffentlichen Verkehrsräume (Straßen, 
Wege, Plätze, Brücken u. ä.) sowie sonstige der 
Stadt gehörende öffentliche und nichtöffentliche 
Grundstücke zur Verlegung und zum Betrieb 
von Leitungen zu benutzen. 

 Dies gilt auch für sonstige Anlagen der Fern-
wärmeversorgung einschließlich betrieblicher 
Steuerungs- und Dateneinrichtungen sowie 
Durchgangsleitungen.  

3.2 Die Stadt ist verpflichtet, DEW von bereits be-
stehenden Verträgen mit Dritten und Rechten 
Dritter, die sich auf Fernwärmeeigenerzeugung 
und Benutzung der jeweils der Verfügung der 
Stadt unterliegenden öffentlichen Verkehrs-
räume durch Leitungen beziehen, Kenntnis zu 
geben. 
Die Stadt wird ferner in jedem Falle vor Ertei-
lung einer Genehmigung zur Verlegung von 
Leitungen Dritter DEW Gelegenheit zur Stel-
lungnahme geben. Die Stadt wird auf der 
Grundlage des örtlichen Energie Versorgungs-
konzeptes diese Stellungnahme bei ihrer Ent-
scheidung berücksichtigen 

 

1.2 Dieser Gestattungsvertrag erstreckt sich auf 
das Stadtgebiet zum Zeitpunkt des Abschlusses 
dieses Gestattungsvertrages im Sinne von An-
lage 1 .  
Im Falle einer Vergrößerung des Stadtgebietes 
werden die Vertragspartner über die Anwen-
dung dieses Gestattungsvertrages auf die hin-
zugekommenen Gebietsteile verhandeln. 
 
Sollte die Stadt im Falle der Anwendung dieses 
Gestattungsvertrages auf die hinzugekomme-
nen Gebietsteile zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen verpflichtet sein, ist 
DEW21 berechtigt und verpflichtet, in diese 
Verpflichtung der Stadt einzutreten bzw. die 
Stadt davon freizustellen und die Übertragung 
auf sich zu verlangen. Sollte die Stadt in einem 
solchen Falle zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie 
DEW21 ihr Erwerbsrecht ab. 

1.2 Dieser Gestattungsvertrag erstreckt sich auf 
das gesamte Stadtgebiet zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieses Gestattungsvertrages - 
Anlage 1 -. 

1.3 Im Falle der Vergrößerung des Stadtgebietes 
nach Ziffer 1.2 werden die Vertragspartner ü-
ber die Anwendung dieses Gestattungsvertra-
ges auf die hinzugekommenen Gebietsteile 
verhandeln. 
Sollte die Stadt im Falle der Anwendung dieses 
Gestattungsvertrages auf die hinzugekomme-
nen Gebietsteile zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen verpflichtet sein, ist die 
DEW berechtigt und verpflichtet, in diese Ver-
pflichtung der Stadt einzutreten bzw. die Stadt 
davon freizustellen und die Übertragung auf 
sich zu verlangen. Sollte die Stadt in einem 
solchen Falle zur Übernahme vorhandener 
Versorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie 
der DEW ihr Erwerbsrecht ab. 

 

1.3 Die Stadt räumt DEW21 im Rahmen von Ziffer 
1.1 und 1.2 das Recht ein, die öffentliche Ver-
sorgung mit Fernwärme im Stadtgebiet durch-
zuführen.  

 
 

3.1 Die Stadt räumt DEW das Recht ein, zum 
Zwecke der öffentlichen Versorgung mit Fern-
wärme im Stadtgebiet die jeweils ihrer Verfü-
gung unterliegenden öffentlichen Verkehrs-
räume (Straßen, Wege, Plätze, Brücken u. ä.) 
sowie sonstige der Stadt gehörende öffentliche 
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Bei einer Entwidmung von öffentlichen Ver-
kehrsräumen ohne Eigentumswechsel bleiben 
die ausgeübten Benutzungsrechte von DEW21 
gegenüber der Stadt als einfache unentgeltli-
che Rechte aufrechterhalten. 
Zur Benutzung sonstiger öffentlicher und 
nicht-öffentlicher Grundstücke der Stadt 
bedarf es jeweils eines gesonderten ent-
geltlichen Gestattungsvertrages mit für 
beide Vertragspartner zumutbaren Bedin-
gungen auf der Grundlage der von der 
Rechtsprechung hierzu entwickelten 
Grundsätze. Die Stadt ist zum Abschluss 
eines solchen Gestattungsvertrages bereit, 
wenn nicht überwiegende sonstige öffentli-
che Interessen an der Grundstücksnutzung 
entgegenstehen . 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstü-
cke, die von DEW21 benutzt werden, bzw. vor 
einem Wechsel der Straßenbaulast wird die 
Stadt DEW21 rechtzeitig unterrichten und auf 
Verlangen zugunsten DEW21 und auf deren 
Kosten eine beschränkte persönliche Dienst-
barkeit eintragen lassen. Für eine hierdurch 
eintretende etwaige Wertminderung leistet 
DEW21 eine einmalige angemessene Ent-
schädigung auf der Grundlage der von der 
Rechtsprechung hierzu entwickelten Grundsät-
ze. 
Für Leitungen, die nicht ausschließlich der 
Versorgung im Stadtgebiet dienen, räumt die 
Stadt DEW21 auf deren Wunsch beschränkt 
persönliche Dienstbarkeiten ein gegen Zahlung 
einer einmaligen Entschädigung in angemes-
sener Höhe. 

und nichtöffentliche Grundstücke zur Verle-
gung und zum Betrieb von Leitungen zu benut-
zen. 
Dies gilt auch für sonstige Anlagen der Fern-
wärmeversorgung ein schließlich Fernmelde-
einrichtungen und für Durchgangsleitungen. 
Bei einer Entwidmung von öffentlichen Ver-
kehrsräumen ohne Eigentumswechsel bleiben 
die ausgeübten Benutzungsrechte DEW ge-
genüber der Stadt aufrechterhalten. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vor einer Veräußerung städtischer Grundstü-
cke, die von DEW benutzt werden, bzw. vor ei-
nem Wechsel der Straßenbaulast wird die 
Stadt DEW rechtzeitig unterrichten und auf 
Verlangen zugunsten DEW und auf deren Kos-
ten eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
eintragen lassen. Für eine hierdurch eintreten-
de etwaige Wertminderung leistet DEW eine 
einmalige angemessene Entschädigung auf 
der Grundlage der von der Rechtsprechung 
hierzu entwickelten Grundsätze. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einfügung dieses 3. Absatzes in der Neu-
fassung ergibt sich aus der Harmonisierung mit 
den anderen Konzessionsverträgen. 
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Die Parteien werden bei der Anwendung die-
ses Vertrages die Ergebnisse der Kommission 
zu den Konzessionsverträgen (Anlage 4 ), der-
zeit in der Fassung vom 30.06./10.07.2006, 
einschließlich zukünftiger Änderungen, berück-
sichtigen. 

Die Vertragspartner werden bei der Ausübung 
ihrer Rechte nach diesem Vertrag jederzeit auf 
die Interessen des jeweils anderen Vertrags-
partners Rücksicht nehmen. 

2. Wegebenutzungsentgelt 2. Fernwärmepreise 
4. Wegebenutzungsentgelt 

 

2.1 Als Gegenleistung für die DEW21 nach Ziffer 1 
eingeräumten Rechte sowie zum Ausgleich für 
Erschwernisse und Verwaltungsaufwand erhält 
die Stadt von DEW21 ein Gestattungsentgelt. 

4.1 Als Gegenleistung für die DEW eingeräumten 
Rechte sowie zum Ausgleich für Erschwernis-
se und Verwaltungsaufwand erhält die Stadt 
von DEW ein Gestattungsentgelt. 

 

2.2 DEW21 zahlt an die Stadt jährlich 1,5 % der 
Entgelte ohne Umsatzsteuer aus der Lieferung 
an ihre Endverbraucher. 

4.2 DEW zahlt an die Stadt jährlich 1,5 % der Ent-
gelte ohne Umsatzsteuer aus der Fernwärme-
lieferung an ihre Endverbraucher. 

 

2.3  Für die Berechnung der nach Ziffer 2.2 gelie-
ferten Fernwärme gelten die Allgemeinen Prei-
se für die Versorgung mit Fernwärme von 
DEW21 in der jeweils gültigen Fassung. 

2.1 Für die Berechnung der nach Ziffer 1.1 gelie-
ferten Fernwärme gelten die Allgemeinen Prei-
se für die Versorgung mit Fernwärme der DEW 
in der jeweils gültigen Fassung. 

 

2.4  DEW21 ist berechtigt, bei Kunden mit beson-
deren Entnahmeverhältnissen die Lieferung 
nicht nach den Allgemeinen Preisen und der 
AVBFernwärmeV durchzuführen, sondern mit 
diesen Kunden über die Fernwärmepreise und 
Lieferbedingungen besondere Vereinbarungen 
zu treffen (Fernwärmelieferungsverträge für 
Sondervertragskunden). 

2.2 Die DEW ist berechtigt, bei Kunden mit beson-
deren Entnahmeverhältnissen die Fernwärme-
lieferung nicht nach den Allgemeinen Preisen 
und der AVBFernwärmeV durchzuführen, son-
dern mit diesen Kunden über die Fern-
Wärmepreise und Lieferbedingungen besondere 
Vereinbarungen zu treffen (Fernwärmeliefe-
rungsverträge für Sondervertragskunden). 

 

2.5  Grundlage für das Gestattungsentgelt sind die 
im Kalenderjahr abgerechneten Lieferungen im 
Stadtgebiet. Wird durch den Gesetzgeber die 
Zulässigkeit dieser Zahlung eingeschränkt oder 
wird ihre steuerliche Abzugsfähigkeit nicht 
mehr voll anerkannt, ruht insoweit die Ver-
pflichtung zur Zahlung so lange, wie die ge-
nannten Beschränkungen bestehen. 

4.3 Grundlage für das Gestattungsentgelt sind die 
im Kalenderjahr abgerechneten Fernwärmelie-
ferungen der DEW in Dortmund. Wird durch 
den Gesetzgeber die Zulässigkeit dieser Zah-
lung eingeschränkt oder wird ihre steuerliche 
Abzugsfähigkeit nicht mehr voll anerkannt, ruht 
insoweit die Verpflichtung zur Zahlung so lan-
ge, wie die genannten Beschränkungen beste-
hen. 

 

2.6 DEW21 gewährt der Stadt auf das Entgelt für 
ihren eigenen Fernwärmeverbrauch, soweit er 
nach den Allgemeinen Preisen abgerechnet 
wird, einen Nachlass von 10 %. 

2.3 Die DEW gewährt der Stadt auf das Entgelt für 
ihren eigenen Fernwärmeverbrauch, soweit er 
nach den Allgemeinen Preisen abgerechnet 
wird, einen Nachlass von 10. 

 

2.7 Das Gestattungsentgelt wird monatlich nach- 4.4 Das Gestattungsentgelt wird im allgemeinen  
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träglich in ungefährer Höhe des zu erwartenden 
Betrages als Abschlag gezahlt und endgültig 
nach Schluss des jeweiligen Rechnungsjahres 
abgerechnet Die Stadt kann die Berechnung der 
Konzessionsabgabe durch einen Wirtschafts-
prüfer prüfen lassen. Für den Fall, dass es sich 
dabei um den Abschlussprüfer von DEW21 
handelt und die Prüfung durch ihn nicht häufiger 
als alle drei Jahre erfolgt, trägt DEW21 die Kos-
ten für diese Prüfung. 

vierteljährlich nachträglich in ungefährer Höhe 
des zu erwartenden Betrages als Abschlag ge-
zahlt und endgültig nach Schluss des jeweili-
gen Rechnungsjahres abgerechnet. Die Stadt 
kann die Berechnung des Gestattungsentgel-
tes durch einen Wirtschaftsprüfer prüfen las-
sen. Für den Fall, dass es sich dabei um den 
Abschlussprüfer der DEW handelt und die Prü-
fung durch ihn nicht häufiger als alle drei Jahre 
erfolgt, trägt die DEW die Kosten für diese Prü-
fung. 

3. Energieversorgungskonzept 5. Energieversorgungsk onzept Dortmund  
DEW21 wird bei der Erfüllung der Vertragspflichten 
das jeweils gültige Energieversorgungskonzept der 
Stadt beachten und an dessen Fortschreibung mit-
wirken. Dabei ist sowohl den energiepolitischen 
Zielen der Stadt als auch den Vorgaben des EnWG 
hinsichtlich einer möglichst sicheren, preisgünsti-
gen, verbraucherfreundlichen, effizienten und um-
weltverträglichen leitungsgebundenen Versorgung 
angemessen Rechnung zu tragen. 
 
DEW21 gewährleistet auf eigene Kosten eine um-
fassende und energieträgerübergreifende Energie-
beratung der Stadt und ihrer Einwohner im vorge-
nannten Sinne. 
 
Im Rahmen der energiepolitischen Ziele der Stadt 
Dortmund wird DEW21 auch regenerative Projekte 
der Stadt Dortmund fördern. 
 
DEW21 erklärt sich des Weiteren bereit, ihr der-
zeit bestehendes Fernwärmenetz zu modernisie-
ren, und es langfristig von Dampf auf Heißwas-
ser umzustellen. 
Dabei streben die Vertragsparteien an, im Rah-
men der technischen und wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten die Erzeugung der Fernwärme lang-
fristig aus nachwachsenden Rohstoffen mit dem 
Ziel zu betreiben, die im Dortmunder Kraftwerk 
bestehende konventionelle Wärmeerzeugung 

5.1 Die DEW erkennt die Vereinbarung über die 
Erstellung und Fortschreibung eines örtlichen 
Versorgungskonzeptes zwischen der Stadt 
Dortmund, der Dortmunder Stadtwerke AG und 
der Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG 
vom 27.12.1984 (nachstehend Vereinbarung 
von 1984 Anlage 2 -) als für sich verbindlich an 
und tritt an Stelle von DSW und VEW in diese 
Vereinbarung ein. 

5.2 Die DEW erkennt das aufgrund der Vereinba-
rung von 1984 entwickelte Energieversor-
gungskonzept Dortmund vom Juni 1988 (Anla-
ge 3) als für sich verbindlich an, wirkt an seiner 
Realisierung und Fortschreibung unentgeltlich 
mit und berücksichtigt dabei die Vorstellungen 
des Rates der Stadt Dortmund gemäß Ratsbe-
schluss vom 16.03.1989 (Anlage 4). 

5.3 Im Rahmen der bezeichneten Vorgaben be-
treibt die DEW eine sparsame, umweltfreundli-
che und ressourcenschonende Energieversor-
gung und fördert den Einsatz regenerativer 
Energien, neuer Energietechniken sowie den 
Ausbau der Fernwärmeversorgung. 
Die DEW gewährleistet auf ihre Kosten eine 
umfassende und energieträgerübergreifende 
Energieberatung der Stadt und ihrer Einwohner 
im Sinne dieser Vorgaben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
In der Neufassung wurde der Beschluss des 
Rates der Stadt Dortmund zu Top 10.3 („Einlei-
tung von Vertragsverhandlungen über den 
Neuabschluss der Konzessionsverträge Strom, 
Gas, Wasser und des Gestattungsvertrages 
Fernwärme“) vom 19.6.2008 im Hinblick auf 
die Fernwärmeversorgung umgesetzt. 
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überwiegend durch eine Erzeugung im vorge-
nannten Sinne zu ersetzen.  
4. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der 

Verteilungsanlagen 
6. Errichtung, Erweiterung und Änderungen der 

Verteilungsanlagen 
 

4.1 DEW21 ist im Rahmen dieses Vertrages be-
rechtigt, alle erforderlichen Verteilungsanlagen 
zu unterhalten, auszubauen und zu betreten. 
Die Verteilungsanlagen umfassen die Regel- 
und Messanlagen, Versorgungs- und Vertei-
lungsleitungen, die Hausanschlüsse und alle 
Zubehöranlagen von DEW21 in öffentlichen 
Verkehrsräumen, soweit sie der Versorgung 
des Stadtgebietes dienen. 

6.1 Die Verteilungsanlagen umfassen die Regel- 
und Messanlagen, Versorgungs- und Vertei-
lungsleitungen, die Hausanschlüsse und alle 
Zubehöranlagen der DEW in öffentlichen Ver-
kehrsräumen, soweit sie der Versorgung des 
Gebietes dienen. 

 

4.2 Die Stadt und DEW21 werden einander von 
Baumaßnahmen, die den anderen Vertrags-
partner berühren, so rechtzeitig unterrichten, 
dass dieser Gelegenheit zur Stellungnahme hat 
und geeignete Vorkehrungen zum Schutz sei-
ner Anlagen treffen kann. Dies gilt insbesonde-
re für die Aufstellung neuer und die Änderung 
bestehender Bauleitpläne und für bedeutsame 
Bauvorhaben der Vertragspartner und Dritter. 
Berechtigte Belange des anderen Vertragspart-
ners sind zu berücksichtigen Bei erstmaliger Er-
richtung sowie größeren Erweiterungen oder 
Änderungen der Verteilungsanlagen ist DEW21 
verpflichtet, der Stadt die Baupläne vorzulegen. 

6.2 Die Stadt und die DEW werden einander von 
Baumaßnahmen, die den anderen Vertrags-
partner berühren, so rechtzeitig unterrichten, 
dass dieser Gelegenheit zur Stellungnahme 
hat und geeignete Vorkehrungen zum Schutz 
seiner Anlagen treffen kann. Dies gilt insbe-
sondere für die Aufstellung neuer und die ‘Än-
derung bestehender Bauleitpläne und für be-
deutsame Bauvorhaben der Vertragspartner 
und Dritter. Berechtigte Belange des anderen 
Vertragspartners sind zu berücksichtigen. Bei 
erstmaliger Errichtung sowie größeren Erweite-
rungen oder Änderungen der Verteilungsanla-
gen ist DEW verpflichtet, der Stadt die Bauplä-
ne vorzulegen. 

 

4.3 DEW21 wird für ihre Verteilungsanlagen um 
alle erforderlichen behördlichen und privaten 
Genehmigungen selbst nachsuchen. Die Stadt 
wird DEW21 hierbei nach besten Kräften unter-
stützen und ihr erforderlichenfalls bei Enteig-
nungen behilflich sein. 

6.3 Die DEW wird für ihre Verteilungsanlagen um 
alle erforderlichen behördlichen und privaten 
Genehmigungen selbst nachsuchen. Die Stadt 
wird die DEW hierbei nach besten Kräften un-
terstützen und ihr erforderlichenfalls bei Ent-
eignungen behilflich sein. 

 

4.4 DEW21 sorgt für die sachgemäße Wiederher-
stellung der Straßenoberflächen nach dem Bau 
von Leitungen usw. Einzelheiten des Verfah-
rens und der technischen Durchführung bei der 
Wiederherstellung in öffentlichen Verkehrsräu-
men werden durch die als Anlage 2  beigefüg-
ten Durchführungsbestimmungen für Baumaß-

6.4 Die DEW sorgt für die sachgemäße Wieder-
herstellung der Straßenoberflächen nach dem 
Bau von Leitungen usw. Einzelheiten des Ver-
fahrens und der technischen Durchführung bei 
der Wiederherstellung in öffentlichen Verkehrs-
räumen werden durch die als Anlage 5 beige-
fügten Durchführungsbestimmungen für Bäu-
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nahmen geregelt. maßnahmen geregelt. 
4.5 Sollten Veränderungen bestehender Vertei-

lungsanlagen aus Gründen des öffentlichen In-
teresses durch die Stadt veranlasst und ver-
langt werden, so ist DEW21 bereit, diese Ände-
rungen auf eigene Kosten durchzuführen; § 150 
BauGB bleibt unberührt. 

 Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen be-
stehender Verteilungsanlagen gelten die als 
Anlage 3  beigefügten ergänzenden Bestim-
mungen. Wenn die Stadt Veränderungen ver-
anlasst und verlangt und Dritte einen Zuschuss 
oder sonstigen Kostenbeitrag leisten oder als 
Benutzer zu Gebühren herangezogen werden 
können, trägt die Stadt die Folgekosten; 
DEW21 übernimmt dann den städtischen Ei-
genanteil. 

 Diese Regelungen gelten auch für die Durch-
gangsleitungen in öffentlichen Verkehrsräumen. 

6.5 Sollten Veränderungen bestehender Vertei-
lungsanlagen aus Gründen des öffentlichen In-
teresses durch die Stadt veranlasst und ver-
langt werden, so ist die DEW bereit, diese Än-
derungen auf eigene Kosten durchzuführen; § 
150 BauGB bleibt unberührt. 
Im Falle stadtbahnbedingter Änderungen be-
stehender Verteilungsanlagen gelten die als 
Anlage 6 beigefügten ergänzenden Bestim-
mungen. Wenn die Stadt Veränderungen ver-
anlasst und verlangt und Dritte einen Zuschuss 
oder sonstigen Kostenbeitrag leisten oder als 
Benutzer zu Gebühren her angezogen werden 
können, trägt die Stadt die Folgekosten; die 
DEW übernimmt dann den städtischen Eigen-
anteil. 
Diese Regelung gilt auch für die Durchgangs-
leitungen in öffentlichen Verkehrsräumen. 

 

5. Störungs- und Höhere-Gewalt-Klausel  7. Störungs - und Höhere-Gewalt-Klausel  
5.1  Die Versorgung im Stadtgebiet darf ohne Ge-

nehmigung der Stadt nicht eingestellt oder un-
terbrochen werden, es sei denn, dass die Ein-
stellung oder Unterbrechung durch eine für ei-
ne solche Anordnung zuständige Stelle verfügt 
wird. 

7.1 Die Fernwärmeversorgung im Stadtgebiet darf 
ohne Genehmigung der Stadt nicht eingestellt 
oder unterbrochen werden, es sei denn, dass 
die Einstellung oder Unterbrechung durch eine 
für eine solche Anordnung zuständige Stelle 
verfügt wird. 

 

5.2  Die Bestimmung nach Ziffer 5.1 bezieht sich 
nicht auf diejenigen Fälle, in denen DEW21, ih-
re Vorlieferanten oder andere Vorlieferanten 
durch Störungen in ihren Betrieben gezwungen 
sind, die Lieferung vorübergehend ganz oder 
teilweise zu unterbrechen, oder wenn Prüfun-
gen oder Untersuchungen und Reparaturen 
solche Unterbrechungen vorübergehend not-
wendig machen. Von Unterbrechungen, die 
vorher erkennbar werden, hat DEW21 der 
Stadt möglichst frühzeitig Mitteilung zu ma-
chen. 
Gleiches gilt im Rahmen der Unterbrechung der 
Anschlussnutzung bei betriebsnotwendigen Ar-
beiten, Vermeidung eines drohenden Netzzu-

7.2 Die Bestimmung nach Ziffer 7.1 bezieht sich 
nicht auf diejenigen Fälle, in denen die DEW 
oder ihre Vorlieferanten durch Störungen in ih-
ren Betrieben gezwungen sind, die Fernwär-
melieferung vorübergehend ganz oder teilwei-
se zu unterbrechen, oder wenn Prüfungen oder 
Untersuchungen und Reparaturen solche Un-
terbrechungen vorübergehend notwendig ma-
chen. Von Unterbrechungen, die vorher er-
kennbar werden, hat die DEW der Stadt mög-
lichst frühzeitig Mitteilung zu machen. 
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sammenbruchs oder - unter Wahrung der Ver-
hältnismäßigkeit - bei vertraglichen Zuwider-
handlungen. 

5.3  Sollten DEW21 oder deren Vorlieferanten 
durch Fälle höherer Gewalt oder durch ver-
gleichbare Umstände, deren Abwendung bzw. 
deren Beseitigung mit einem angemessenen 
technischen und wirtschaftlichen Aufwand nicht 
erreicht werden kann, an der Lieferung ganz 
oder teilweise gehindert werden, so ruht die 
Verpflichtung zur Lieferung so lange, bis die 
Störungen und deren Folgen beseitigt worden 
sind. 

7.3 Sollten die DEW oder deren Vorlieferanten 
durch Fälle höherer Gewalt oder durch sonsti-
ge Umstände, deren Abwendung bzw. deren 
Beseitigung mit einem angemessenen techni-
schen und wirtschaftlichen Aufwand nicht er-
reicht werden kann, an der Fernwärmeliefe-
rung ganz oder teilweise gehindert werden, so 
ruht die Verpflichtung zur Fernwärmelieferung 
so lange, bis die Störungen und deren Folgen 
beseitigt worden sind. 

 

5.4  DEW21 ist gehalten, nach besten Kräften dafür 
zu sorgen, dass die Störungen und deren Fol-
gen schnellstens beseitigt werden. Bei länge-
ren Störungen ist die Stadt zu benachrichtigen. 

7.4 Die DEW ist gehalten, nach besten Kräften 
dafür zu sorgen, dass die Störungen und deren 
Folgen schnellstens beseitigt werden. Bei län-
geren Störungen ist die Stadt zu benachrichti-
gen. 

 

5.5  Schadensersatzansprüche an DEW21 können 
durch die Stadt in diesen Fällen nicht gestellt 
werden. 

7.5 Entschädigungsansprüche an die DEW können 
in diesen Fällen nicht gestellt werden. 

 

6. Eigentumsverhältnisse 8. Eigentumsverhältnisse  
Sämtliche zur Fernwärmeversorgung dienende 
Anlagen bis zu der in den Versorgungs- bzw. Fern-
wärmelieferungsverträgen definierten Eigentums-
grenze sowie die Regel- und Messeinrichtungen 
sind Eigentum von DEW21. 

Sämtliche zur Fernwärmeversorgung dienenden 
Anlagen bis zu der in den Versorgungs- bzw. Fern-
wärmelieferungsverträgen definierten Eigentums-
grenze sowie die Regel- und Messeinrichtungen 
sind Eigentum der DEW. 

 

7. Vertragsdauer 11. Vertragsdauer  
7.1 Dieser Gestattungsvertrag tritt am 01.03.2009 

in Kraft und läuft bis zum 31.12.2028. 
11.1 Dieser Gestattungsvertrag tritt am 01.01.1995 

in Kraft und läuft zwanzig Jahre. 
 

7.2 Die Vertragspartner verpflichten sich, spätes-
tens zwei Jahre vor Ablauf dieses Gestat-
tungsvertrages Verhandlungen darüber aufzu-
nehmen, ob und ggf. zu welchen Bedingungen 
sie einen neuen Gestattungsvertrag schließen. 

11.2 Die Vertragspartner verpflichten sich, spätes-
tens zwei Jahre vor Ablauf dieses Gestat-
tungsvertrages Verhandlungen darüber aufzu-
nehmen, ob und ggf. zu welchen Bedingungen 
sie einen neuen Gestattungsvertrag schließen. 

 

8. Endschaftsbestimmungen 12. Endschaftsbestimmunge n  
8.1 Sollte die Stadt während der Vertragsdauer 

oder nach Ablauf des Vertrages von einem an-
deren Energieversorgungsunternehmen ein An-
gebot auf Abschluss eines für die Zeit nach Be-
endigung dieses Vertrages geltenden Konzes-

12.1 Sollte die Stadt während der Vertragsdauer 
oder nach Ablauf des Vertrages von einem an-
deren Energieversorgungsunternehmen ein 
Angebot auf Abschluss eines für die Zeit nach 
Beendigung dieses Vertrages geltenden Ges-
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sionsvertrages erhalten oder sollte sie beab-
sichtigen, die Versorgung selbst aufzunehmen, 
so wird sie vor ihrer Entscheidung über die zu-
künftige Versorgung DEW21 Gelegenheit ge-
ben, innerhalb einer Frist von drei Monaten ein 
Angebot auf Abschluss eines Konzessionsver-
trages zu unterbreiten. 

tattungsvertrages erhalten oder sollte sie be-
absichtigen, die Versorgung selbst aufzuneh-
men, so wird sie vor ihrer Entscheidung über 
die zukünftige Versorgung der DEW Gelegen-
heit geben, innerhalb einer Frist von drei Mo-
naten ein Angebot auf Abschluss eines Gestat-
tungsvertrages zu unterbreiten. 

8.2 Endet dieser Gestattungsvertrag, so ist die 
Stadt, falls kein neuer Gestattungsvertrag mit 
DEW21 geschlossen wird, berechtigt und ver-
pflichtet, die innerhalb des Stadtgebietes dann 
vorhandenen Anlagen von DEW21, die aus-
schließlich der Versorgung des Gebietes die-
nen, käuflich zu erwerben. Hierzu zählen außer 
den Regel- und Messanlagen, Versorgungs- 
und Verteilungsleitungen und allen Zubehöran-
lagen nach Ziffer 6.1 auch alle Hausanschlüsse, 
Zähler und sonstiges Zubehör. 

 Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für stillgelegte 
und von DEW21 bei Ende des Gestattungsver-
trages nicht mehr betriebene Fernwärmeleitun-
gen und -anlagen. DEW21 wird solche Leitun-
gen und Anlagen im Einzelfall auf ihre Kosten 
entfernen und den ursprünglichen Zustand wie-
derherstellen, wenn ein berechtigtes Beseiti-
gungsverlangen der Stadt vor liegt, das nicht zu 
unverhältnismäßigen, nicht zumutbaren Auf-
wendungen führt. 
Als Kaufpreis gilt, soweit rechtlich zulässig, der 
Sachzeitwert der Anlagen am Tage der Über-
nahme. Der Sachzeitwert wird ermittelt, indem 
der Tagesneuwert der Anlagen unter Zugrun-
delegung der am Tage der Übernahme beste-
henden örtlichen und technischen Verhältnisse 
sowie geltenden Preise festgestellt und unter 
Berücksichtigung des Alters bzw. der techni-
schen Nutzungsdauer sowie des Zustandes 
der Anlagen abgeschrieben wird. 
Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufge-
lösten Anteile der Anschlusskostenbeiträge 
(Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskos-

12.2 Endet dieser Gestattungsvertrag, so ist die 
Stadt, falls kein neuer Gestattungsvertrag mit 
der DEW geschlossen wird, berechtigt und 
verpflichtet, die innerhalb des Gebietes dann 
vorhandenen Anlagen der DEW, die aus-
schließlich der Versorgung des Gebietes die-
nen, käuflich zu erwerben. Hierzu zählen außer 
den Regel- und Messanlagen, Versorgungs- 
und Verteilungsleitungen und allen Zubehöran-
lagen nach Ziffer 6.1 auch alle Hausanschlüs-
se, Zähler und sonstiges Zubehör. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für stillgelegte 
und der DEW bei Ende des Gestattungsvertra-
ges nicht mehr betriebene Fernwärmeleitungen 
und -anlagen. Die DEW wird solche Leitungen 
und Anlagen im Einzelfall auf ihre Kosten ent-
fernen und den ursprünglichen Zustand wie-
derherstellen, wenn ein berechtigtes Beseiti-
gungsverlangen der Stadt vor liegt, das nicht 
zu unverhältnismäßigen, nicht zumutbaren 
Aufwendungen führt. 
Als Kaufpreis gilt der Sachzeitwert der Anlagen 
am Tage der Übernahme. Der Sachzeitwert 
wird ermittelt, indem der Tagesneuwert der An-
lagen unter Zugrundelegung der am Tage der 
Übernahme bestehenden örtlichen und techni-
schen Verhältnisse sowie geltenden Preise 
festgestellt und unter Berücksichtigung des Al-
ters bzw. der technischen Nutzungsdauer so-
wie des Zustandes der Anlagen abgeschrieben 
wird. 
Die bis zum Tage der Übernahme nicht aufge-
lösten Anteile der Anschlusskostenbeiträge 
(Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskos-
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ten) der Kunden sowie öffentlicher Finanzie-
rungszuschüsse werden angemessen Kauf-
preis mindernd angerechnet. 

ten) der Kunden sowie öffentlicher Finanzie-
rungszuschüsse werden angemessen Kauf-
preis mindernd angerechnet. 

8.3 Die Kosten für die Abtrennung der von der 
Stadt zu übernehmenden Versorgungsanlagen 
vom Netz von DEW21 (Entflechtung) trägt 
DEW21; die Kosten für die Netzeinbindung der 
von der Stadt übernommenen Versorgungsan-
lagen trägt die Stadt. Die Vertragspartner wer-
den die Maßnahmen zur Entflechtung und Ein-
bindung für beide Seiten möglichst kosten-
günstig gestalten. 

12.3  Die Kosten für die Abtrennung der von der 
Stadt zu übernehmenden Versorgungsanla-
gen vom Netz der DEW (Entflechtung) trägt 
die DEW; die Kosten für die Netzeinbindung 
der von der Stadt übernommenen Versor-
gungsanlagen trägt die Stadt. Die Vertrags-
partner werden die Maßnahmen zur Entflech-
tung und Einbindung für beide Seiten mög-
lichst kostengünstig gestalten. 

 

8.4 Ferner verbleibt DEW21 nach Ablauf dieses 
Gestattungsvertrages das Recht, noch mindes-
tens zwanzig Jahre lang Durchgangsleitungen 
nebst Zubehör durch das Stadtgebiet zwecks 
Fernwärmeversorgung anderer Städte und 
Kunden außerhalb der Stadt zu bauen, zu 
betreiben, instand zu halten, zu verstärken, zu 
erneuern und gegebenenfalls wieder zu entfer-
nen. Während dieser Zeit bezahlt DEW21 - 
soweit gesetzlich zulässig - ein angemessenes 
Wegebenutzungsentgelt. Ziffer 4.5 gilt entspre-
chend. - 

12.4 Ferner verbleibt der DEW nach Ablauf dieses 
Gestattungsvertrages das Recht, noch min-
destens zwanzig Jahre lang Durchgangslei-
tungen nebst Zubehör durch das Stadtgebiet 
zwecks Fernwärmeversorgung anderer Städ-
te und Kunden außerhalb der Stadt zu bau-
en, zu betreiben, instand zu halten, zu ver-
stärken, zu erneuern und gegebenenfalls 
wieder zu entfernen. Während dieser Zeit be-
zahlt die DEW - soweit gesetzlich zulässig - 
ein angemessenes Wegebenutzungsentgelt. 
Ziffer 6.5 gilt entsprechend. 

 

9. Allgemeine Rücksichten und Rechte Dritter   
9.1  Die Stadt wird DEW21 von bereits bestehen-

den und ihr bekannten Verträgen mit Dritten 
und Rechten Dritter, die sich auf Fernwärme-
eigenerzeugung und Benutzung der jeweils 
der Verfügung der Stadt unterliegenden öf-
fentlichen Verkehrsräume durch Leitungen 
beziehen, Kenntnis zu geben, soweit dies 
rechtlich zulässig ist. 

3.2 Die Stadt ist verpflichtet, DEW von bereits 
bestehenden Verträgen mit Dritten und Rech-
ten Dritter, die sich auf Fernwärmeeigenerzeu-
gung und Benutzung der jeweils der Verfügung 
der Stadt unterliegenden öffentlichen Verkehrs-
räume durch Leitungen beziehen, Kenntnis zu 
geben. 

 

9.2  Die Stadt wird vor Erteilung einer Genehmi-
gung zur Verlegung von Leitungen Dritter 
DEW21 Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
ben. 

Die Stadt wird ferner in jedem Falle vor Erteilung 
einer Genehmigung zur Verlegung von Leitungen 
Dritter DEW Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 
Die Stadt wird auf der Grundlage des örtlichen E-
nergie Versorgungskonzeptes diese Stellungnahme 
bei ihrer Entscheidung berücksichtigen. 

 

10. Sonstiges 9. Wirtschaftsklausel  
10. Vertragsübertragung 
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13. Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestim-
mungen 

14. Vertragsänderungen und -ergänzungen 
15. Gerichtsstand 

16. Vertragsausfertigungen 
10.1 Die Vertragspartner werden bei der Ausübung 

ihrer Rechte nach diesem Vertrag jederzeit auf 
die Interessen des jeweils anderen Vertrags-
partners Rücksicht nehmen. 

  

10.2 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Kon-
zessionsvertrages einschließlich der Anlagen 
und etwa abgeschlossener Nachtragsverträge 
rechtsunwirksam sein oder werden, so wird die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hier-
durch nicht berührt. Die Vertragspartner ver-
pflichten sich jedoch, die ungültigen Bestim-
mungen durch im wirtschaftlichen Ergebnis 
gleichwertige Bestimmungen in formell gültiger 
Weise zu ersetzen, soweit keine gesetzlichen 
Bestimmungen entgegenstehen. Gleiches gilt 
für das Auftreten einer Regelungslücke. 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gestat-
tungsvertrages einschließlich der Anlagen und etwa 
abgeschlossener Nachtragsverträge rechts unwirk-
sam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt. Die 
Vertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungül-
tigen Bestimmungen durch im wirtschaftlichen Er-
gebnis gleichwertige Bestimmungen in formell gülti-
ger Weise zu ersetzen, soweit keine gesetzlichen 
Bestimmungen entgegenstehen. 

 

10.3 Änderungen und Ergänzungen sowie Neben-
abreden dieses Konzessionsvertrages bedür-
fen der Schriftform und müssen von beiden 
Vertragspartnern rechtsverbindlich unterzeich-
net sein. 

Änderungen und Ergänzungen dieses Gestattungs-
vertrages bedürfen der Schriftform und müssen von 
beiden Vertragspartnern rechtsverbindlich unter-
zeichnet sein. 

 

10.4 Gerichtsstand ist Dortmund. Gerichtsstand ist Dortmund.  
10.5 Dieser Konzessionsvertrag ist in zwei gleich-

lautenden Ausfertigungen hergestellt; die Stadt 
und DEW21 erhalten je eine Ausfertigung. 

Dieser Gestattungsvertrag ist in zwei gleichlauten-
den Ausfertigungen hergestellt; die Stadt und DEW 
haben je eine Ausfertigung erhalten. 

 

10.6 Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und 
/ oder technisch-wirtschaftlichen Verhältnisse, 
durch welche die Vereinbarungen dieses Ges-
tattungsvertrages begründet sind, so wesent-
lich ändern, dass das Festhalten an diesem 
Konzessionsvertrag für einen der Vertrags-
partner eine unbillige Härte bedeuten würde, 
kann dieser Vertragspartner eine entspre-
chende Änderung dieses Konzessionsvertra-
ges verlangen. 

Sollten sich in Zukunft die wirtschaftlichen und / 
oder technisch wirtschaftlichen Verhältnisse, durch 
welche die Vereinbarungen dieses Gestattungsver-
trages begründet sind, so wesentlich ändern, dass 
das Festhalten an diesem Gestattungsvertrag für 
einen der Vertragspartner eine unbillige Härte be-
deuten würde, kann dieser Vertragspartner eine 
entsprechende Änderung dieses Gestattungsver-
trages verlangen. 

 

10.7 Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung Jeder Vertragspartner ist nur mit Zustimmung des  



- 12 - 

 

des anderen Vertragspartners berechtigt, 
Rechte und Pflichten aus diesem Konzessi-
onsvertrag ganz oder teilweise auf einen Drit-
ten zu übertragen. Die Zustimmung zur Über-
tragung darf nur verweigert werden, wenn ge-
gen die technische oder wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit des Dritten begründete Beden-
ken bestehen oder wesentliche Interessen ei-
nes Vertragspartners entgegenstehen. Die 
Übertragung ist von dem übertragenden Ver-
tragspartner oder dem Dritten dem anderen 
Vertragspartner schriftlich mitzuteilen. Bis zur 
Erteilung der Zustimmung haftet der übertra-
gende Vertragspartner für die Erfüllung dieses 
Konzessionsvertrages. 

anderen Partners berechtigt, Rechte und Pflichten 
aus diesem Gestattungsvertrag ganz oder teilweise 
auf einen Dritten zu übertragen. Die Zustimmung 
zur Übertragung darf nur verweigert werden, wenn 
gegen die technische oder wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit des Dritten begründete Bedenken 
bestehen. Die Übertragung ist von dem übertragen-
den Partner oder dem Dritten dem anderen Ver-
tragspartner schriftlich mitzuteilen. Bis zur Erteilung 
der Zustimmung haftet der übertragende Partner für 
die Erfüllung dieses Gestattungsvertrages. 

11. Bestandteile dieses Vertrages   
Bestandteile dieses Vertrages sind 
- Karte des Konzessionsgebietes - Anlage 1  - 
- Durchführungsbestimmungen für Baumaßnah-
men, Anlage 2  -  
- Ergänzende Bestimmungen über die Kostentra-

gung bei stadtbahnbedingten Änderungen von 
Versorgungsanlagen - Anlage 3 - 

- Ergebnisse der Kommission zu den Konzessions-
verträgen, Anlage 4  - 

 

Bestandteile dieses Fernwärmegestattungsvertra-
ges 
Gebietskarte - Anlage 1 - 
Vereinbarung über die Erstellung und Fortschrei-
bung eines örtlichen Versorgungskonzeptes - Anla-
ge 2 - 
Beschluss des Rates der Stadt Dortmund vom 

16.03.1989 - Anlage 3 - 
Durchführungsbestimmungen für Baumaßnahmen - 

Anlage 4 - 
Ergänzende Bestimmungen über die Kostentragung 

bei stadtbahnbedingten Änderungen von Versor-
gungsanlagen - Anlage 5 - 

 

 15. Kartellanmeldung 

Die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen erforderliche Anmeldung bei der 
zuständigen Kartellbehörde nimmt DEW vor. 

 

 



 

Anlage 2: Neufassung Anlage 2: Altfassung  

I. Baumaßnahmen DEW21 I. Baumaßnahmen der DEW  
1. Die Stadt gestattet DEW21 das Aufbrechen und Wie-

derherstellen der öffentlichen Verkehrsflächen in eige-
ner Regie und Verantwortung. 

1. Die Stadt Dortmund gestattet der DEW das Aufbrechen 
und Wiederherstellen der öffentlichen Verkehrsflächen 
in eigener Regie und Verantwortung. 

 

2. DEW21 hat den Aufbruch vor Beginn der Arbeiten beim 
Tiefbauamt der Stadt nach Vordruck anzumelden und 
gleichzeitig zu klären, 

a) dass die beteiligten Unternehmen (z. B. Ver- und Ent-
sorgungsunternehmen, Telekom) und Behörden (z. B. 
Straßenverkehrsamt/ Polizei und Feuerwehr) zur Wah-
rung ihrer; Interessen rechtzeitig benachrichtigt worden 
sind, 

b) welcher Unternehmer mit den Arbeiten beauftragt wor-
den ist,  
c) wann die Arbeiten beginnen. 
d) Stadt und DEW21 sind bemüht, zukünftig den Informa-

tionsaustausch und die Öffentlichkeitsarbeit im Sinne 
einer "transparenten Baustelle" über elektronische Me-
dien (Integrierte Auftrags- und Projektverfolgung -IAPV-  
über Internetportal) durchzuführen. 
In dringenden Fällen (z. B. zur Verhinderung und Be-
seitigung von Betriebsstörungen) ist DEW21 berechtigt, 
die Aufbrüche ohne vorherige Anmeldung beim Tief-
bauamt der Stadt durchzuführen. Die Meldung ist un-
verzüglich nachzuholen. 

2. Die DEW hat den Aufbruch vor Beginn der Arbeiten 
beim städtischen Tiefbauamt nach Vordruck anzumel-
den und gleichzeitig zu klären, 

a) daß die beteiligten Unternehmen (z. B. Ver- und Ent-
sorgungsunternehmen, Telekom) und Behörden (z. B. 
Straßenverkehrsamt/ Polizei und Feuerwehr) zur Wah-
rung ihrer; Interessen rechtzeitig benachrichtigt worden 
sind, 

b) welcher Unternehmer mit den Arbeiten beauftragt wor-
den ist,  
c) wann die Arbeiten beginnen. 
 
 
 

 

In dringenden Fällen (z. B. zur Verhinderung und Be-
seitigung von Betriebsstörungen) ist die DEW berech-
tigt, die Aufbrüche ohne vorherige Anmeldung beim 
Tiefbauamt durchzuführen. Die Meldung ist unverzüg-
lich nachzuholen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einfügung unter 2 d) in der Neu-
fassung erfolgte, um die Information 
und Einbindung des Bürgers über 
elektronische Medien zu gewährleisten. 

3. Nach der endgültigen Wiederherstellung der öffentli-
chen Verkehrsflächen ist der Aufbruch schriftlich ab-
zumelden. 

Bei Einzelaufbrüchen ist der Abmeldung auf Verlangen 
grundsätzliche eine Handskizze oder ein Foto über die 
Lage der Aufbruchflächen beizufügen. 
Eine gemeinsame Begehung der wiederhergestellten 
Verkehrsflächen kann unterbleiben, wenn die Stadt sie 
nicht ausdrücklich fordert. 
Möglichst noch vor Freigabe für den öffentlichen Ver-
kehr bescheinigt die DEW, dass die Aufbrüche nach 
den anerkannten Regeln der Technik ordnungsgemäß 
verfüllt wurden. 

3. Nach der endgültigen Wiederherstellung der öffentli-
chen Verkehrsflächen ist der Aufbruch schriftlich ab-
zumelden. 

Bei Einzelaufbrüchen ist der Abmeldung auf Verlangen 
eine Handskizze über die Lage der Aufbruchflächen 
beizufügen. 
Eine gemeinsame Begehung der wiederhergestellten 
Verkehrsflächen kann unterbleiben, wenn die Stadt sie 
nicht ausdrücklich fordert. 
Möglichst noch vor Freigabe für den öffentlichen Ver-
kehr bescheinigt die DEW, daß die Aufbrüche nach den 
anerkannten Regeln der Technik ordnungsgemäß ver-
füllt wurden. 
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4. Für die Kennzeichnung und Absperrung der Aufbruch-
stellen und gegebenenfalls Umleitungen gilt die Stra-
ßenverkehrsordnung - StVO -, insbesondere die Be-
stimmungen über Verkehrszeichen und Verkehrsein-
richtungen, Sperrzeug und Kennzeichnungsgerät auf 
öffentlichen Straßen. Die Anordnungen und Anweisun-
gen der zuständigen Straßenverkehrsbehörde und der 
Polizei sind zu befolgen. 
DEW21 übernimmt die Verantwortung für das Anbrin-
gen, Wiederentfernen, den Zustand, den Betrieb und 
die Tag- und Nachtkontrollen aller für den Aufbruch er-
forderlichen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtun-
gen. 

4. Für die Kennzeichnung und Absperrung der Aufbruch-
stellen und gegebenenfalls Umleitungen gilt die Stra-
ßenverkehrsordnung - StVO -, insbesondere die Be-
stimmungen über Verkehrszeichen und Verkehrsein-
richtungen, Sperrzeug und Kennzeichnungsgerät auf 
öffentlichen Straßen. Die Anordnungen und Anweisun-
gen des Straßenverkehrsamtes und der Polizei sind zu 
befolgen. 
Die DEW übernimmt die Verantwortung für das Anbrin-
gen, Wiederentfernen, den Zustand, den Betrieb und 
die Tag- und Nachtkontrollen aller für den Aufbruch er-
forderlichen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtun-
gen. 

„Zuständige Straßenverkehrsbehörde“: 
diese Änderung gegenüber der Altfas-
sung war nötig, da das Straßenver-
kehrsamt inzwischen aufgelöst ist und 
dessen Zuständigkeiten auf das Tief-
bauamt der Stadt Dortmund überge-
gangen sind. 

5. Anlagen und Einrichtungen für den öffentlichen 
Gebrauch sowie deren Zubehör wie Gas- und Was-
serleitungen, Unter- und Überflurhydranten, Kanäle, 
Schächte, Schachtabdeckungen, Rinneneinläufe, Not-
rufanlagen, Leuchten, Maste und elektrische Leitun-
gen, Bäume, Rinnen, Schilder, Fernsprechhäuschen, 
Toilettenanlagen, Briefkästen, Verteiler, Uhren, Park-
zeitautomaten und Werbeträger werden bei der Aus-
führung der Arbeiten gegen Beschädigung geschützt 
und bleiben für ihren Zweck zugänglich. 
Bei Veränderungen (Umlegung etc.) sind die vorge-
nannten Anlagen nach Abschluss aller Arbeiten in den 
alten Zustand zu versetzen. 
Zugang und Zufahrten zu Anliegergrundstücken sind 
verkehrssicher benutzbar zu halten. 
Die Vorflut in Gräben darf nicht gestört werden; sie ist 
nach unvermeidbarer Störung unverzüglich wieder-
herzustellen. 

5. Anlagen und Einrichtungen für den öffentlichen 
Gebrauch sowie deren Zubehör wie Gas- und Was-
serleitungen, Unter- und Überflurhydranten, Kanäle, 
Schächte, Schachtabdeckungen, Rinneneinläufe, Not-
rufanlagen, Leuchten, Maste und elektrische Leitun-
gen, Bäume, Rinnen, Schilder, Fernsprechhäuschen, 
Toilettenanlagen, Briefkästen, Verteiler, Uhren, Park-
zeitautomaten und Werbeträger werden bei der Aus-
führung der Arbeiten gegen Beschädigung geschützt 
und bleiben für ihren Zweck zugänglich. 
Bei Veränderungen (Umlegung etc.) sind die vorge-
nannten Anlagen nach Abschluß aller Arbeiten in den 
alten Zustand zu versetzen. 
Zugang und Zufahrten zu Anliegergrundstücken sind 
verkehrssicher benutzbar zu halten. 
Die Vorflut in Gräben darf nicht gestört werden; sie ist 
nach unvermeidbarer Störung unverzüglich wieder-
herzustellen. 
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6. DEW21 ist verpflichtet, die anerkannten Regeln der 
Technik, wie sie die Stadt für eigene Baumaßnahmen 
anwendet, zu beachten. Ferner ist DEW21 bemüht, 
soweit technisch möglich und für DEW21 nicht wirt-
schaftlich nachteilig aufbruchsparende Verlegungsme-
thoden anzuwenden. Gleiches gilt für die Anwendung 
"schonender Bauverfahren". 
DEW21 hat Aufbrüche innerhalb einer angemessenen 
Frist endgültig zu beseitigen; vorläufige Instandsetzun-
gen erfolgen nur in Ausnahmefällen. 

Ferner ist zu beachten: 
a) Durch Arbeiten von DEW21 beschädigte Platten sind 

durch neue gleicher Art zu ersetzen; bereits vor den 
Arbeiten beschädigte Platten werden zu Lasten des 
Tiefbauamtes der Stadt ersetzt. 

b) Die bei den Arbeiten seitlich vom Leitungsgraben abge-
sackten und beschädigten Platten sind umzulegen bzw. 
auszuwechseln. 

c) Bei Gehwegen in Asphaltbeton oder Gussasphalt ist die 
Deckschicht dann in voller Breite wiederherzustellen, 
wenn längs des Aufbruchgrabens Streifen in einer Brei-
te von weniger als 0,30 m verbleiben. 

d) Der Aufbruch von der Stadt neu befestigter Geh- und 
Radwege in Asphaltbeton oder Gussasphalt innerhalb 
der Gewährleistungsfristen ist grundsätzlich zu vermei-
den. Ausnahmen sind vorher mit der Stadt abzustim-
men. 

e) Kappen und Schilder der Versorgungsleitungen sind 
auf eine Betonplatte zu setzen. 

f) Wird eine Fahrbahnfläche durch Hausanschlüsse an 
mehreren Stellen in Abständen bis 10 m aufgebrochen, 
so ist im Bereich dieser Aufbrüche insgesamt eine 
Deckschicht aufzubringen. 

6. Die DEW ist verpflichtet, die anerkannten Regeln der 
Technik, wie sie die Stadt Dortmund für eigene Bau-
maßnahmen anwendet, zu beachten.  

 
 
 
 
Die DEW hat Aufbrüche innerhalb einer angemessenen 
Frist endgültig zu beseitigen; vorläufige Instandsetzungen 
erfolgen nur in Ausnahmefällen. 
Ferner ist zu beachten: 
a) Durch Arbeiten der DEW beschädigte Platten sind 

durch neue gleicher Art zu ersetzen; bereits vor den 
Arbeiten beschädigte Platten werden zu Lasten des 
Tiefbauamtes ersetzt. 

b) Die bei den Arbeiten seitlich vom Leitungsgraben abge-
sackten und beschädigten Platten sind umzulegen bzw. 
auszuwechseln. 

c) Bei Gehwegen in Asphaltbeton oder Gußasphalt ist die 
Deckschicht dann in voller Breite wiederherzustellen, 
wenn längs des Aufbruchgrabens Streifen in einer Brei-
te von weniger als 0,30 m verbleiben. 

d) Der Aufbruch von der Stadt neu befestigter Geh- und 
Radwege in Asphaltbeton oder Gußasphalt innerhalb 
der Gewährleistungsfristen ist grundsätzlich zu vermei-
den. Ausnahmen sind vorher mit der Stadt abzustim-
men. 

e) Kappen und Schilder der Versorgungsleitungen sind 
auf eine Betonplatte zu setzen. 

f) Wird eine Fahrbahnfläche durch Hausanschlüsse an 
mehreren Stellen in Abständen bis 10 m aufgebrochen, 
so ist im Bereich dieser Aufbrüche insgesamt eine 
Deckschicht aufzubringen. 

Die Sätze 2 und 3 in der Neufassung 
berücksichtigen neue Bau- und Verle-
gungsmethoden und stellen eine An-
passung an den technischen Fortschritt 
dar. 

7. Nach der fachgerechten und verkehrssicheren endgül-
tigen Wiederherstellung nach VOB und nach Ablauf der 
Gewährleistungsfrist geht die Aufbruchfläche wieder in 
die Unterhaltung der Stadt über. 

7. Nach der fachgerechten und verkehrssicheren endgül-
tigen Wiederherstellung nach VOB und nach Ablauf der 
Gewährleistungsfrist geht die Aufbruchfläche wieder in 
die Unterhaltung der Stadt Dortmund über. 
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8. DEW21 haftet fünf Jahre für die sach- und fachgerechte 
Ausführung der Wiederherstellung von Aufbruchflä-
chen.  

 
 

Die Frist beginnt mit dem Tag der Abnahme der end-
gültigen Wiederherstellung der aufgebrochenen Flä-
chen durch das Tiefbauamt der Stadt. Wenn keine Ab-
nahme erfolgt, beginnt die Frist mit der Freigabe für 
den öffentlichen Verkehr. 

8. Die DEW haftet drei Jahre für die sach- und fachge-
rechte Ausführung der Wiederherstellung von Auf-
bruchflächen. Darüber hinaus haftet DEW weitere zwei 
Jahre, soweit die Stadt nachweist, dass DEW die Män-
gel zu vertreten hat. 
Die Frist beginnt mit dem Tag der Abnahme der end-
gültigen Wiederherstellung der aufgebrochenen Flä-
chen durch das Tiefbauamt. Wenn keine Abnahme er-
folgt, beginnt die Frist mit der Freigabe für den öffentli-
chen Verkehr. 

Verbesserung der Haftungsregelung in 
der Neufassung 

9. DEW21 ist verpflichtet, alle Schäden, die innerhalb der 
Gewährleistungsfrist entstehen, unverzüglich zu besei-
tigen. 

9. Die DEW ist verpflichtet, alle Schäden, die innerhalb 
der Gewährleistungsfrist entstehen, unverzüglich zu 
beseitigen. 

 

10. Die Stadt -Tiefbauamt - ist berechtigt, im Falle einer 
Verkehrsgefährdung Schäden gegebenenfalls von ei-
nem Unternehmer behelfsmäßig beseitigen zu lassen. 
Das Versorgungsunternehmen ist (fernmündlich vorab) 
schriftlich zu unterrichten. Sämtliche damit verbunde-
nen Kosten trägt DEW21. 

10. Die Stadt Dortmund -Tiefbauamt - ist berechtigt, im 
Falle einer Verkehrsgefährdung Schäden gegebenen-
falls von einem Unternehmer behelfsmäßig beseitigen 
zu lassen. Das Versorgungsunternehmen ist (fern-
mündlich vorab) schriftlich zu unterrichten. Sämtliche 
damit verbundenen Kosten trägt die DEW. 

 

11. DEW21 verpflichtet sich, nur fachkundige und zuver-
lässige Unternehmer mit der Ausführung der Arbeiten 
zu beauftragen. 

11. Die DEW verpflichtet sich, nur fachkundige und zuver-
lässige Unternehmer mit der Ausführung der Arbeiten 
zu beauftragen. 

 

12. Die Stadt berechnet keinen Bauleitungszuschlag. 12. Die Stadt Dortmund berechnet keinen Bauleitungszu-
schlag. 

 

II. Baumaßnahmen der Stadt II. Baumaßnahmen der Stadt  
1. Über alle geplanten Veränderungsmaßnahmen am oder 

im Straßenkörper wird DEW21 von der Stadt rechtzeitig 
schriftlich benachrichtigt. 

1. Über alle geplanten Veränderungsmaßnahmen am oder 
im Straßenkörper wird die DEW von der Stadt rechtzei-
tig schriftlich benachrichtigt. 

 

2. DEW21 teilt der Stadt unverzüglich schriftlich mit, ob 
und gegebenenfalls welche Maßnahmen zur Sicherung 
betroffener Versorgungseinrichtungen von DEW21 er-
forderlich sind. Bei Meinungsverschiedenheiten über 
den notwendigen Leistungsumfang wird ein Gutachten 
eines unparteiischen Sachverständigen eingeholt, des-
sen Kosten DEW21 und Stadt je zur Hälfte tragen. 

2. Die DEW teilt der Stadt unverzüglich schriftlich mit, ob 
und gegebenenfalls welche Maßnahmen zur Sicherung 
betroffener Versorgungseinrichtungen der DEW erfor-
derlich sind. Bei Meinungsverschiedenheiten über den 
notwendigen Leistungsumfang wird ein Gutachten ei-
nes unparteiischen Sachverständigen eingeholt, des-
sen Kosten DEW und Stadt je zur Hälfte tragen. 

 

III. Vorabklärung der Kostenträgerschaft III. Vorabklärung der Kostenträgerschaft  
Vor Beginn der Baumaßnahmen von DEW21 oder der 
Stadt stellen DEW21 und Stadt gemeinsam fest und fixie-
ren schriftlich, wer von ihnen inwieweit kostenpflichtig ist 
für baubedingte Umlegungen oder Veränderungen von 
Versorgungseinrichtungen von DEW21. 

Vor Beginn der Baumaßnahmen der DEW oder der Stadt 
stellen DEW und Stadt gemeinsam fest und fixieren 
schriftlich, wer von ihnen inwieweit kostenpflichtig ist für 
baubedingte Umlegungen oder Veränderungen von Ver-
sorgungseinrichtungen von DEW. 
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Grundlage dafür sind die von DEW21 und Stadt geschlos-
senen Konzessionsverträge Strom, Gas und Wasser so-
wie der Gestattungsvertrag Fernwärme in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

Grundlage dafür sind die von DEW und Stadt geschlosse-
nen Konzessionsverträge Strom, Gas und Wasser sowie 
der Gestattungsvertrag Fernwärme in der jeweils gelten-
den Fassung. 

IV. Geltungsdauer IV. Geltungsdauer  
Diese Durchführungsbestimmungen gelten für alle ab dem 
01.01.2009 beginnenden Baumaßnahmen. 

Diese Durchführungsbestimmungen gelten für alle ab dem 
01.01.1995 beginnenden Baumaßnahmen. 
Sie können mit Ausnahme der Regelungen unter I. Nr. 8 
beiderseits unter Einhaltung einer Frist von sechs Mona-
ten zum Schluß eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt 
werden, frühestens zum 31.12.1996. 

 
 
Ein separate Kündigungsmöglichkeit 
für die Anlage, abweichend von den 
Konzessionsverträgen, wurde nicht für 
sachdienlich gehalten. 
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S
trom

-K
onzessionsvertrag 

  

zw
ischen  

der S
tadt D

ortm
und 

 

- vertreten durch den O
berbürgerm

eister -  

- S
tadt - 

und  

der D
ortm

under E
nergie- und W

asserversorgung G
m

bH
  

- vertreten durch die G
eschäftsführung -  

- D
E

W
21 - 

nachfolgend gem
einsam

 "V
ertragspartner" genannt 

  

P
räam

bel 

Z
w

eck dieses V
ertrages ist es, durch B

ereitstellung und B
etrieb eines S

trom
versor-

gungsnetzes 
unter 

N
utzung 

gem
eindlicher 

G
rundstücke 

eine 
m

öglichst 
sichere, 

preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und um
w

eltverträgliche V
ersorgung 

der E
inw

ohner und G
ew

erbetreibenden im
 G

em
eindegebiet m

it elektrischer E
nergie 

zu gew
ährleisten. 

D
E

W
21 

ist 
E

igentüm
erin 

eines 
S

trom
versorgungsnetzes 

(nachfolgend 
"V

ersor-
gungsnetz" genannt) innerhalb des K

onzessionsgebietes im
 S

inne von A
nlage 1

 
(nachfolgend "S

tadtgebiet" genannt). D
ieses V

ersorgungsnetz hat sie an den örtli-
chen N

etzbetreiber D
E

W
21-N

etz G
m

bH
 verpachtet, um

 die S
icherstellung der V

er-
sorgung entsprechend den vorgenannten Z

ielen des § 1 E
nergiew

irtschaftsgesetz 
(E

nW
G

) zu gew
ährleisten. 

D
urch den vorgenannten P

achtvertrag w
ird sichergestellt, dass D

E
W

21-N
etz G

m
bH

 
innerhalb des S

tadtgebietes jederm
ann an das V

ersorgungsnetz anschließ
en und 

ihm
 die E

ntnahm
e elektrischer E

nergie aus dem
 V

ersorgungsnetz erm
öglichen w

ird, 
sow

eit 
gesetzlich 

hierzu 
eine 

P
flicht 

besteht. 
B

esteht 
keine 

A
nschlusspflicht, 

ist 
D

E
W

21-N
etz nur zur H

erstellung des A
nschlusses verpflichtet, w

enn ihr die dam
it 

verbundenen K
osten erstattet w

erden. D
er A

nschluss an das V
ersorgungsnetz er-

folgt nach den B
estim

m
ungen dieses K

onzessionsvertrages sow
ie nach der V

erord-
nung über A

llgem
eine B

edingungen für den N
etzanschluss und dessen N

utzung für 
die 

E
lektrizitätsversorgung 

in 
N

iederspannung 
(N

iederspannungsanschlussverord-
nung vom

 1.11.2006 – (N
A

V
, B

G
B

l. I, 2477) und den hierzu geltenden E
rgänzenden 

B
edingungen von D

E
W

21-N
etz in der jew

eils gültigen F
assung. 

Im
 H

inblick auf die Z
iele dieses V

ertrages w
erden die S

tadt und D
E

W
21 vertrauens-

voll zusam
m

enarbeiten. 

  

1. K
onzessions- und W

egenutzungsrecht 

1.1 
D

ie S
tadt räum

t D
E

W
21 das R

echt ein, die jew
eils ihrer V

erfügung unterliegenden und im
 S

tadtgebiet 
gelegenen öffentlichen V

erkehrsräum
e (S

traß
en, W

ege, P
lätze, B

rücken, öffentlichen G
ew

ässer, u. ä.) 
zur V

erlegung und zum
 B

etrieb von Leitungen zur V
erteilung und Lieferung elektrischer E

nergie an 
Letztverbraucher im

 S
tadtgebiet zu benutzen. D

ies gilt - jedoch nicht ausschließ
lich - auch für sonstige 

A
nlagen der E

lektrizitätsversorgung einschließ
lich betrieblicher S

teuerungs- und D
ateneinrichtungen 

sow
ie D

urchgangsleitungen. 

1.2 D
ieser K

onzessionsvertrag erstreckt sich auf das gesam
te S

tadtgebiet zum
 Z

eitpunkt des A
bschlusses 

dieses K
onzessionsvertrages (A

nlage 1
). Im

 F
alle einer V

ergröß
erung des S

tadtgebietes w
erden die 

V
ertragspartner 

über 
die 

A
nw

endung 
dieses 

K
onzessionsvertrages 

auf 
die 

hinzugekom
m

enen 
G

e-
bietsteile verhandeln. S

ollte die S
tadt im

 F
alle der A

nw
endung dieses K

onzessionsvertrages auf die hin-
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zugekom
m

enen 
G

ebietsteile 
zur 

Ü
bernahm

e 
vorhandener 

V
ersorgungsanlagen 

verpflichtet 
sein, 

ist 
D

E
W

21 berechtigt und verpflichtet, in diese V
erpflichtung der S

tadt einzutreten bzw
. die S

tadt davon 
freizustellen und die Ü

bertragung auf sich zu verlangen. S
ollte die S

tadt in einem
 solchen F

alle zur Ü
-

bernahm
e vorhandener V

ersorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie D
E

W
21 ihr E

rw
erbsrecht ab. 

1.3  B
ei einer E

ntw
idm

ung von öffentlichen V
erkehrsräum

en ohne E
igentum

sw
echsel bleiben die ausgeüb-

ten B
enutzungsrechte von D

E
W

21 gegenüber der S
tadt als einfache unentgeltliche R

echte aufrechter-
halten. 

Z
ur B

enutzung sonstiger öffentlicher und nicht-öffentlicher G
rundstücke der S

tadt bedarf es jew
eils ei-

nes gesonderten entgeltlichen G
estattungsvertrages m

it für beide V
ertragspartner zum

utbaren B
edin-

gungen auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. D
ie S

tadt ist 
zum

 A
bschluss eines solchen G

estattungsvertrages bereit, w
enn nicht überw

iegende sonstige öffentli-
che Interessen an der G

rundstücksnutzung entgegenstehen. 

V
or einer V

eräuß
erung städtischer G

rundstücke, die von D
E

W
21 benutzt w

erden, bzw
. vor einem

 
W

echsel der S
traß

enbaulast w
ird die S

tadt D
E

W
21 rechtzeitig unterrichten und auf V

erlangen zuguns-
ten D

E
W

21 und auf deren K
osten eine beschränkte persönliche D

ienstbarkeit eintragen lassen. F
ür ei-

ne hierdurch eintretende etw
aige W

ertm
inderung leistet D

E
W

21 eine einm
alige angem

essene E
ntschä-

digung auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. 

F
ür Leitungen, die nicht ausschließ

lich der V
ersorgung im

 S
tadtgebiet dienen, räum

t die S
tadt D

E
W

21 
auf deren W

unsch beschränkt persönliche D
ienstbarkeiten ein gegen Z

ahlung einer einm
aligen E

nt-
schädigung in angem

essener H
öhe. 

D
ie P

arteien w
erden bei der A

nw
endung dieses V

ertrages die E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
on-

zessionsverträgen (A
nlage 4), derzeit in der F

assung vom
 30.06./10.07.2006, einschließ

lich zukünftiger 
Ä

nderungen, berücksichtigen. 

 
D

ie 
vorstehenden 

R
egelungen 

für 
die 

Inanspruchnahm
e 

der 
sonstigen 

öffentlichen 
und 

nicht-
öffentlichen G

rundstücke gelten nicht, w
enn und sow

eit A
nlagen der U

m
spannung, Lieferung sow

ie Z
u- 

und F
ortleitung elektrischer E

nergie zum
 Z

w
ecke der V

ersorgung des S
tadtgebietes von der S

tadt ge-
m

äß
 der N

iederspannungsanschlussverordnung S
trom

 (N
A

V
) unentgeltlich zuzulassen sind. 

  

2. K
onzessionsabgabe 

2.1 A
ls E

ntgelt für die D
E

W
21 nach Z

iffer 1 eingeräum
ten R

echte erhält die S
tadt von D

E
W

21 eine K
onzes-

sionsabgabe. 

2.2 D
ie K

onzessionsabgabe beträgt 

2.2.1 
 2,39 ct/kw

h der Lieferung an T
arifkunden zum

 A
llgem

einen T
arif gem

äß
 Z

iffer 2.5, die nicht nach der 
S

chw
achlastregelung des A

llgem
einen T

arifs erfolgt, 

2.2.2 
0,61 ct/kW

h der Lieferung an T
arifkunden, die nach der S

chw
achIastregelung des A

llgem
einen T

arifs 
gem

äß
 Z

iffer 2.4 erfolgt, und 

2.2.3 
0,11 ct/kW

h der Lieferung an S
ondervertragskunden gem

äß
 Z

iffer 2.6, sow
eit sie nach den jew

eiligen 
gesetzlichen B

estim
m

ungen gezahlt w
erden darf. 

2.3 
G

rundlage für die K
onzessionsabgabenzahlungen sind die im

 K
alenderjahr abgerechneten Lieferungen 

im
 S

tadtgebiet. U
nbeschadet von Z

iffern 2.6 und 2.7 gelten S
trom

lieferungen aus dem
 N

iederspan-
nungsnetz (bis 1 K

ilovolt) konzessionsabgabenrechtlich als Lieferungen an T
arifkunden, es sei denn, 

die gem
essene Leistung des K

unden überschreitet in m
indestens zw

ei M
onaten des A

brechnungsjah-
res 30 K

ilow
att und der Jahresverbrauch beträgt m

ehr als 30.000 K
ilow

attstunden. D
abei ist auf die B

e-
lieferung der einzelnen B

etriebsstätte oder A
bnahm

estelle abzustellen. B
ei der E

rm
ittlung des Jahres-

verbrauchs w
erden S

trom
lieferungen im

 R
ahm

en von S
onderabkom

m
en für Lieferungen in lastschw

a-
chen Z

eiten nicht berücksichtigt; für diese Lieferungen gelten Z
iffern 2.2.2 und 2.2.3. D

E
W

21 und die 
S

tadt können niedrigere Leistungsw
erte und Jahresverbrauchsm

engen vereinbaren. 

2.4 
S

ofern die K
onzessionsabgaben-H

öchstbeträge gem
äß

 K
A

V
 in A

npassung an die allgem
eine P

reisent-
w

icklung verändert w
erden, w

ird D
E

W
21 die in den Z

iffern 2.2.1 bis 2.2.3 genannten B
eträge im

 E
in-

vernehm
en m

it der S
tadt in gleicher H

öhe verändern. 

2.5  F
ür die B

erechnung der nach den Z
iffern 2.2.1 und 2.2.2 gelieferten elektrischen E

nergie gilt der A
llge-

m
eine T

arif für die E
lektrizitätsversorgung von T

arifkunden von D
E

W
21 in der jew

eils gültigen F
assung. 
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2.6  D
E

W
21 ist berechtigt, bei K

unden m
it besonderen E

ntnahm
everhältnissen die Lieferung nicht nach dem

 
A

llgem
einen T

arif und der N
A

V
 durchzuführen, sondern m

it diesen K
unden über die S

trom
preise und 

Lieferbedingungen besondere V
ereinbarungen zu treffen (S

trom
lieferungsverträge für S

ondervertrags-
kunden).  

2.7 
B

ei der E
rrechnung der K

onzessionsabgabe bleibt die Lieferung an S
ondervertragskunden auß

er A
n-

satz, deren D
urchschnittspreis im

 K
alenderjahr je kW

h unter dem
 D

urchschnittserlös je kW
h aus der 

Lieferung von S
trom

 an alle S
ondervertragskunden im

 B
undesgebiet liegt. M

aß
geblich ist der in der 

am
tlichen S

tatistik des B
undes jew

eils für das vorletzte K
alenderjahr veröffentlichte W

ert ohne U
m

satz-
steuer. D

er G
renzpreisvergleich w

ird für die Lieferm
enge eines jeden Lieferanten an der jew

eiligen B
e-

triebsstätte oder A
bnahm

estelle unter E
inschluss des N

etznutzungsentgelts durchgeführt. 

2.8  D
E

W
21 gew

ährt der S
tadt einen P

reisnachlass für den in N
iederspannung abgerechneten E

igen-
verbrauch der S

tadt in H
öhe des nach K

A
V

 zulässigen H
öchstprozentsatzes auf den R

echnungsbetrag 
für den N

etzzugang und w
eist diesen N

achlass in der R
echnung offen aus. 

2.9 Liefern D
ritte im

 W
ege der D

urchleitung S
trom

 an Letztverbraucher, so sind von D
E

W
21 für diese Liefe-

rungen K
onzessionsabgaben in der H

öhe an die S
tadt zu zahlen, w

ie sie D
E

W
21 in vergleichbaren F

äl-
len für Lieferungen ihres U

nternehm
ens oder durch verbundene U

nternehm
en im

 K
onzessionsgebiet zu 

zahlen hat. 

 
W

ird ein W
eiterverteiler über den öffentlichen V

erkehrsraum
 m

it S
trom

 beliefert, den er ohne B
enutzung 

solcher F
lächen an Letztverbraucher w

eiterleitet, hat D
E

W
21 für dessen B

elieferung K
onzessionsabga-

ben in der H
öhe an die S

tadt zu zahlen, w
ie sie ohne E

inschaltung des W
eiterverteilers angefallen w

ä-
ren.  

2.10 D
ie K

onzessionsabgabe w
ird m

onatlich nachträglich in ungefährer H
öhe des zu erw

artenden B
etrages 

als A
bschlag gezahlt und endgültig nach S

chluss des jew
eiligen R

echnungsjahres abgerechnet. D
ie 

S
tadt kann die B

erechnung der K
onzessionsabgabe durch einen W

irtschaftsprüfer prüfen lassen. F
ür 

den F
all, dass es sich dabei um

 den A
bschlussprüfer von D

E
W

21 handelt und die P
rüfung durch ihn 

nicht häufiger als alle drei Jahre erfolgt, trägt D
E

W
21 die K

osten für diese P
rüfung. 

  

3. E
nergieversorgungskonzept 

D
E

W
21 w

ird bei der E
rfüllung der V

ertragspflichten das jew
eils gültige E

nergieversorgungskonzept der S
tadt 

beachten und an dessen F
ortschreibung m

itw
irken. D

abei ist sow
ohl den energiepolitischen Z

ielen der S
tadt 

als auch den V
orgaben des E

nW
G

 hinsichtlich einer m
öglichst sicheren, preisgünstigen, verbraucherfreund-

lichen, effizienten und um
w

eltverträglichen leitungsgebundenen V
ersorgung angem

essen R
echnung zu tra-

gen. 

D
E

W
21 gew

ährleistet auf eigene K
osten eine um

fassende und energieträgerübergreifende E
nergieberatung 

der S
tadt und ihrer E

inw
ohner im

 vorgenannten S
inne. 

Im
 R

ahm
en der energiepolitischen Z

iele der S
tadt D

ortm
und w

ird D
E

W
21 auch regenerative P

rojekte der 
S

tadt D
ortm

und fördern. 

  

4. E
rrichtung, E

rw
eiterung und Ä

nderungen der V
erte

ilungsanlagen 

4.1 D
E

W
21  ist im

 R
ahm

en dieses V
ertrages berechtigt, alle erforderlichen V

erteilungsanlagen zu unterhal-
ten, auszubauen und zu betreten. D

ie V
erteilungsanlagen um

fassen die T
ransform

atorenstationen, die 
Leitungen des M

ittel- und N
iederspannungsnetzes, gegebenenfalls auch 110-kV

-Leitungen, die H
aus-

anschlüsse und alle Z
ubehöranlagen von D

E
W

21 in öffentlichen V
erkehrsräum

en, sow
eit sie der V

er-
sorgung des S

tadtgebietes dienen. 

4.2 D
ie S

tadt und D
E

W
21 w

erden einander von B
aum

aß
nahm

en, die den anderen V
ertragspartner berüh-

ren, so rechtzeitig unterrichten, dass dieser G
elegenheit zur S

tellungnahm
e hat und geeignete V

orkeh-
rungen zum

 S
chutz seiner A

nlagen treffen kann. D
ies gilt insbesondere für die A

ufstellung neuer und die 
Ä

nderung bestehender B
auleitpläne und für bedeutsam

e B
auvorhaben der V

ertragspartner und D
ritter. 

B
erechtigte B

elange des anderen V
ertragspartners sind zu berücksichtigen B

ei erstm
aliger E

rrichtung 
sow

ie größ
eren E

rw
eiterungen oder Ä

nderungen der V
erteilungsanlagen ist D

E
W

21 verpflichtet, der 
S

tadt die B
aupläne vorzulegen. 
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4.3 D
E

W
21 w

ird für ihre V
erteilungsanlagen um

 alle erforderlichen behördlichen und privaten G
enehm

igun-
gen selbst nachsuchen. D

ie S
tadt w

ird D
E

W
21 hierbei nach besten K

räften unterstützen und ihr erfor-
derlichenfalls bei E

nteignungen behilflich sein. 

4.4 D
E

W
21 sorgt für die sachgem

äß
e W

iederherstellung der S
traß

enoberflächen nach dem
 B

au von Lei-
tungen usw

. E
inzelheiten des V

erfahrens und der technischen D
urchführung bei der W

iederherstellung 
in öffentlichen V

erkehrsräum
en w

erden durch die als A
nlage 2

 beigefügten D
urchführungsbestim

m
un-

gen für B
aum

aß
nahm

en geregelt. 

4.5 S
ollten V

eränderungen bestehender V
erteilungsanlagen aus G

ründen des öffentlichen Interesses durch 
die S

tadt veranlasst und verlangt w
erden, so ist D

E
W

21 bereit, diese Ä
nderungen auf eigene K

osten 
durchzuführen; § 150 B

auG
B

 bleibt unberührt. 

 
Im

 F
alle stadtbahnbedingter Ä

nderungen bestehender V
erteilungsanlagen gelten die als A

nlage 3
 beige-

fügten ergänzenden B
estim

m
ungen. W

enn die S
tadt V

eränderungen veranlasst und verlangt und D
ritte 

einen Z
uschuss oder sonstigen K

ostenbeitrag leisten oder als B
enutzer zu G

ebühren herangezogen w
er-

den können, trägt die S
tadt die F

olgekosten; D
E

W
21 übernim

m
t dann den städtischen E

igenanteil. 

 
D

iese R
egelungen gelten auch für die D

urchgangsleitungen in öffentlichen V
erkehrsräum

en. 

  

5. S
törungs- und H

öhere-G
ew

alt-K
lausel  

5.1  D
ie V

ersorgung im
 S

tadtgebiet darf ohne G
enehm

igung der S
tadt nicht eingestellt oder unterbrochen 

w
erden, es sei denn, dass die E

instellung oder U
nterbrechung durch eine für eine solche A

nordnung 
zuständige S

telle verfügt w
ird. 

5.2  D
ie B

estim
m

ung nach Z
iffer 5.1 bezieht sich nicht auf diejenigen F

älle, in denen D
E

W
21, ihre V

orliefe-
ranten oder andere V

orlieferanten durch S
törungen in ihren B

etrieben gezw
ungen sind, die Lieferung 

vorübergehend ganz oder teilw
eise zu unterbrechen, oder w

enn P
rüfungen oder U

ntersuchungen und 
R

eparaturen solche U
nterbrechungen vorübergehend notw

endig m
achen. V

on U
nterbrechungen, die 

vorher erkennbar w
erden, hat D

E
W

21 der S
tadt m

öglichst frühzeitig M
itteilung zu m

achen. 

G
leiches gilt im

 R
ahm

en der U
nterbrechung der A

nschlussnutzung bei betriebsnotw
endigen A

rbeiten, 
V

erm
eidung eines drohenden N

etzzusam
m

enbruchs oder - unter W
ahrung der V

erhältnism
äß

igkeit - 
bei vertraglichen Z

uw
iderhandlungen. 

5.3  S
ollten D

E
W

21 oder deren V
orlieferanten durch F

älle höherer G
ew

alt oder durch vergleichbare U
m

-
stände, deren A

bw
endung bzw

. deren B
eseitigung m

it einem
 angem

essenen technischen und w
irt-

schaftlichen A
ufw

and nicht erreicht w
erden kann, an der Lieferung ganz oder teilw

eise gehindert w
er-

den, so ruht die V
erpflichtung zur Lieferung so lange, bis die S

törungen und deren F
olgen beseitigt 

w
orden sind. 

5.4  D
E

W
21 ist gehalten, nach besten K

räften dafür zu sorgen, dass die S
törungen und deren F

olgen 
schnellstens beseitigt w

erden. B
ei längeren S

törungen ist die S
tadt zu benachrichtigen.  

5.5 
S

chadensersatzansprüche an D
E

W
21 können durch die S

tadt in diesen F
ällen nicht gestellt w

erden. 

  

6. E
igentum

sverhältnisse 

S
äm

tliche zur S
trom

versorgung dienende A
nlagen bis zu der in den V

ersorgungs- bzw
. S

trom
lieferungsver-

trägen definierten E
igentum

sgrenze sow
ie M

esseinrichtungen sind E
igentum

 von D
E

W
21, sow

eit sie nicht 
D

ritten gehören (z.B
. D

ritt-M
essstellenbetreibern oder K

undenanlagen).  

  

7. V
ertragsdauer 

D
ieser K

onzessionsvertrag tritt am
 01.03.2009 in K

raft und läuft bis zum
 31.12.2028. 
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8. E
ndschaftsbestim

m
ungen 

8.1 S
ollte die S

tadt w
ährend der V

ertragsdauer oder nach A
blauf des V

ertrages von einem
 anderen E

ner-
gieversorgungsunternehm

en ein A
ngebot auf A

bschluss eines für die Z
eit nach B

eendigung dieses V
er-

trages geltenden K
onzessionsvertrages erhalten oder sollte sie beabsichtigen, die V

ersorgung selbst 
aufzunehm

en, so w
ird sie vor ihrer E

ntscheidung über die zukünftige V
ersorgung D

E
W

21 G
elegenheit 

geben, innerhalb einer F
rist von drei M

onaten ein A
ngebot auf A

bschluss eines K
onzessionsvertrages zu 

unterbreiten. 

8.2 
E

ndet dieser K
onzessionsvertrag, so ist die S

tadt, falls kein neuer K
onzessionsvertrag m

it D
E

W
21 ge-

schlossen w
ird, berechtigt und verpflichtet, die innerhalb des S

tadtgebietes dann vorhandenen A
nlagen 

von D
E

W
21, die ausschließ

lich der V
ersorgung des K

onzessionsgebietes dienen, käuflich zu erw
erben. 

H
ierzu zählen auß

er den T
ransform

atorenstationen, den Leitungen des M
ittel- und N

iederspannungs-
netzes, gegebenenfalls auch 110-kV

-Leitungen und allen Z
ubehöranlagen nach Z

iffer 4.1 auch alle 
H

ausanschlüsse, Z
ähler und sonstiges Z

ubehör. 

F
ür A

nlagen, die nicht der ausschließ
lichen V

ersorgung des K
onzessionsgebietes dienen, w

ird D
E

W
21 

der S
tadt auf deren V

erlangen gegen ein angem
essenes E

ntgelt ein N
utzungsrecht einräum

en, es sei 
denn, der S

tadt w
ird durch D

E
W

21 das E
igentum

 übertragen; für diesen F
all w

ird die S
tadt D

E
W

21 auf 
deren V

erlangen gegen ein angem
essenes E

ntgelt ein N
utzungsrecht einräum

en. 

A
ls K

aufpreis gilt, sow
eit rechtlich zulässig, der S

achzeitw
ert der A

nlagen am
 T

age der Ü
bernahm

e. D
er 

S
achzeitw

ert w
ird erm

ittelt, indem
 der T

agesneuw
ert der A

nlagen unter Z
ugrundelegung der am

 T
age 

der Ü
bernahm

e bestehenden örtlichen und technischen V
erhältnisse sow

ie geltenden P
reise festge-

stellt und unter B
erücksichtigung des A

lters bzw
. der technischen N

utzungsdauer sow
ie des Z

ustandes 
der A

nlagen abgeschrieben w
ird. 

D
ie bis zum

 T
age der Ü

bernahm
e nicht aufgelösten A

nteile der A
nschlusskostenbeiträge (B

aukostenzu-
schüsse und H

ausanschlusskosten) der K
unden sow

ie öffentlicher F
inanzierungszuschüsse w

erden an-
gem

essen K
aufpreis m

indernd angerechnet. 

8.3 
D

ie K
osten für die A

btrennung der von der S
tadt zu übernehm

enden V
ersorgungsanlagen vom

 N
etz 

von D
E

W
21 (E

ntflechtung) trägt D
E

W
21; die K

osten für die N
etzeinbindung der von der S

tadt über-
nom

m
enen V

ersorgungsanlagen trägt die S
tadt. D

ie V
ertragspartner w

erden die M
aß

nahm
en zur E

nt-
flechtung und E

inbindung für beide S
eiten m

öglichst kostengünstig gestalten. 

8.4 
F

erner verbleibt D
E

W
21 nach A

blauf dieses K
onzessionsvertrages das R

echt, noch m
indestens zw

an-
zig Jahre lang D

urchgangsleitungen nebst Z
ubehör durch das S

tadtgebiet zw
ecks S

trom
versorgung 

anderer S
tädte und K

unden auß
erhalb der S

tadt zu bauen, zu betreiben, instand zu halten, zu verstär-
ken, zu erneuern und gegebenenfalls w

ieder zu entfernen. W
ährend dieser Z

eit bezahlt D
E

W
21 - so-

w
eit gesetzlich zulässig - ein angem

essenes W
egebenutzungsentgelt Z

iffer 4.5 gilt entsprechend. 

  

9. A
llgem

eine R
ücksichten und R

echte D
ritter 

9.1 D
ie S

tadt w
ird D

E
W

21 von bereits bestehenden und ihr bekannten V
erträgen m

it D
ritten und R

echten 
D

ritter, die sich auf S
trom

eigenerzeugung und B
enutzung der jew

eils der V
erfügung der S

tadt unterlie-
genden öffentlichen V

erkehrsräum
e durch Leitungen beziehen, K

enntnis zu geben, sow
eit dies rechtlich 

zulässig ist. 

 
D

ie S
tadt w

ird vor E
rteilung einer G

enehm
igung zur V

erlegung von Leitungen D
ritter D

E
W

21 G
elegen-

heit zur S
tellungnahm

e geben. 

9.2  D
ie S

tadt kann anderen V
ersorgungsunternehm

en den B
au von D

urchgangsleitungen gestatten, sofern 
sich der D

urchleitende verpflichtet, die T
rassen vorhandener K

abel- und F
reileitungen von D

E
W

21 nicht 
zu beeinträchtigen.  

9.3  D
E

W
21 w

ird im
 R

ahm
en der V

orgaben des § 6 A
bs. 3 der E

igenverbrauchsverordnung (E
igenV

erbV
), 

des G
esetzes für den V

orrang E
rneuerbarer E

nergien (E
E

G
) oder des G

esetzes für die E
rhaltung, die 

M
odernisierung und den A

usbau der K
raft-W

ärm
e-K

opplung (K
W

K
G

) in der jew
eils gültigen F

assung 
von der S

tadt oder von D
ritten in E

igenanlagen erzeugten Ü
berschussstrom

 aufnehm
en und angem

es-
sen vergüten. D

ie A
ufnahm

e und V
ergütung des Ü

berschussstrom
es erfolgt nach den jew

eils gültigen 
gesetzlichen B

estim
m

ungen. 
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10. S
onstiges 

10.1 D
ie V

ertragspartner w
erden bei der A

usübung ihrer R
echte nach diesem

 V
ertrag jederzeit auf die Inte-

ressen des jew
eils anderen V

ertragspartners R
ücksicht nehm

en. 

10.2 S
ollten einzelne B

estim
m

ungen dieses K
onzessionsvertrages einschließ

lich der A
nlagen und etw

a 
abgeschlossener N

achtragsverträge rechtsunw
irksam

 sein oder w
erden, so w

ird die G
ültigkeit der übri-

gen B
estim

m
ungen hierdurch nicht berührt. D

ie V
ertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungültigen 

B
estim

m
ungen durch im

 w
irtschaftlichen E

rgebnis gleichw
ertige B

estim
m

ungen in form
ell gültiger W

ei-
se zu ersetzen, sow

eit keine gesetzlichen B
estim

m
ungen entgegenstehen. G

leiches gilt für das A
uftre-

ten einer R
egelungslücke. 

10.3 Ä
nderungen 

und 
E

rgänzungen 
sow

ie 
N

ebenabreden 
dieses 

K
onzessionsvertrages 

bedürfen 
der 

S
chriftform

 und m
üssen von beiden V

ertragspartnern rechtsverbindlich unterzeichnet sein. 

10.4 G
erichtsstand ist D

ortm
und. 

10.5 D
ieser K

onzessionsvertrag ist in zw
ei gleichlautenden A

usfertigungen hergestellt; die S
tadt und D

E
W

21 
erhalten je eine A

usfertigung. 

10.6 S
ollten sich in Z

ukunft die w
irtschaftlichen und / oder technisch-w

irtschaftlichen V
erhältnisse, durch 

w
elche die V

ereinbarungen dieses K
onzessionsvertrages begründet sind, so w

esentlich ändern, dass 
das F

esthalten an diesem
 K

onzessionsvertrag für einen der V
ertragspartner eine unbillige H

ärte bedeu-
ten w

ürde, kann dieser V
ertragspartner eine entsprechende Ä

nderung dieses K
onzessionsvertrages 

verlangen. 

 
A

us G
ründen der E

ntflechtung nach dem
 E

nW
G

 gilt die B
esonderheit, dass D

E
W

21 und D
E

W
21-N

etz 
eine schuldrechtliche V

ereinbarung abschließ
en w

erden, durch die sich D
E

W
21-N

etz verpflichtet, alle 
sie betreffenden A

ufgaben aus dem
 K

onzessionsvertrag gegenüber der S
tadt zu erfüllen. D

ie S
tadt 

w
ird hierzu ihre Z

ustim
m

ung gem
äß

 dem
 vorstehenden S

atz erteilen. 

10.7 Jeder V
ertragspartner ist nur m

it Z
ustim

m
ung des anderen V

ertragspartners berechtigt, R
echte und 

P
flichten aus diesem

 K
onzessionsvertrag ganz oder teilw

eise auf einen D
ritten zu übertragen. D

ie Z
u-

stim
m

ung zur Ü
bertragung darf nur verw

eigert w
erden, w

enn gegen die technische oder w
irtschaftliche 

Leistungsfähigkeit des D
ritten begründete B

edenken bestehen oder w
esentliche Interessen eines V

er-
tragspartners entgegenstehen. D

ie Ü
bertragung ist von dem

 übertragenden V
ertragspartner oder dem

 
D

ritten dem
 anderen V

ertragspartner schriftlich m
itzuteilen. B

is zur E
rteilung der Z

ustim
m

ung haftet der 
übertragende V

ertragspartner für die E
rfüllung dieses K

onzessionsvertrages. 

  

11. B
estandteile dieses V

ertrages 

B
estandteile dieses V

ertrages sind 

- K
arte des K

onzessionsgebietes  
  

 
 

 
- A

nlage 1 - 

- D
urchführungsbestim

m
ungen für B

aum
aß

nahm
en  

 
 

 
- A

nlage 2 -  

- E
rgänzende B

estim
m

ungen über die K
ostentragung bei  

 
 

- A
nlage 3 - 

stadtbahnbedingten Ä
nderungen von V

ersorgungsanlagen  

- E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
onzessionsverträgen 

 
 

- A
nlage 4 - 
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G
as-K

onzessionsvertrag 

  zw
ischen  

der S
tadt D

ortm
und 

 

- vertreten durch den O
berbürgerm

eister -  

 
- S

tadt -  

und  

der D
ortm

under E
nergie- und W

asserversorgung G
m

bH
  

- vertreten durch die G
eschäftsführung - 

- D
E

W
21 - 

nachfolgend gem
einsam

 "V
ertragspartner" genannt 

  

P
räam

bel 

Z
w

eck dieses V
ertrages ist es, durch B

ereitstellung und B
etrieb eines G

asversorgungs-
netzes unter N

utzung gem
eindlicher G

rundstücke eine m
öglichst sichere, preisgünstige, 

verbraucherfreundliche, effiziente und um
w

eltverträgliche V
ersorgung der E

inw
ohner und 

G
ew

erbetreibenden im
 G

em
eindegebiet m

it G
as zu gew

ährleisten. 

D
E

W
21 ist E

igentüm
erin eines G

asversorgungsnetzes (nachfolgend "V
ersorgungsnetz" 

genannt) 
innerhalb 

des 
K

onzessionsgebietes 
im

 
S

inne 
von 

A
nlage 

1
 

(nachfolgend 
"S

tadtgebiet" genannt). D
ieses V

ersorgungsnetz hat sie an den örtlichen N
etzbetreiber 

D
E

W
21-N

etz G
m

bH
 verpachtet, um

 die S
icherstellung der V

ersorgung entsprechend den 
vorgenannten Z

ielen des § 1 E
nergiew

irtschaftsgesetz (E
nW

G
) zu gew

ährleisten. 

D
urch den vorgenannten P

achtvertrag w
ird sichergestellt, dass D

E
W

21-N
etz G

m
bH

 in-
nerhalb des S

tadtgebietes jederm
ann an das V

ersorgungsnetz anschließ
en und ihm

 die 
E

ntnahm
e von G

as aus dem
 V

ersorgungsnetz erm
öglichen w

ird, sow
eit gesetzlich hierzu 

eine P
flicht besteht. B

esteht keine A
nschlusspflicht, ist D

E
W

21-N
etz nur zur H

erstellung 
des A

nschlusses verpflichtet, w
enn ihr die dam

it verbundenen K
osten erstattet w

erden. 
D

er A
nschluss an das V

ersorgungsnetz erfolgt nach den B
estim

m
ungen dieses K

onzes-
sionsvertrages sow

ie nach der V
erordnung über A

llgem
eine B

edingungen für den N
etz-

anschluss und dessen N
utzung für die G

asversorgung in N
iederdruck (N

iederdruckan-
schlussverordnung – N

D
A

V
, B

G
B

l. I, 2485) und den hierzu geltenden E
rgänzenden B

e-
dingungen von D

E
W

21-N
etz in der jew

eils gültigen F
assung. 

Im
 H

inblick auf die Z
iele dieses V

ertrages w
erden die S

tadt und D
E

W
21 vertrauensvoll 

zusam
m

enarbeiten. 

  

1. K
onzessions- und W

egenutzungsrecht 

1.1 
D

ie S
tadt räum

t D
E

W
21 das R

echt ein, die jew
eils ihrer V

erfügung unterliegenden öffentlichen V
er-

kehrsräum
e (S

traß
en, W

ege, P
lätze, B

rücken u. ä.) zur V
erlegung und zum

 B
etrieb von Leitungen 

zw
ecks Lieferung von G

as an Letztverbraucher im
 S

tadtgebiet zu benutzen. D
ies gilt - jedoch nicht aus-

schließ
lich - auch für sonstige A

nlagen der G
asversorgung einschließ

lich betrieblicher S
teuerungs- und 

D
ateneinrichtungen sow

ie D
urchgangsleitungen. 

1.2 D
ieser K

onzessionsvertrag erstreckt sich auf das gesam
te S

tadtgebiet zum
 Z

eitpunkt des A
bschlusses 

dieses K
onzessionsvertrages (A

nlage 1
). Im

 F
alle einer V

ergröß
erung des S

tadtgebietes w
erden die 

V
ertragspartner 

über 
die 

A
nw

endung 
dieses 

K
onzessionsvertrages 

auf 
die 

hinzugekom
m

enen 
G

e-
bietsteile verhandeln. S

ollte die S
tadt im

 F
alle der A

nw
endung dieses K

onzessionsvertrages auf die hin-
zugekom

m
enen 

G
ebietsteile 

zur 
Ü

bernahm
e 

vorhandener 
V

ersorgungsanlagen 
verpflichtet 

sein, 
ist 

D
E

W
21 berechtigt und verpflichtet, in diese V

erpflichtung der S
tadt einzutreten bzw

. die S
tadt davon 
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freizustellen und die Ü
bertragung auf sich zu verlangen. S

ollte die S
tadt in einem

 solchen F
alle zur Ü

-
bernahm

e vorhandener V
ersorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie D

E
W

21 ihr E
rw

erbsrecht ab. 

1.3  B
ei einer E

ntw
idm

ung von öffentlichen V
erkehrsräum

en ohne E
igentum

sw
echsel bleiben die ausgeüb-

ten B
enutzungsrechte von D

E
W

21 gegenüber der S
tadt als einfache unentgeltliche R

echte aufrechter-
halten. 

Z
ur B

enutzung sonstiger öffentlicher und nicht-öffentlicher G
rundstücke der S

tadt bedarf es jew
eils ei-

nes gesonderten entgeltlichen G
estattungsvertrages m

it für beide V
ertragspartner zum

utbaren B
edin-

gungen auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. D
ie S

tadt ist 
zum

 A
bschluss eines solchen G

estattungsvertrages bereit, w
enn nicht überw

iegende sonstige öffentli-
che Interessen an der G

rundstücksnutzung entgegenstehen. 

V
or einer V

eräuß
erung städtischer G

rundstücke, die von D
E

W
21 benutzt w

erden, bzw
. vor einem

 
W

echsel der S
traß

enbaulast w
ird die S

tadt D
E

W
21 rechtzeitig unterrichten und auf V

erlangen zuguns-
ten D

E
W

21 und auf deren K
osten eine beschränkte persönliche D

ienstbarkeit eintragen lassen. F
ür ei-

ne hierdurch eintretende etw
aige W

ertm
inderung leistet D

E
W

21 eine einm
alige angem

essene E
ntschä-

digung auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. 

F
ür Leitungen, die nicht ausschließ

lich der V
ersorgung im

 S
tadtgebiet dienen, räum

t die S
tadt D

E
W

21 
auf deren W

unsch beschränkt persönliche D
ienstbarkeiten ein gegen Z

ahlung einer einm
aligen E

nt-
schädigung in angem

essener H
öhe. 

D
ie P

arteien w
erden bei der A

nw
endung dieses V

ertrages die E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
on-

zessionsverträgen (A
nlage 4

), derzeit in der F
assung vom

 30.06./10.07.2006, einschließ
lich zukünftiger 

Ä
nderungen, berücksichtigen. 

 
D

ie 
vorstehenden 

R
egelungen 

für 
die 

Inanspruchnahm
e 

der 
sonstigen 

öffentlichen 
und 

nicht-
öffentlichen G

rundstücke gelten nicht, w
enn und sow

eit A
nlagen der D

ruckregelung, der Lieferung so-
w

ie Z
u- und F

ortleitung von G
as zum

 Z
w

ecke der V
ersorgung des S

tadtgebietes von der S
tadt gem

äß
 

der N
D

A
V

 unentgeltlich zuzulassen sind. 

  

2. K
onzessionsabgabe 

2.1 A
ls E

ntgelt für die D
E

W
21 nach Z

iffer 1 eingeräum
ten R

echte erhält die S
tadt von D

E
W

21 eine K
onzes-

sionsabgabe. 

2.2 D
ie K

onzessionsabgabe beträgt  

2.2.1  
0,93 ct/kW

h bei Lieferungen an T
arifkunden ausschließ

lich für K
ochen und W

arm
w

asser  

2.2.2 
0,40 ct/kW

h bei sonstigen T
ariflieferungen   

2.2.3  
0,03 ct/kW

h für die Lieferung an S
ondervertragskunden – hierunter fallen alle anderen B

elieferungen 
zu S

onderabkom
m

en an K
unden, auß

er nach § 2 A
bs. 5 der V

erordnung über K
onzessionsabgaben 

für S
trom

 und G
as (K

A
V

), (s.2.7). 

2.3 
T

arifkunden im
 S

inne von Z
iff.2.2 sind K

unden, die auf G
rundlage von V

erträgen nach den §§ 36 und 
38 sow

ie § 115 A
bs. 2 und § 116 E

nW
G

 beliefert w
erden; P

reise und T
arife nach diesen B

estim
m

un-
gen sind T

arife im
 S

inne von Z
iffer 2.2.1 und 2.2.2. S

ondervertragskunden im
 S

inne von Z
iff. 2.2 sind 

K
unden, die nicht T

arifkunden sind. 

2.4 
G

rundlage für die K
onzessionsabgabenzahlungen sind die im

 K
alenderjahr abgerechneten Lieferungen 

im
 S

tadtgebiet. D
ie H

öhe der zu zahlenden K
onzessionsabgabe richtet sich nach den jew

eils gelten-
den B

estim
m

ungen der K
A

V
 in der jew

eils gültigen F
assung, dazu ggfs. ergehenden A

usführungsbe-
stim

m
ungen sow

ie nach den steuerrechtlichen V
orschriften über die A

bzugsfähigkeit der K
onzessions-

abgabe im
 R

ahm
en der steuerlichen G

ew
innerm

ittlung. 

S
ofern die K

onzessionsabgaben-H
öchstbeträge gem

äß
 K

A
V

 in A
npassung an die allgem

eine P
reis-

entw
icklung verändert w

erden, w
ird D

E
W

21 die in den Z
iffern 2.2.1 bis 2.2.3 genannten B

eträge im
 

E
invernehm

en m
it der S

tadt in gleicher H
öhe verändern. 

2.5  F
ür die B

erechnung des nach den Z
iffern 2.2.1 und 2.2.2 gelieferten G

ases gelten die A
llgem

einen T
ari-

fe für die V
ersorgung m

it G
as von D

E
W

21 in der jew
eils gültigen F

assung. 

2.6  D
E

W
21 ist berechtigt, bei K

unden m
it besonderen E

ntnahm
everhältnissen die Lieferung nicht nach den 

A
llgem

einen T
arifen und der N

D
A

V
 durchzuführen, sondern m

it diesen K
unden über die G

aspreise und 
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Lieferbedingungen besondere V
ereinbarungen zu treffen (G

aslieferungsverträge für S
ondervertrags-

kunden). 

2.7 
K

onzessionsabgaben dürfen nicht gezahlt w
erden für Lieferungen an S

ondervertragskunden 

2.7.1 die pro Jahr und A
bnahm

efall fünf M
illionen kW

h übersteigen oder  

2.7.2 deren D
urchschnittspreis im

 K
alenderjahr unter 1,5 ct/kW

h liegt, w
obei dieser P

reis im
 V

erhältnis 
der D

urchschnittserlöse aus der B
elieferung von S

ondervertragskunden in D
ortm

und im
 Jahr 

1989 und im
 jew

eiligen K
alenderjahr zu verändern ist. 

2.8  D
E

W
21 gew

ährt der S
tadt einen P

reisnachlass für den in N
iederdruck abgerechneten E

igenverbrauch 
der S

tadt in H
öhe des nach K

A
V

 zulässigen H
öchstprozentsatzes auf den R

echnungsbetrag für den 
N

etzzugang und w
eist diesen N

achlass in der R
echnung offen aus. 

2.9 
Liefern D

ritte im
 W

ege der D
urchleitung G

as an Letztverbraucher, so sind von D
E

W
21 für diese Liefe-

rungen K
onzessionsabgaben in der H

öhe an die S
tadt zu zahlen, w

ie sie D
E

W
21 in vergleichbaren 

F
ällen für Lieferungen ihres U

nternehm
ens oder durch verbundene oder assoziierte U

nternehm
en im

 
K

onzessionsgebiet zu zahlen hat. 

 
W

ird ein W
eiterverteiler über den öffentlichen V

erkehrsraum
 m

it G
as beliefert, das er ohne B

enutzung 
solcher F

lächen an Letztverbraucher w
eiterleitet, hat D

E
W

21 für dessen B
elieferung K

onzessionsab-
gaben in der H

öhe an die S
tadt zu zahlen, w

ie sie ohne E
inschaltung des W

eiterverteilers angefallen 
w

ären. 

2.10 D
ie K

onzessionsabgabe w
ird m

onatlich nachträglich in ungefährer H
öhe des zu erw

artenden B
etrages 

als A
bschlag gezahlt und endgültig nach S

chluss des jew
eiligen R

echnungsjahres abgerechnet. D
ie 

S
tadt kann die B

erechnung der K
onzessionsabgabe durch einen W

irtschaftsprüfer prüfen lassen. F
ür 

den F
all, dass es sich dabei um

 den A
bschlussprüfer von D

E
W

21 handelt und die P
rüfung durch ihn 

nicht häufiger als alle drei Jahre erfolgt, trägt D
E

W
21 die K

osten für diese P
rüfung. 

  

3. E
nergieversorgungskonzept 

D
E

W
21 w

ird bei der E
rfüllung der V

ertragspflichten das jew
eils gültige E

nergieversorgungskonzept der S
tadt 

beachten und an dessen F
ortschreibung m

itw
irken. D

abei ist sow
ohl den energiepolitischen Z

ielen der S
tadt 

als auch den V
orgaben des E

nW
G

 hinsichtlich einer m
öglichst sicheren, preisgünstigen, verbraucherfreund-

lichen, effizienten und um
w

eltverträglichen leitungsgebundenen V
ersorgung angem

essen R
echnung zu tra-

gen. 

 D
E

W
21 gew

ährleistet auf eigene K
osten eine um

fassende und energieträgerübergreifende E
nergieberatung 

der S
tadt und ihrer E

inw
ohner im

 vorgenannten S
inne. 

 Im
 R

ahm
en der energiepolitischen Z

iele der S
tadt D

ortm
und w

ird D
E

W
21 auch regenerative P

rojekte der 
S

tadt D
ortm

und fördern. 

4. E
rrichtung, E

rw
eiterung und Ä

nderungen der V
erte

ilungsanlagen 

4.1 
D

E
W

21 ist im
 R

ahm
en dieses V

ertrages berechtigt, alle erforderlichen V
erteilungsanlagen zu unterhal-

ten, 
auszubauen 

und 
zu 

betreten. 
D

ie 
V

erteilungsanlagen 
um

fassen 
die 

G
as-D

ruckregel- 
und 

-
M

essanlagen, V
ersorgungs- und V

erteilungsleitungen, die H
ausanschlüsse und alle Z

ubehöranlagen 
von D

E
W

21 in öffentlichen V
erkehrsräum

en, sow
eit sie der V

ersorgung des S
tadtgebietes dienen. 

4.2 
D

ie S
tadt und D

E
W

21 w
erden einander von B

aum
aß

nahm
en, die den anderen V

ertragspartner berüh-
ren, so rechtzeitig unterrichten, dass dieser G

elegenheit zur S
tellungnahm

e hat und geeignete V
orkeh-

rungen zum
 S

chutz seiner A
nlagen treffen kann. D

ies gilt insbesondere für die A
ufstellung neuer und 

die Ä
nderung bestehender B

auleitpläne und für bedeutsam
e B

auvorhaben der V
ertragspartner und 

D
ritter. B

erechtigte B
elange des anderen V

ertragspartners sind zu berücksichtigen B
ei erstm

aliger E
r-

richtung sow
ie größ

eren E
rw

eiterungen oder Ä
nderungen der V

erteilungsanlagen ist D
E

W
21 verpflich-

tet, der S
tadt die B

aupläne vorzulegen. 

4.3 
 

D
E

W
21 w

ird für ihre V
erteilungsanlagen um

 alle erforderlichen behördlichen und privaten G
enehm

i-
gungen selbst nachsuchen. D

ie S
tadt w

ird D
E

W
21 hierbei nach besten K

räften unterstützen und ihr er-
forderlichenfalls bei E

nteignungen behilflich sein. 
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4.4 
D

E
W

21 sorgt für die sachgem
äß

e W
iederherstellung der S

traß
enoberflächen nach dem

 B
au von Lei-

tungen usw
. E

inzelheiten des V
erfahrens und der technischen D

urchführung bei der W
iederherstellung 

in öffentlichen V
erkehrsräum

en w
erden durch die als A

nlage
 2 beigefügten D

urchführungsbestim
m

un-
gen für B

aum
aß

nahm
en geregelt. 

4.5 
S

ollten 
V

eränderungen 
bestehender 

V
erteilungsanlagen 

aus 
G

ründen 
des 

öffentlichen 
Interesses 

durch die S
tadt veranlasst und verlangt w

erden. so ist D
E

W
21 bereit, diese Ä

nderungen auf eigene 
K

osten durchzuführen; § 150 B
auG

B
 bleibt unberührt. 

 
Im

 F
alle stadtbahnbedingter Ä

nderungen bestehender V
erteilungsanlagen gelten die als A

nlage 3 bei-
gefügten ergänzenden B

estim
m

ungen. W
enn die S

tadt V
eränderungen veranlasst und verlangt und 

D
ritte einen Z

uschuss oder sonstigen K
ostenbeitrag leisten oder als B

enutzer zu G
ebühren herange-

zogen w
erden können, trägt die S

tadt die F
olgekosten; D

E
W

21 übernim
m

t dann den städtischen E
i-

genanteil. 

 
D

iese R
egelungen gelten auch für die D

urchgangsleitungen in öffentlichen V
erkehrsräum

en. 

  

5. S
törungs- und H

öhere-G
ew

alt-K
lausel 

5.1  D
ie V

ersorgung im
 S

tadtgebiet darf ohne G
enehm

igung der S
tadt nicht eingestellt oder unterbrochen 

w
erden, es sei denn, dass die E

instellung oder U
nterbrechung durch eine für eine solche A

nordnung 
zuständige S

telle verfügt w
ird. 

5.2  D
ie B

estim
m

ung nach Z
iffer 5.1 bezieht sich nicht auf diejenigen F

älle, in denen D
E

W
21, ihre V

orliefe-
ranten oder andere V

orlieferanten durch S
törungen in ihren B

etrieben gezw
ungen sind, die Lieferung 

vorübergehend ganz oder teilw
eise zu unterbrechen, oder w

enn P
rüfungen oder U

ntersuchungen und 
R

eparaturen solche U
nterbrechungen vorübergehend notw

endig m
achen. V

on U
nterbrechungen, die 

vorher erkennbar w
erden, hat D

E
W

21 der S
tadt m

öglichst frühzeitig M
itteilung zu m

achen. 

G
leiches gilt im

 R
ahm

en der U
nterbrechung der A

nschlussnutzung bei betriebsnotw
endigen A

rbeiten, 
V

erm
eidung eines drohenden N

etzzusam
m

enbruchs oder - unter W
ahrung der V

erhältnism
äß

igkeit - 
bei vertraglichen Z

uw
iderhandlungen. 

5.3  S
ollten D

E
W

21 oder deren V
orlieferanten durch F

älle höherer G
ew

alt oder durch vergleichbare U
m

-
stände, deren A

bw
endung bzw

. deren B
eseitigung m

it einem
 angem

essenen technischen und w
irt-

schaftlichen A
ufw

and nicht erreicht w
erden kann, an der Lieferung ganz oder teilw

eise gehindert w
er-

den, so ruht die V
erpflichtung zur Lieferung so lange, bis die S

törungen und deren F
olgen beseitigt w

or-
den sind. 

5.4  D
E

W
21 ist gehalten, nach besten K

räften dafür zu sorgen, dass die S
törungen und deren F

olgen 
schnellstens beseitigt w

erden. B
ei längeren S

törungen ist die S
tadt zu benachrichtigen.  

5.5  S
chadensersatzansprüche an D

E
W

21 können durch die S
tadt in diesen F

ällen nicht gestellt w
erden. 

  

6. E
igentum

sverhältnisse 

S
äm

tliche zur G
asversorgung dienende A

nlagen bis zu der in den V
ersorgungs- bzw

. G
aslieferungsverträ-

gen definierten E
igentum

sgrenze sow
ie die G

as-D
ruckregel- und -M

esseinrichtungen sind E
igentum

 von 
D

E
W

21. 

  

7. V
ertragsdauer 

D
ieser K

onzessionsvertrag tritt am
 01.03.2009 in K

raft und läuft bis zum
 31.12.2028. 

  

8. E
ndschaftsbestim

m
ungen 

8.1 S
ollte die S

tadt w
ährend der V

ertragsdauer oder nach A
blauf des V

ertrages von einem
 anderen E

ner-
gieversorgungsunternehm

en ein A
ngebot auf A

bschluss eines für die Z
eit nach B

eendigung dieses V
er-
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trages geltenden K
onzessionsvertrages erhalten oder sollte sie beabsichtigen, die V

ersorgung selbst 
aufzunehm

en, so w
ird sie vor ihrer E

ntscheidung über die zukünftige V
ersorgung D

E
W

21 G
elegenheit 

geben, innerhalb einer F
rist von drei M

onaten ein A
ngebot auf A

bschluss eines K
onzessionsvertrages zu 

unterbreiten. 

8.2 
E

ndet dieser K
onzessionsvertrag, so ist die S

tadt, falls kein neuer K
onzessionsvertrag m

it D
E

W
21 ge-

schlossen w
ird, berechtigt und verpflichtet, die innerhalb des S

tadtgebietes dann vorhandenen A
nlagen 

von D
E

W
21, die ausschließ

lich der V
ersorgung des K

onzessionsgebietes dienen, käuflich zu erw
erben. 

H
ierzu zählen auß

er den G
as-D

ruckregel- und -M
essanlagen, V

ersorgungs- und V
erteilungsleitungen 

und allen Z
ubehöranlagen nach Z

iffer 4.1 auch alle H
ausanschlüsse, Z

ähler und sonstiges Z
ubehör. 

F
ür A

nlagen, die nicht der ausschließ
lichen V

ersorgung des K
onzessionsgebietes dienen, w

ird D
E

W
21 

der S
tadt auf deren V

erlangen gegen ein angem
essenes E

ntgelt ein N
utzungsrecht einräum

en, es sei 
denn, der S

tadt w
ird durch D

E
W

21 das E
igentum

 übertragen; für diesen F
all w

ird die S
tadt D

E
W

21 auf 
deren V

erlangen gegen ein angem
essenes E

ntgelt ein N
utzungsrecht einräum

en. 

A
ls K

aufpreis gilt, sow
eit rechtlich zulässig, der S

achzeitw
ert der A

nlagen am
 T

age der Ü
bernahm

e. D
er 

S
achzeitw

ert w
ird erm

ittelt, indem
 der T

agesneuw
ert der A

nlagen unter Z
ugrundelegung der am

 T
age 

der Ü
bernahm

e bestehenden örtlichen und technischen V
erhältnisse sow

ie geltenden P
reise festge-

stellt und unter B
erücksichtigung des A

lters bzw
. der technischen N

utzungsdauer sow
ie des Z

ustandes 
der A

nlagen abgeschrieben w
ird. 

D
ie bis zum

 T
age der Ü

bernahm
e nicht aufgelösten A

nteile der A
nschlusskostenbeiträge (B

aukosten-
zuschüsse und H

ausanschlusskosten) der K
unden sow

ie öffentlicher F
inanzierungszuschüsse w

erden 
angem

essen K
aufpreis m

indernd angerechnet. 

8.3 
D

ie K
osten für die A

btrennung der von der S
tadt zu übernehm

enden V
ersorgungsanlagen vom

 N
etz 

von D
E

W
21 (E

ntflechtung) trägt D
E

W
21; die K

osten für die N
etzeinbindung der von der S

tadt über-
nom

m
enen V

ersorgungsanlagen trägt die S
tadt. D

ie V
ertragspartner w

erden die M
aß

nahm
en zur E

nt-
flechtung und E

inbindung für beide S
eiten m

öglichst kostengünstig gestalten. 

8.4 
F

erner verbleibt D
E

W
21 nach A

blauf dieses K
onzessionsvertrages das R

echt, noch m
indestens zw

an-
zig Jahre lang D

urchgangsleitungen nebst Z
ubehör durch das S

tadtgebiet zw
ecks G

asversorgung an-
derer S

tädte und K
unden auß

erhalb der S
tadt zu bauen, zu betreiben, instand zu halten, zu verstärken, 

zu erneuern und gegebenenfalls w
ieder zu entfernen. W

ährend dieser Z
eit bezahlt D

E
W

21 - sow
eit ge-

setzlich zulässig - ein angem
essenes W

egebenutzungsentgelt. Z
iffer 4.5 gilt entsprechend. 

  

9. A
llgem

eine R
ücksichten und R

echte D
ritter 

9.1  D
ie S

tadt w
ird D

E
W

21 von bereits bestehenden und ihr bekannten V
erträgen m

it D
ritten und R

echten 
D

ritter, die sich auf G
aseigenerzeugung und B

enutzung der jew
eils der V

erfügung der S
tadt unterlie-

genden öffentlichen V
erkehrsräum

e durch Leitungen beziehen, K
enntnis zu geben, sow

eit dies rechtlich 
zulässig ist. 

 
D

ie S
tadt w

ird vor E
rteilung einer G

enehm
igung zur V

erlegung von Leitungen D
ritter D

E
W

21 G
elegen-

heit zur S
tellungnahm

e geben.  

9.2  D
ie S

tadt kann anderen V
ersorgungsunternehm

en den B
au von D

urchgangsleitungen gestatten, sofern 
sich der D

urchleitende verpflichtet, die T
rassen vorhandener Leitungen von D

E
W

21 nicht zu beeinträch-
tigen.  

9.3  D
E

W
21 verpflichtet sich, von der S

tadt oder von D
ritten in E

igen anlagen erzeugtes G
as nach den ge-

setzlichen V
orgaben in der jew

eils gültigen F
assung (insbesondere dem

 G
esetz für die E

rhaltung, die 
M

odernisierung und den A
usbau der K

raft-W
ärm

e-K
opplung - K

W
K

G
) aufzunehm

en und angem
essen 

zu vergüten, w
enn das G

as aus A
bfällen, B

iom
asse u. ä. erzeugt ist und die qualitativen und die techni-

schen V
oraussetzungen dafür erfüllt sind; die S

tadt darf anderenfalls das von ihr erzeugte G
as an D

ritte 
liefern. 

  

10. S
onstiges 

10.1 D
ie V

ertragspartner w
erden bei der A

usübung ihrer R
echte nach diesem

 V
ertrag jederzeit auf die Inte-

ressen des jew
eils anderen V

ertragspartners R
ücksicht nehm

en. 
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10.2 S
ollten einzelne B

estim
m

ungen dieses K
onzessionsvertrages einschließ

lich der A
nlagen und etw

a 
abgeschlossener N

achtragsverträge rechtsunw
irksam

 sein oder w
erden, so w

ird die G
ültigkeit der übri-

gen B
estim

m
ungen hierdurch nicht berührt. D

ie V
ertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungültigen 

B
estim

m
ungen durch im

 w
irtschaftlichen E

rgebnis gleichw
ertige B

estim
m

ungen in form
ell gültiger W

ei-
se zu ersetzen, sow

eit keine gesetzlichen B
estim

m
ungen entgegenstehen. G

leiches gilt für das A
uftre-

ten einer R
egelungslücke. 

10.3 Ä
nderungen 

und 
E

rgänzungen 
sow

ie 
N

ebenabreden 
dieses 

K
onzessionsvertrages 

bedürfen 
der 

S
chriftform

 und m
üssen von beiden V

ertragspartnern rechtsverbindlich unterzeichnet sein. 

10.4 G
erichtsstand ist D

ortm
und. 

10.5 D
ieser K

onzessionsvertrag ist in zw
ei gleichlautenden A

usfertigungen hergestellt; die S
tadt und D

E
W

21 
erhalten je eine A

usfertigung. 

10.6 S
ollten sich in Z

ukunft die w
irtschaftlichen und / oder technisch-w

irtschaftlichen V
erhältnisse, durch 

w
elche die V

ereinbarungen dieses K
onzessionsvertrages begründet sind, so w

esentlich ändern, dass 
das F

esthalten an diesem
 K

onzessionsvertrag für einen der V
ertragspartner eine unbillige H

ärte bedeu-
ten w

ürde, kann dieser V
ertragspartner eine entsprechende Ä

nderung dieses K
onzessionsvertrages 

verlangen. 

 
A

us G
ründen der E

ntflechtung nach dem
 E

nW
G

 gilt die B
esonderheit, dass D

E
W

21 und D
E

W
21-N

etz 
eine schuldrechtliche V

ereinbarung abschließ
en w

erden, durch die sich D
E

W
21-N

etz verpflichtet, alle 
sie betreffenden A

ufgaben aus dem
 K

onzessionsvertrag gegenüber der S
tadt zu erfüllen. D

ie S
tadt 

w
ird hierzu ihre Z

ustim
m

ung gem
äß

 dem
 vorstehenden S

atz erteilen. 

10.7 Jeder V
ertragspartner ist nur m

it Z
ustim

m
ung des anderen V

ertragspartners berechtigt, R
echte und 

P
flichten aus diesem

 K
onzessionsvertrag ganz oder teilw

eise auf einen D
ritten zu übertragen. D

ie Z
u-

stim
m

ung zur Ü
bertragung darf nur verw

eigert w
erden, w

enn gegen die technische oder w
irtschaftliche 

Leistungsfähigkeit des D
ritten begründete B

edenken bestehen oder w
esentliche Interessen eines V

er-
tragspartners entgegenstehen. D

ie Ü
bertragung ist von dem

 übertragenden V
ertragspartner oder dem

 
D

ritten dem
 anderen V

ertragspartner schriftlich m
itzuteilen. B

is zur E
rteilung der Z

ustim
m

ung haftet der 
übertragende V

ertragspartner für die E
rfüllung dieses K

onzessionsvertrages. 

  

11. B
estandteile dieses V

ertrages 

B
estandteile dieses V

ertrages sind 

- K
arte des K

onzessionsgebietes  
 

- A
nlage 1

 - 

- D
urchführungsbestim

m
ungen für B

aum
aß

nahm
en  

- A
nlage 2

 -  

- E
rgänzende B

estim
m

ungen über die K
ostentragung bei  

- A
nlage 3 - 

 
stadtbahnbedingten Ä

nderungen von V
ersorgungsanlagen 

- E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
onzessionsverträgen  

- A
nlage 4 - 
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W
asser-K

onzessionsvertrag 

  zw
ischen  

der S
tadt D

ortm
und 

 

- vertreten durch den O
berbürgerm

eister -  

 
- S

tadt -  

und  

der D
ortm

under E
nergie- und W

asserversorgung G
m

bH
  

- vertreten durch die G
eschäftsführung -  

- D
E

W
21 - 

nachfolgend gem
einsam

 "V
ertragspartner" genannt 

  

P
räam

bel 

Z
w

eck dieses V
ertrages ist es, durch B

ereitstellung und B
etrieb eines W

asserversor-
gungsnetzes 

unter 
N

utzung 
gem

eindlicher 
G

rundstücke 
eine 

m
öglichst 

sichere, 
preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und um

w
eltverträgliche V

ersorgung 
der E

inw
ohner und G

ew
erbetreibenden im

 G
em

eindegebiet m
it W

asser zu gew
ähr-

leisten. 

D
E

W
21 

ist 
E

igentüm
erin 

eines 
W

asserversorgungsnetzes 
(nachfolgend 

"V
ersor-

gungsnetz" genannt) innerhalb des K
onzessionsgebietes im

 S
inne von A

nlage 1
 

(nachfolgend "S
tadtgebiet" genannt). D

E
W

21 w
ird innerhalb des S

tadtgebietes je-
derm

ann an ihr V
ersorgungsnetz anschließ

en und m
it W

asser in T
rinkw

asserqualität 
beliefern, sow

eit das zu versorgende G
rundstück durch einen öffentlichen W

eg er-
schlossen w

ird, in dem
 D

E
W

21 das V
erlegungsrecht gem

äß
 Z

iffer 3 dieses V
ertra-

ges zusteht (A
nschluss- und V

ersorgungspflicht). B
esteht keine A

nschluss- und V
er-

sorgungspflicht, ist D
E

W
21 zur H

erstellung des A
nschlusses nur verpflichtet, w

enn 
ihr die dam

it verbundenen K
osten erstattet w

erden. D
er A

nschluss an das V
ersor-

gungsnetz und die Lieferung von W
asser (nachfolgend "Lieferung" genannt) erfolgen 

nach den B
estim

m
ungen dieses K

onzessionsvertrages sow
ie nach der V

erordnung 
über A

llgem
eine B

edingungen für die V
ersorgung m

it W
asser (A

V
B

W
asserV

) vom
 

20.06.1980 (B
G

B
l. I S

. 750) und den hierzu geltenden E
rgänzenden B

edingungen in 
der jew

eils gültigen F
assung. 

Im
 H

inblick auf die Z
iele dieses V

ertrages w
erden die S

tadt und D
E

W
21 vertrauens-

voll zusam
m

enarbeiten. 

  

1. K
onzessions- und W

egenutzungsrecht 

1.1 
D

ie S
tadt räum

t D
E

W
21 das R

echt ein, die jew
eils ihrer V

erfügung unterliegenden öffentlichen V
er-

kehrsräum
e (S

traß
en, W

ege, P
lätze, B

rücken u. ä.) zur V
erlegung und zum

 B
etrieb von Leitungen 

zw
ecks Lieferung von W

asser an Letztverbraucher im
 S

tadtgebiet zu benutzen. D
ies gilt - jedoch nicht 

ausschließ
lich - auch für sonstige A

nlagen der W
asserversorgung einschließ

lich betrieblicher S
teue-

rungs- und D
ateneinrichtungen sow

ie D
urchgangsleitungen. 

1.2 D
ieser K

onzessionsvertrag erstreckt sich auf das gesam
te S

tadtgebiet zum
 Z

eitpunkt des A
bschlusses 

dieses K
onzessionsvertrages (A

nlage 1
). Im

 F
alle einer V

ergröß
erung des S

tadtgebietes w
erden die 

V
ertragspartner 

über 
die 

A
nw

endung 
dieses 

K
onzessionsvertrages 

auf 
die 

hinzugekom
m

enen 
G

e-
bietsteile verhandeln.  

S
ollte die S

tadt im
 F

alle der A
nw

endung dieses K
onzessionsvertrages auf die hinzugekom

m
enen G

e-
bietsteile zur Ü

bernahm
e vorhandener V

ersorgungsanlagen verpflichtet sein, ist D
E

W
21 berechtigt und 

verpflichtet, in diese V
erpflichtung der S

tadt einzutreten bzw
. die S

tadt davon freizustellen und die Ü
ber-
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tragung auf sich zu verlangen. S
ollte die S

tadt in einem
 solchen F

alle zur Ü
bernahm

e vorhandener V
er-

sorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie D
E

W
21 ihr E

rw
erbsrecht ab. 

1.3  D
ie S

tadt räum
t D

E
W

21 das R
echt ein, die öffentliche V

ersorgung m
it W

asser im
 S

tadtgebiet durchzu-
führen. S

ie w
ird w

ährend der D
auer dieses K

onzessionsvertrages für Z
w

ecke der öffentlichen V
ersor-

gung im
 S

tadtgebiet w
eder W

asser von anderer S
eite beziehen noch selbst gew

innen und insbesonde-
re auch kein W

asserversorgungsunternehm
en betreiben. B

eteiligungen an anderen U
nternehm

en blei-
ben hiervon unberührt. 

B
ei einer E

ntw
idm

ung von öffentlichen V
erkehrsräum

en ohne E
igentum

sw
echsel bleiben die ausgeüb-

ten B
enutzungsrechte von D

E
W

21 gegenüber der S
tadt als einfache unentgeltliche R

echte aufrechter-
halten. 

Z
ur B

enutzung sonstiger öffentlicher und nicht-öffentlicher G
rundstücke der S

tadt bedarf es jew
eils ei-

nes gesonderten entgeltlichen G
estattungsvertrages m

it für beide V
ertragspartner zum

utbaren B
edin-

gungen auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. D
ie S

tadt ist 
zum

 A
bschluss eines solchen G

estattungsvertrages bereit, w
enn nicht überw

iegende sonstige öffentli-
che Interessen an der G

rundstücksnutzung entgegenstehen. 

V
or einer V

eräuß
erung städtischer G

rundstücke, die von D
E

W
21 benutzt w

erden, bzw
. vor einem

 
W

echsel der S
traß

enbaulast w
ird die S

tadt D
E

W
21 rechtzeitig unterrichten und auf V

erlangen zuguns-
ten D

E
W

21 und auf deren K
osten eine beschränkte persönliche D

ienstbarkeit eintragen lassen. F
ür ei-

ne hierdurch eintretende etw
aige W

ertm
inderung leistet D

E
W

21 eine einm
alige angem

essene E
ntschä-

digung auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. 

F
ür Leitungen, die nicht ausschließ

lich der V
ersorgung im

 S
tadtgebiet dienen, räum

t die S
tadt D

E
W

21 
auf deren W

unsch beschränkt persönliche D
ienstbarkeiten ein gegen Z

ahlung einer einm
aligen E

nt-
schädigung in angem

essener H
öhe. 

D
ie P

arteien w
erden bei der A

nw
endung dieses V

ertrages die E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
on-

zessionsverträgen (A
nlage 4

), derzeit in der F
assung vom

 30.06./10.07.2006, einschließ
lich zukünftiger 

Ä
nderungen, berücksichtigen. 

 
D

ie 
vorstehenden 

R
egelungen 

für 
die 

Inanspruchnahm
e 

der 
sonstigen 

öffentlichen 
und 

nicht-
öffentlichen G

rundstücke gelten nicht, w
enn und sow

eit A
nlagen der Lieferung sow

ie Z
u- und F

ortlei-
tung von W

asser zum
 Z

w
ecke der V

ersorgung des S
tadtgebietes von der S

tadt gem
äß

 der A
V

B
W

as-
serV

 unentgeltlich zuzulassen sind. 

  

2. K
onzessionsabgabe 

2.1 
A

ls E
ntgelt für die D

E
W

21 nach Z
iffer 1 eingeräum

ten R
echte erhält die S

tadt von D
E

W
21 eine K

on-
zessionsabgabe. 

2.2 
G

rundlage für die K
onzessionsabgabenzahlungen sind die im

 K
alenderjahr abgerechneten Lieferungen 

im
 S

tadtgebiet. D
ie B

erechnung der zu zahlenden K
onzessionsabgabe richtet sich nach den jew

eils 
geltenden B

estim
m

ungen der K
onzessionsabgabenanordnung vom

 4. M
ärz 1941, den dazu ergange-

nen Ä
nderungs- und A

usführungsbestim
m

ungen sow
ie nach den steuerrechtlichen V

orschriften über 
die A

bzugsfähigkeit der K
onzessionsabgabe im

 R
ahm

en der steuerlichen G
ew

innerm
ittlung. 

2.3 
D

ie K
onzessionsabgabe beträgt 

2.3.1  18 von H
undert der E

ntgelte aus V
ersorgungsleistungen an letzte V

erbraucher, die zu den A
llgem

ei-
nen B

edingungen und A
llgem

einen T
arifpreisen erfolgen, 

2.3.2 
1,5 von H

undert der E
ntgelte aus Lieferungen an letzte V

erbraucher, die nicht zu den A
llgem

einen 
B

edingungen und A
llgem

einen T
arifpreisen erfolgen (S

ondervertragskunden). A
ls W

asserlieferungen, 
die nicht zu den A

llgem
einen B

edingungen und A
llgem

einen T
arifpreisen erfolgen, gelten, unabhän-

gig davon, ob die P
reise für diese Lieferungen öffentlich bekannt gem

acht sind oder nicht, auch alle 
Lieferungen, die 60.000 K

ubikm
eter pro Jahr übersteigen. 

S
ofern die K

onzessionsabgaben-H
öchstbeträge gem

äß
 den jew

eils geltenden B
estim

m
ungen der 

K
onzessionsabgabenanordnung vom

 4. M
ärz 1941, den dazu ergangenen Ä

nderungs- und A
usfüh-

rungsbestim
m

ungen sow
ie nach den steuerrechtlichen V

orschriften über die A
bzugsfähigkeit der 

K
onzessionsabgabe im

 R
ahm

en der steuerlichen G
ew

innerm
ittlung verändert w

erden, w
ird D

E
W

21 
die in den Z

iffern 2.3.1 bis 2.3.2 genannten B
eträge im

 E
invernehm

en m
it der S

tadt im
 gleichen V

er-
hältnis verändern. 
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 D
ie V

eränderung erfolgt von dem
 Z

eitpunkt an, zu dem
 die nach Ä

nderung der H
öchstbeträge erfolg-

te V
eränderung der T

arifpreise bzw
. S

ondervertragskundenpreise w
irksam

 w
ird, spätestens jedoch 

zw
ei Jahre nach V

eränderung der H
öchstbeträge in der K

onzessionsabgabenanordnung. 

 2.3.3 
B

ei den E
ntgelten in den Z

iffern 2.3.1 und 2.3.2 handelt es sich um
 die R

oheinnahm
en ausschließ

lich 
der U

m
satzsteuer, der w

eiter gegebenen B
elastungen aus W

asserentnahm
eentgelt und der B

eiträge 
der w

asserw
irtschaftlichen V

erbände, die nicht der K
onzessionsabgabe unterliegen. G

leiches gilt für 
vergleichbare zukünftige B

elastungen. 

2.4  F
ür die B

erechnung des nach 2.3.1 gelieferten W
assers gelten die A

llgem
einen T

arife für die V
ersor-

gung m
it W

asser von T
arifkunden von D

E
W

21 in der jew
eils gültigen F

assung. 

2.5  D
E

W
21 ist berechtigt, bei K

unden m
it besonderen E

ntnahm
everhältnissen die Lieferung nicht nach den 

A
llgem

einen T
arifen und der A

V
B

W
asserV

 durchzuführen, sondern m
it diesen K

unden über die W
as-

serpreise und Lieferbedingungen besondere V
ereinbarungen zu treffen (W

asserlieferungsverträge für 
S

ondervertragskunden). 

2.6  D
E

W
21 gew

ährt der S
tadt auf das E

ntgelt für ihren eigenen W
asserverbrauch, sow

eit er nach den A
ll-

gem
einen T

arifen abgerechnet w
ird, einen N

achlass von 10 %
. 

2.7 
D

ie K
onzessionsabgabe w

ird m
onatlich nachträglich in ungefährer H

öhe des zu erw
artenden B

etrages 
als A

bschlag gezahlt und endgültig nach S
chluss des jew

eiligen R
echnungsjahres abgerechnet. D

ie 
S

tadt kann die B
erechnung der K

onzessionsabgabe durch einen W
irtschaftsprüfer prüfen lassen. F

ür 
den F

all, dass es sich dabei um
 den A

bschlussprüfer von D
E

W
21 handelt und die P

rüfung durch ihn 
nicht häufiger als alle drei Jahre erfolgt, trägt D

E
W

21 die K
osten für diese P

rüfung. 

  

3. Löschw
asserversorgung 

3.1 D
ie V

orsorge für eine ausreichende Löschw
asserversorgung ist aufgrund des G

esetzes über den F
eu-

erschutz und die H
ilfeleistung (F

S
H

G
) vom

 10.02.1998 A
ufgabe der S

tadt. 

3.2 D
E

W
21 hält Löschw

asser im
 R

ahm
en der Leistungsfähigkeit ihres W

asserrohrnetzes vor. 

 
A

uf V
erlangen der F

euerw
ehr ist D

E
W

21 verpflichtet, die Leistungsfähigkeit ihres bestehenden W
asser-

rohrnetzes zur S
icherstellung des Löschw

asserbedarfs zu erhöhen, sow
eit dies technisch m

öglich und 
w

irtschaftlich zum
utbar ist. D

er U
m

fang der hierzu notw
endigen M

aß
nahm

en richtet sich nach den je-
w

eils gültigen R
egeln des D

eutschen V
ereins des G

as- und W
asserfachs e. V

. (D
V

G
W

). Z
urzeit gelten 

die B
estim

m
ungen im

 A
rbeitsblatt W

 405 (A
usgabe Juli 1978). D

ie hierdurch entstehenden K
osten trägt 

die S
tadt. Z

ur A
bgeltung der W

ertverbesserung des W
asserrohrnetzes für allgem

eine Z
w

ecke der W
as-

serversorgung übernim
m

t D
E

W
21 60 %

 der entstandenen K
osten (W

ertausgleich). 

3.3 B
ei der P

lanung neuer W
asserleitungen w

ird der Löschw
asserbedarf nach M

aß
gabe der jew

eils gültigen 
technischen R

egeln des D
V

G
W

 von D
E

W
21 berücksichtigt. D

ie K
osten trägt D

E
W

21, auch sow
eit da-

nach W
asserleitungen größ

er dim
ensioniert w

erden m
üssen, als es für Z

w
ecke der W

asserversorgung 
erforderlich w

äre. 

3.4 D
E

W
21 installiert im

 S
tadtgebiet auf ihre K

osten H
yd

ranten in solcher Z
ahl, dass kein H

aus innerhalb 
des berohrten T

eils der S
tadt w

eiter als 200 m
 vom

 nächsten H
ydranten entfernt liegt. D

ie S
tadt kann 

die E
rrichtung w

eiterer H
ydranten gegen E

rstattung der K
osten verlangen. 

3.5 D
E

W
21 w

artet, unterhält und erneuert die H
ydranten. D

ie dadurch entstehenden K
osten trägt die S

tadt. 

3.6 D
ie S

tadt ist berechtigt, in B
randfällen und für F

euerlöschübungen W
asser unentgeltlich aus dem

 W
as-

serrohrnetz von D
E

W
21 zu entnehm

en. D
abei ist zu berücksichtigen, dass auch w

ährend der E
ntnahm

e 
von Löschw

asser die W
asserversorgung gew

ährleistet sein soll. R
echtzeitig vor E

ntnahm
e von W

asser 
für F

euerlöschübungen ist D
E

W
21 zu verständigen, um

 einen B
eobachter entsenden zu können. 

  

4. E
rrichtung, E

rw
eiterung und Ä

nderungen der V
erte

ilungsanlagen 

4.1 D
E

W
21 ist im

 R
ahm

en dieses V
ertrages berechtigt, alle erforderlichen V

erteilungsanlagen zu unterhal-
ten, auszubauen und zu betreten. D

ie V
erteilungsanlagen um

fassen die Leitungen für T
ransport und 
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V
erteilung, die H

ausanschlüsse und alle Z
ubehöranlagen von D

E
W

21 in öffentlichen V
erkehrsräum

en, 
sow

eit sie der V
ersorgung des S

tadtgebietes dienen. 

4.2 D
ie S

tadt und D
E

W
21 w

erden einander von B
aum

aß
nahm

en, die den anderen V
ertragspartner berüh-

ren, so rechtzeitig unterrichten, dass dieser G
elegenheit zur S

tellungnahm
e hat und geeignete V

orkeh-
rungen zum

 S
chutz seiner A

nlagen treffen kann. D
ies gilt insbesondere für die A

ufstellung neuer und die 
Ä

nderung bestehender B
auleitpläne und für bedeutsam

e B
auvorhaben der V

ertragspartner und D
ritter. 

B
erechtigte B

elange des anderen V
ertragspartners sind zu berücksichtigen B

ei erstm
aliger E

rrichtung 
sow

ie größ
eren E

rw
eiterungen oder Ä

nderungen der V
erteilungsanlagen ist D

E
W

21 verpflichtet, der 
S

tadt die B
aupläne vorzulegen. 

4.3 D
E

W
21 w

ird für ihre V
erteilungsanlagen um

 alle erforderlichen behördlichen und privaten G
enehm

igun-
gen selbst nachsuchen. D

ie S
tadt w

ird D
E

W
21 hierbei nach besten K

räften unterstützen und ihr erfor-
derlichenfalls bei E

nteignungen behilflich sein. 

4.4 D
E

W
21 sorgt für die sachgem

äß
e W

iederherstellung der S
traß

enoberflächen nach dem
 B

au von Lei-
tungen usw

. E
inzelheiten des V

erfahrens und der technischen D
urchführung bei der W

iederherstellung 
in öffentlichen V

erkehrsräum
en w

erden durch die als A
nlage 2

 beigefügten D
urchführungsbestim

m
un-

gen für B
aum

aß
nahm

en geregelt. 

4.5 S
ollten V

eränderungen bestehender V
erteilungsanlagen aus G

ründen des öffentlichen Interesses durch 
die S

tadt veranlasst und verlangt w
erden. so ist D

E
W

21 bereit, diese Ä
nderungen auf eigene K

osten 
durchzuführen; § 150 B

auG
B

 bleibt unberührt. 

 
Im

 F
alle stadtbahnbedingter Ä

nderungen bestehender V
erteilungsanlagen gelten die als A

nlage 3
 bei-

gefügten ergänzenden B
estim

m
ungen. W

enn die S
tadt V

eränderungen veranlasst und verlangt und D
rit-

te einen Z
uschuss oder sonstigen K

ostenbeitrag leisten oder als B
enutzer zu G

ebühren herangezogen 
w

erden können, trägt die S
tadt die F

olgekosten; D
E

W
21 übernim

m
t dann den städtischen E

igenanteil. 

 
D

iese R
egelungen gelten auch für die D

urchgangsleitungen in öffentlichen V
erkehrsräum

en. 

  

5. S
törungs- und H

öhere-G
ew

alt-K
lausel  

5.1  D
ie V

ersorgung im
 S

tadtgebiet darf ohne G
enehm

igung der S
tadt nicht eingestellt oder unterbrochen 

w
erden, es sei denn, dass die E

instellung oder U
nterbrechung durch eine für eine solche A

nordnung zu 
ständige S

telle verfügt w
ird. 

5.2  D
ie B

estim
m

ung nach Z
iffer 5.1 bezieht sich nicht auf diejenigen F

älle, in denen D
E

W
21, ihre V

orliefe-
ranten oder andere V

orlieferanten durch S
törungen in ihren B

etrieben gezw
ungen sind, die Lieferung 

vorübergehend ganz oder teilw
eise zu unterbrechen, oder w

enn P
rüfungen oder U

ntersuchungen und 
R

eparaturen solche U
nterbrechungen vorübergehend notw

endig m
achen. V

on U
nterbrechungen, die 

vorher erkennbar w
erden, hat D

E
W

21 der S
tadt m

öglichst frühzeitig M
itteilung zu m

achen. 

5.3  S
ollten D

E
W

21 oder deren V
orlieferanten durch F

älle höherer G
ew

alt oder durch vergleichbare U
m

-
stände, deren A

bw
endung bzw

. deren B
eseitigung m

it einem
 angem

essenen technischen und w
irt-

schaftlichen A
ufw

and nicht erreicht w
erden kann, an der Lieferung ganz oder teilw

eise gehindert w
er-

den, so ruht die V
erpflichtung zur Lieferung so lange, bis die S

törungen und deren F
olgen beseitigt w

or-
den sind. 

5.4  D
E

W
21 ist gehalten, nach besten K

räften dafür zu sorgen, dass die S
törungen und deren F

olgen 
schnellstens beseitigt w

erden. B
ei längeren S

törungen ist die S
tadt zu benachrichtigen.  

5.5  S
chadensersatzansprüche an D

E
W

21 können durch die S
tadt in diesen F

ällen nicht gestellt w
erden. 

  

6. E
igentum

sverhältnisse 

S
äm

tliche zur W
asserversorgung dienende A

nlagen bis zu der in den V
ersorgungs- bzw

. W
asserlieferungs-

verträgen definierten E
igentum

sgrenze sow
ie die M

esseinrichtungen sind E
igentum

 von D
E

W
21. 
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7. V
ertragsdauer 

7.1  D
ieser K

onzessionsvertrag tritt am
 01.03.2009 in K

raft und läuft bis zum
 31.12.2028. 

7.2 
D

ie V
ertragspartner verpflichten sich, spätestens zw

ei Jahre vor A
blauf dieses K

onzessionsvertrages 
V

erhandlungen darüber aufzunehm
en, ob und ggf. zu w

elchen B
edingungen sie einen neuen K

onzes-
sionsvertrag schließ

en. 

  

8. E
ndschaftsbestim

m
ungen 

8.1 
S

ollte die S
tadt w

ährend der V
ertragsdauer oder nach A

blauf des V
ertrages von einem

 anderen W
as-

serversorgungsunternehm
en ein A

ngebot auf A
bschluss eines für die Z

eit nach B
eendigung dieses V

er-
trages geltenden K

onzessionsvertrages erhalten oder sollte sie beabsichtigen, die V
ersorgung selbst 

aufzunehm
en, so w

ird sie vor ihrer E
ntscheidung über die zukünftige V

ersorgung D
E

W
21 G

elegenheit 
geben, innerhalb einer F

rist von drei M
onaten ein A

ngebot auf A
bschluss eines K

onzessionsvertrages 
zu unterbreiten. 

8.2 
E

ndet dieser K
onzessionsvertrag, so ist die S

tadt, falls kein neuer K
onzessionsvertrag m

it D
E

W
21 ge-

schlossen w
ird, berechtigt und verpflichtet, die innerhalb des S

tadtgebietes dann vorhandenen A
nlagen 

von D
E

W
21, die ausschließ

lich der V
ersorgung des K

onzessionsgebietes dienen, käuflich zu erw
erben. 

H
ierzu zählen auß

er den Leitungen für T
ransport und V

erteilung und allen Z
ubehöranlagen nach Z

iffer 
4.1 auch alle H

ausanschlüsse, Z
ähler und sonstiges Z

ubehör. 

A
ls K

aufpreis gilt der S
achzeitw

ert der A
nlagen am

 T
age der Ü

bernahm
e. D

er S
achzeitw

ert w
ird erm

it-
telt, indem

 der T
agesneuw

ert der A
nlagen unter Z

ugrundelegung der am
 T

age der Ü
bernahm

e beste-
henden örtlichen und technischen V

erhältnisse sow
ie geltenden P

reise festgestellt und unter B
erück-

sichtigung des A
lters bzw

. der technischen N
utzungsdauer sow

ie des Z
ustandes der A

nlagen abge-
schrieben w

ird. 

D
ie bis zum

 T
age der Ü

bernahm
e nicht aufgelösten A

nteile der A
nschlusskostenbeiträge (B

aukosten-
zuschüsse und H

ausanschlusskosten) der K
unden sow

ie öffentlicher F
inanzierungszuschüsse w

erden 
angem

essen K
aufpreis m

indernd angerechnet. 

8.3 
D

ie K
osten für die A

btrennung der von der S
tadt zu übernehm

enden V
ersorgungsanlagen vom

 N
etz 

von D
E

W
21 (E

ntflechtung) trägt D
E

W
21; die K

osten für die N
etzeinbindung der von der S

tadt über-
nom

m
enen V

ersorgungsanlagen trägt die S
tadt. D

ie V
ertragspartner w

erden die M
aß

nahm
en zur E

nt-
flechtung und E

inbindung für beide S
eiten m

öglichst kostengünstig gestalten. 

8.4 
F

erner verbleibt D
E

W
21 nach A

blauf dieses K
onzessionsvertrages das R

echt, noch m
indestens zw

an-
zig Jahre lang D

urchgangsleitungen nebst Z
ubehör durch das S

tadtgebiet zw
ecks W

asserversorgung 
anderer S

tädte und K
unden auß

erhalb der S
tadt zu bauen, zu betreiben, instand zu halten, zu verstär-

ken, zu erneuern und gegebenenfalls w
ieder zu entfernen. W

ährend dieser Z
eit bezahlt D

E
W

21 - so-
w

eit gesetzlich zulässig - ein angem
essenes W

egebenutzungsentgelt. Z
iffer 4.5 gilt entsprechend. 

  

9. A
llgem

eine R
ücksichten und R

echte D
ritter 

9.1 D
ie S

tadt kann in A
bstim

m
ung m

it D
E

W
21 anderen V

ersorgungsunternehm
en den B

au von D
urch-

gangsleitungen gestatten, sofern sich der D
urchleitende verpflichtet, kein W

asser unm
ittelbar oder m

it-
telbar innerhalb des S

tadtgebietes anzubieten oder abzugeben und die T
rassen vorhandener sow

ie ge-
planter Leitungen von D

E
W

21 nicht zu beeinträchtigen. U
nter diesen V

oraussetzungen w
ird D

E
W

21 
dem

 B
au von D

urchgangsleitungen nicht w
idersprechen. 

9.2  D
ie S

tadt und D
ritte sind berechtigt, eigene E

inrichtungen m
it W

asser aus E
igenanlagen zu versorgen, 

sow
eit und solange V

ersorgungs- bzw
. W

asserlieferungsverträge nicht entgegenstehen. 
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10. S
onstiges 

10.1 D
ie V

ertragspartner w
erden bei der A

usübung ihrer R
echte nach diesem

 V
ertrag jederzeit auf die Inte-

ressen des jew
eils anderen V

ertragspartners R
ücksicht nehm

en. 

10.2 S
ollten einzelne B

estim
m

ungen dieses K
onzessionsvertrages einschließ

lich der A
nlagen und etw

a 
abgeschlossener N

achtragsverträge rechtsunw
irksam

 sein oder w
erden, so w

ird die G
ültigkeit der übri-

gen B
estim

m
ungen hierdurch nicht berührt. D

ie V
ertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungültigen 

B
estim

m
ungen durch im

 w
irtschaftlichen E

rgebnis gleichw
ertige B

estim
m

ungen in form
ell gültiger W

ei-
se zu ersetzen, sow

eit keine gesetzlichen B
estim

m
ungen entgegenstehen. G

leiches gilt für das A
uftre-

ten einer R
egelungslücke. 

10.3  Ä
nderungen 

und 
E

rgänzungen 
sow

ie 
N

ebenabreden 
dieses 

K
onzessionsvertrages 

bedürfen 
der 

S
chriftform

 und m
üssen von beiden V

ertragspartnern rechtsverbindlich unterzeichnet sein. 

10.4 G
erichtsstand ist D

ortm
und. 

10.5 D
ieser K

onzessionsvertrag ist in zw
ei gleichlautenden A

usfertigungen hergestellt; die S
tadt und D

E
W

21 
erhalten je eine A

usfertigung. 

10.6 S
ollten sich in Z

ukunft die w
irtschaftlichen und / oder technisch-w

irtschaftlichen V
erhältnisse, durch 

w
elche die V

ereinbarungen dieses K
onzessionsvertrages begründet sind, so w

esentlich ändern, dass 
das F

esthalten an diesem
 K

onzessionsvertrag für einen der V
ertragspartner eine unbillige H

ärte bedeu-
ten w

ürde, kann dieser V
ertragspartner eine entsprechende Ä

nderung dieses K
onzessionsvertrages 

verlangen. 

10.7 Jeder V
ertragspartner ist nur m

it Z
ustim

m
ung des anderen V

ertragspartners berechtigt, R
echte und 

P
flichten aus diesem

 K
onzessionsvertrag ganz oder teilw

eise auf einen D
ritten zu übertragen. D

ie Z
u-

stim
m

ung zur Ü
bertragung darf nur verw

eigert w
erden, w

enn gegen die technische oder w
irtschaftliche 

Leistungsfähigkeit des D
ritten begründete B

edenken bestehen oder w
esentliche Interessen eines V

er-
tragspartners entgegenstehen. D

ie Ü
bertragung ist von dem

 übertragenden V
ertragspartner oder dem

 
D

ritten dem
 anderen V

ertragspartner schriftlich m
itzuteilen. B

is zur E
rteilung der Z

ustim
m

ung haftet der 
übertragende V

ertragspartner für die E
rfüllung dieses K

onzessionsvertrages. 

10.8 D
ie nach dem

 G
esetz gegen W

ettbew
erbsbeschränkungen erforderliche A

nm
eldung bei der zuständi-

gen K
artellbehörde nim

m
t D

E
W

21 vor. 

  

11. B
estandteile dieses V

ertrages 

B
estandteile dieses V

ertrages sind 

- K
arte des K

onzessionsgebietes 
 

- A
nlage 1

 - 

- D
urchführungsbestim

m
ungen für B

aum
aß

nahm
en  

- A
nlage 2

 -  

- E
rgänzende B

estim
m

ungen über die K
ostentragung bei  

- A
nlage 3 - 

 
stadtbahnbedingten Ä

nderungen von V
ersorgungsanlagen 

- E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
onzessionsverträgen  

- A
nlage 4

 - 
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F
ernw

ärm
e-G

estattungsvertrag 

  zw
ischen  

der S
tadt D

ortm
und 

 

- vertreten durch den O
berbürgerm

eister - 

- S
tadt -  

und  

der D
ortm

under E
nergie- und W

asserversorgung G
m

bH
  

- vertreten durch die G
eschäftsführung -  

- D
E

W
21 - 

nachfolgend gem
einsam

 "V
ertragspartner" genannt 

  

P
räam

bel 

Z
w

eck dieses V
ertrages ist es, durch B

ereitstellung und B
etrieb eines F

ernw
ärm

e-
versorgungsnetzes unter N

utzung gem
eindlicher G

rundstücke eine m
öglichst siche-

re, preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und um
w

eltverträgliche V
ersor-

gung der E
inw

ohner und G
ew

erbetreibenden im
 G

em
eindegebiet m

it F
ernw

ärm
e zu 

gew
ährleisten. 

D
E

W
21 ist E

igentüm
erin eines F

ernw
ärm

eversorgungsnetzes (nachfolgend "V
ersor-

gungsnetz" genannt) innerhalb des K
onzessionsgebietes im

 S
inne von A

nlage 1
 

(nachfolgend "S
tadtgebiet" genannt).  

D
E

W
21 ist berechtigt und verpflichtet, im

 S
tadtgebiet D

ortm
und nach M

aß
gabe der 

B
estim

m
ungen dieses G

estattungsvertrages sow
ie nach der V

erordnung über A
llge-

m
eine 

B
edingungen 

für 
die 

V
ersorgung 

m
it 

F
ernw

ärm
e 

(A
V

B
F

ernw
ärm

eV
) 

vom
 

20.06.1980 (B
G

B
l. I S

. 742) und hierzu geltenden E
rgänzenden B

edingungen in der 
jew

eils gültigen F
assung F

ernw
ärm

e zu liefern (nachfolgend "Lieferung" genannt) 
und die bereits bestehende F

ernw
ärm

eversorgung auszubauen, sofern dabei unter 
Z

ugrundelegung m
arktorientierter P

reisbildung längerfristig A
ussicht auf W

irtschaft-
lichkeit besteht. 

Im
 H

inblick auf die Z
iele dieses V

ertrages w
erden die S

tadt und D
E

W
21 vertrauens-

voll zusam
m

enarbeiten. 

  

1. W
egenutzungsrecht 

1.1 
D

ie S
tadt gestattet D

E
W

21, zum
 Z

w
ecke der öffentlichen V

ersorgung m
it F

ernw
ärm

e im
 S

tadtgebiet die 
jew

eils ihrer V
erfügung unterliegenden öffentlichen V

erkehrsräum
e (S

traß
en, W

ege, P
lätze, B

rücken u. 
ä.) sow

ie sonstige der S
tadt gehörende öffentliche und nichtöffentliche G

rundstücke zur V
erlegung und 

zum
 B

etrieb von Leitungen zu benutzen. 

 
D

ies gilt auch für sonstige A
nlagen der F

ernw
ärm

eversorgung einschließ
lich betrieblicher S

teuerungs- 
und D

ateneinrichtungen sow
ie D

urchgangsleitungen.  

1.2 
D

ieser G
estattungsvertrag erstreckt sich auf das S

tadtgebiet zum
 Z

eitpunkt des A
bschlusses dieses 

G
estattungsvertrages im

 S
inne von A

nlage 1
.  

Im
 F

alle einer V
ergröß

erung des S
tadtgebietes w

erden die V
ertragspartner über die A

nw
endung dieses 

G
estattungsvertrages auf die hinzugekom

m
enen G

ebietsteile verhandeln. 

S
ollte die S

tadt im
 F

alle der A
nw

endung dieses G
estattungsvertrages auf die hinzugekom

m
enen G

e-
bietsteile zur Ü

bernahm
e vorhandener V

ersorgungsanlagen verpflichtet sein, ist D
E

W
21 berechtigt und 

verpflichtet, in diese V
erpflichtung der S

tadt einzutreten bzw
. die S

tadt davon freizustellen und die Ü
ber-
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tragung auf sich zu verlangen. S
ollte die S

tadt in einem
 solchen F

alle zur Ü
bernahm

e vorhandener V
er-

sorgungsanlagen berechtigt sein, tritt sie D
E

W
21 ihr E

rw
erbsrecht ab. 

1.3 D
ie S

tadt räum
t D

E
W

21 im
 R

ahm
en von Z

iffer 1.1 und 1.2 das R
echt ein, die öffentliche V

ersorgung m
it 

F
ernw

ärm
e im

 S
tadtgebiet durchzuführen.  

B
ei einer E

ntw
idm

ung von öffentlichen V
erkehrsräum

en ohne E
igentum

sw
echsel bleiben die ausgeüb-

ten B
enutzungsrechte von D

E
W

21 gegenüber der S
tadt als einfache unentgeltliche R

echte aufrechter-
halten. 

Z
ur B

enutzung sonstiger öffentlicher und nicht-öffentlicher G
rundstücke der S

tadt bedarf es jew
eils ei-

nes gesonderten entgeltlichen G
estattungsvertrages m

it für beide V
ertragspartner zum

utbaren B
edin-

gungen auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. D
ie S

tadt ist 
zum

 A
bschluss eines solchen G

estattungsvertrages bereit, w
enn nicht überw

iegende sonstige öffentli-
che Interessen an der G

rundstücksnutzung entgegenstehen. 

V
or einer V

eräuß
erung städtischer G

rundstücke, die von D
E

W
21 benutzt w

erden, bzw
. vor einem

 
W

echsel der S
traß

enbaulast w
ird die S

tadt D
E

W
21 rechtzeitig unterrichten und auf V

erlangen zuguns-
ten D

E
W

21 und auf deren K
osten eine beschränkte persönliche D

ienstbarkeit eintragen lassen. F
ür ei-

ne hierdurch eintretende etw
aige W

ertm
inderung leistet D

E
W

21 eine einm
alige angem

essene E
ntschä-

digung auf der G
rundlage der von der R

echtsprechung hierzu entw
ickelten G

rundsätze. 

F
ür Leitungen, die nicht ausschließ

lich der V
ersorgung im

 S
tadtgebiet dienen, räum

t die S
tadt D

E
W

21 
auf deren W

unsch beschränkt persönliche D
ienstbarkeiten ein gegen Z

ahlung einer einm
aligen E

nt-
schädigung in angem

essener H
öhe. 

D
ie P

arteien w
erden bei der A

nw
endung dieses V

ertrages die E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
on-

zessionsverträgen (A
nlage 4

), derzeit in der F
assung vom

 30.06./10.07.2006, einschließ
lich zukünftiger 

Ä
nderungen, berücksichtigen. 

  

2. W
egebenutzungsentgelt 

2.1 
A

ls G
egenleistung für die D

E
W

21 nach Z
iffer 1 eingeräum

ten R
echte sow

ie zum
 A

usgleich für E
r-

schw
ernisse und V

erw
altungsaufw

and erhält die S
tadt von D

E
W

21 ein G
estattungsentgelt. 

2.2 
D

E
W

21 zahlt an die S
tadt jährlich 1,5 %

 der E
ntgelte ohne U

m
satzsteuer aus der Lieferung an ihre 

E
ndverbraucher. 

2.3  F
ür die B

erechnung der nach Z
iffer 2.2 gelieferten F

ernw
ärm

e gelten die A
llgem

einen P
reise für die 

V
ersorgung m

it F
ernw

ärm
e von D

E
W

21 in der jew
eils gültigen F

assung. 

2.4  D
E

W
21 ist berechtigt, bei K

unden m
it besonderen E

ntnahm
everhältnissen die Lieferung nicht nach den 

A
llgem

einen P
reisen und der A

V
B

F
ernw

ärm
eV

 durchzuführen, sondern m
it diesen K

unden über die 
F

ernw
ärm

epreise und Lieferbedingungen besondere V
ereinbarungen zu treffen (F

ernw
ärm

elieferungs-
verträge für S

ondervertragskunden). 

2.5  G
rundlage für das G

estattungsentgelt sind die im
 K

alenderjahr abgerechneten Lieferungen im
 S

tadtge-
biet. W

ird durch den G
esetzgeber die Z

ulässigkeit dieser Z
ahlung eingeschränkt oder w

ird ihre steuerli-
che A

bzugsfähigkeit nicht m
ehr voll anerkannt, ruht insow

eit die V
erpflichtung zur Z

ahlung so lange, w
ie 

die genannten B
eschränkungen bestehen. 

2.6 
D

E
W

21 gew
ährt der S

tadt auf das E
ntgelt für ihren eigenen F

ernw
ärm

everbrauch, sow
eit er nach den 

A
llgem

einen P
reisen abgerechnet w

ird, einen N
achlass von 10 %

. 

2.7 
D

as G
estattungsentgelt w

ird m
onatlich nachträglich in ungefährer H

öhe des zu erw
artenden B

etrages 
als A

bschlag gezahlt und endgültig nach S
chluss des jew

eiligen R
echnungsjahres abgerechnet D

ie 
S

tadt kann die B
erechnung der K

onzessionsabgabe durch einen W
irtschaftsprüfer prüfen lassen. F

ür 
den F

all, dass es sich dabei um
 den A

bschlussprüfer von D
E

W
21 handelt und die P

rüfung durch ihn 
nicht häufiger als alle drei Jahre erfolgt, trägt D

E
W

21 die K
osten für diese P

rüfung. 

  

3. E
nergieversorgungskonzept 

D
E

W
21 w

ird bei der E
rfüllung der V

ertragspflichten das jew
eils gültige E

nergieversorgungskonzept der S
tadt 

beachten und an dessen F
ortschreibung m

itw
irken. D

abei ist sow
ohl den energiepolitischen Z

ielen der S
tadt 
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als auch den V
orgaben des E

nW
G

 hinsichtlich einer m
öglichst sicheren, preisgünstigen, verbraucherfreund-

lichen, effizienten und um
w

eltverträglichen leitungsgebundenen V
ersorgung angem

essen R
echnung zu tra-

gen. 

D
E

W
21 gew

ährleistet auf eigene K
osten eine um

fassende und energieträgerübergreifende E
nergieberatung 

der S
tadt und ihrer E

inw
ohner im

 vorgenannten S
inne. 

Im
 R

ahm
en der energiepolitischen Z

iele der S
tadt D

ortm
und w

ird D
E

W
21 auch regenerative P

rojekte der 
S

tadt D
ortm

und fördern. 

D
E

W
21 erklärt sich des W

eiteren bereit, ihr derzeit bestehendes F
ernw

ärm
enetz zu m

odernisieren, und es 
langfristig von D

am
pf auf H

eiß
w

asser um
zustellen. 

D
abei streben die V

ertragsparteien an, im
 R

ahm
en der technischen und w

irtschaftlichen M
öglichkeiten die 

E
rzeugung der F

ernw
ärm

e langfristig aus nachw
achsenden R

ohstoffen m
it dem

 Z
iel zu betreiben, die im

 
D

ortm
under K

raftw
erk bestehende konventionelle W

ärm
eerzeugung überw

iegend durch eine E
rzeugung im

 
vorgenannten S

inne zu ersetzen. 

  

4. E
rrichtung, E

rw
eiterung und Ä

nderungen der V
erte

ilungsanlagen 

4.1 
D

E
W

21 ist im
 R

ahm
en dieses V

ertrages berechtigt, alle erforderlichen V
erteilungsanlagen zu unterhal-

ten, auszubauen und zu betreten. D
ie V

erteilungsanlagen um
fassen die R

egel- und M
essanlagen, V

er-
sorgungs- und V

erteilungsleitungen, die H
ausanschlüsse und alle Z

ubehöranlagen von D
E

W
21 in öf-

fentlichen V
erkehrsräum

en, sow
eit sie der V

ersorgung des S
tadtgebietes dienen. 

4.2 
D

ie S
tadt und D

E
W

21 w
erden einander von B

aum
aß

nahm
en, die den anderen V

ertragspartner berüh-
ren, so rechtzeitig unterrichten, dass dieser G

elegenheit zur S
tellungnahm

e hat und geeignete V
orkeh-

rungen zum
 S

chutz seiner A
nlagen treffen kann. D

ies gilt insbesondere für die A
ufstellung neuer und 

die Ä
nderung bestehender B

auleitpläne und für bedeutsam
e B

auvorhaben der V
ertragspartner und D

rit-
ter. B

erechtigte B
elange des anderen V

ertragspartners sind zu berücksichtigen B
ei erstm

aliger E
rrich-

tung sow
ie größ

eren E
rw

eiterungen oder Ä
nderungen der V

erteilungsanlagen ist D
E

W
21 verpflichtet, 

der S
tadt die B

aupläne vorzulegen. 

4.3 
D

E
W

21 w
ird für ihre V

erteilungsanlagen um
 alle erforderlichen behördlichen und privaten G

enehm
igun-

gen selbst nachsuchen. D
ie S

tadt w
ird D

E
W

21 hierbei nach besten K
räften unterstützen und ihr erfor-

derlichenfalls bei E
nteignungen behilflich sein. 

4.4 
D

E
W

21 sorgt für die sachgem
äß

e W
iederherstellung der S

traß
enoberflächen nach dem

 B
au von Lei-

tungen usw
. E

inzelheiten des V
erfahrens und der technischen D

urchführung bei der W
iederherstellung 

in öffentlichen V
erkehrsräum

en w
erden durch die als A

nlage 2
 beigefügten D

urchführungsbestim
m

un-
gen für B

aum
aß

nahm
en geregelt. 

4.5 
S

ollten V
eränderungen bestehender V

erteilungsanlagen aus G
ründen des öffentlichen Interesses durch 

die S
tadt veranlasst und verlangt w

erden, so ist D
E

W
21 bereit, diese Ä

nderungen auf eigene K
osten 

durchzuführen; § 150 B
auG

B
 bleibt unberührt. 

 
Im

 F
alle stadtbahnbedingter Ä

nderungen bestehender V
erteilungsanlagen gelten die als A

nlage 3
 bei-

gefügten ergänzenden B
estim

m
ungen. W

enn die S
tadt V

eränderungen veranlasst und verlangt und 
D

ritte einen Z
uschuss oder sonstigen K

ostenbeitrag leisten oder als B
enutzer zu G

ebühren herangezo-
gen w

erden können, trägt die S
tadt die F

olgekosten; D
E

W
21 übernim

m
t dann den städtischen E

igenan-
teil. 

 
D

iese R
egelungen gelten auch für die D

urchgangsleitungen in öffentlichen V
erkehrsräum

en. 

  

5. S
törungs- und H

öhere-G
ew

alt-K
lausel 

5.1  D
ie V

ersorgung im
 S

tadtgebiet darf ohne G
enehm

igung der S
tadt nicht eingestellt oder unterbrochen 

w
erden, es sei denn, dass die E

instellung oder U
nterbrechung durch eine für eine solche A

nordnung 
zuständige S

telle verfügt w
ird. 

5.2  D
ie B

estim
m

ung nach Z
iffer 5.1 bezieht sich nicht auf diejenigen F

älle, in denen D
E

W
21, ihre V

orliefe-
ranten oder andere V

orlieferanten durch S
törungen in ihren B

etrieben gezw
ungen sind, die Lieferung 

vorübergehend ganz oder teilw
eise zu unterbrechen, oder w

enn P
rüfungen oder U

ntersuchungen und 
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R
eparaturen solche U

nterbrechungen vorübergehend notw
endig m

achen. V
on U

nterbrechungen, die 
vorher erkennbar w

erden, hat D
E

W
21 der S

tadt m
öglichst frühzeitig M

itteilung zu m
achen. 

G
leiches gilt im

 R
ahm

en der U
nterbrechung der A

nschlussnutzung bei betriebsnotw
endigen A

rbeiten, 
V

erm
eidung eines drohenden N

etzzusam
m

enbruchs oder - unter W
ahrung der V

erhältnism
äß

igkeit - 
bei vertraglichen Z

uw
iderhandlungen. 

5.3  S
ollten D

E
W

21 oder deren V
orlieferanten durch F

älle höherer G
ew

alt oder durch vergleichbare U
m

-
stände, deren A

bw
endung bzw

. deren B
eseitigung m

it einem
 angem

essenen technischen und w
irt-

schaftlichen A
ufw

and nicht erreicht w
erden kann, an der Lieferung ganz oder teilw

eise gehindert w
er-

den, so ruht die V
erpflichtung zur Lieferung so lange, bis die S

törungen und deren F
olgen beseitigt w

or-
den sind. 

5.4  D
E

W
21 ist gehalten, nach besten K

räften dafür zu sorgen, dass die S
törungen und deren F

olgen 
schnellstens beseitigt w

erden. B
ei längeren S

törungen ist die S
tadt zu benachrichtigen. 

5.5  S
chadensersatzansprüche an D

E
W

21 können durch die S
tadt in diesen F

ällen nicht gestellt w
erden. 

  

6. E
igentum

sverhältnisse 

S
äm

tliche zur F
ernw

ärm
eversorgung dienende A

nlagen bis zu der in den V
ersorgungs- bzw

. F
ernw

är-
m

elieferungsverträgen definierten E
igentum

sgrenze sow
ie die R

egel- und M
esseinrichtungen sind E

i-
gentum

 von D
E

W
21. 

  

7. V
ertragsdauer 

7.1 
D

ieser G
estattungsvertrag tritt am

 01.03.2009 in K
raft und läuft bis zum

 31.12.2028. 

7.2 
D

ie V
ertragspartner verpflichten sich, spätestens zw

ei Jahre vor A
blauf dieses G

estattungsvertrages 
V

erhandlungen darüber aufzunehm
en, ob und ggf. zu w

elchen B
edingungen sie einen neuen G

estat-
tungsvertrag schließ

en. 

  

8. E
ndschaftsbestim

m
ungen 

8.1 
S

ollte die S
tadt w

ährend der V
ertragsdauer oder nach A

blauf des V
ertrages von einem

 anderen E
ner-

gieversorgungsunternehm
en ein A

ngebot auf A
bschluss eines für die Z

eit nach B
eendigung dieses V

er-
trages geltenden K

onzessionsvertrages erhalten oder sollte sie beabsichtigen, die V
ersorgung selbst 

aufzunehm
en, so w

ird sie vor ihrer E
ntscheidung über die zukünftige V

ersorgung D
E

W
21 G

elegenheit 
geben, innerhalb einer F

rist von drei M
onaten ein A

ngebot auf A
bschluss eines K

onzessionsvertrages 
zu unterbreiten. 

8.2 
E

ndet dieser G
estattungsvertrag, so ist die S

tadt, falls kein neuer G
estattungsvertrag m

it D
E

W
21 ge-

schlossen w
ird, berechtigt und verpflichtet, die innerhalb des S

tadtgebietes dann vorhandenen A
nlagen 

von D
E

W
21, die ausschließ

lich der V
ersorgung des G

ebietes dienen, käuflich zu erw
erben. H

ierzu zäh-
len auß

er den R
egel- und M

essanlagen, V
ersorgungs- und V

erteilungsleitungen und allen Z
ubehöran-

lagen nach Z
iffer 6.1 auch alle H

ausanschlüsse, Z
ähler und sonstiges Z

ubehör. 

 
D

ie S
ätze 1 und 2 gelten nicht für stillgelegte und von D

E
W

21 bei E
nde des G

estattungsvertrages nicht 
m

ehr betriebene F
ernw

ärm
eleitungen und -anlagen. D

E
W

21 w
ird solche Leitungen und A

nlagen im
 

E
inzelfall auf ihre K

osten entfernen und den ursprünglichen Z
ustand w

iederherstellen, w
enn ein berech-

tigtes B
eseitigungsverlangen der S

tadt vor liegt, das nicht zu unverhältnism
äß

igen, nicht zum
utbaren 

A
ufw

endungen führt. 

A
ls K

aufpreis gilt, sow
eit rechtlich zulässig, der S

achzeitw
ert der A

nlagen am
 T

age der Ü
bernahm

e. D
er 

S
achzeitw

ert w
ird erm

ittelt, indem
 der T

agesneuw
ert der A

nlagen unter Z
ugrundelegung der am

 T
age 

der Ü
bernahm

e bestehenden örtlichen und technischen V
erhältnisse sow

ie geltenden P
reise festge-

stellt und unter B
erücksichtigung des A

lters bzw
. der technischen N

utzungsdauer sow
ie des Z

ustandes 
der A

nlagen abgeschrieben w
ird. 
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D
ie bis zum

 T
age der Ü

bernahm
e nicht aufgelösten A

nteile der A
nschlusskostenbeiträge (B

aukosten-
zuschüsse und H

ausanschlusskosten) der K
unden sow

ie öffentlicher F
inanzierungszuschüsse w

erden 
angem

essen K
aufpreis m

indernd angerechnet. 

8.3 
D

ie K
osten für die A

btrennung der von der S
tadt zu übernehm

enden V
ersorgungsanlagen vom

 N
etz 

von D
E

W
21 (E

ntflechtung) trägt D
E

W
21; die K

osten für die N
etzeinbindung der von der S

tadt über-
nom

m
enen V

ersorgungsanlagen trägt die S
tadt. D

ie V
ertragspartner w

erden die M
aß

nahm
en zur E

nt-
flechtung und E

inbindung für beide S
eiten m

öglichst kostengünstig gestalten. 

8.4 
F

erner verbleibt D
E

W
21 nach A

blauf dieses G
estattungsvertrages das R

echt, noch m
indestens zw

an-
zig Jahre lang D

urchgangsleitungen nebst Z
ubehör durch das S

tadtgebiet zw
ecks F

ernw
ärm

eversor-
gung anderer S

tädte und K
unden auß

erhalb der S
tadt zu bauen, zu betreiben, instand zu halten, zu 

verstärken, zu erneuern und gegebenenfalls w
ieder zu entfernen. W

ährend dieser Z
eit bezahlt D

E
W

21 - 
sow

eit gesetzlich zulässig - ein angem
essenes W

egebenutzungsentgelt. Z
iffer 4.5 gilt entsprechend. 

  

9. A
llgem

eine R
ücksichten und R

echte D
ritter 

9.1  D
ie S

tadt w
ird D

E
W

21 von bereits bestehenden und ihr bekannten V
erträgen m

it D
ritten und R

echten 
D

ritter, die sich auf F
ernw

ärm
eeigenerzeugung und B

enutzung der jew
eils der V

erfügung der S
tadt un-

terliegenden öffentlichen V
erkehrsräum

e durch Leitungen beziehen, K
enntnis zu geben, sow

eit dies 
rechtlich zulässig ist. 

9.2  D
ie S

tadt w
ird vor E

rteilung einer G
enehm

igung zur V
erlegung von Leitungen D

ritter D
E

W
21 G

elegen-
heit zur S

tellungnahm
e geben. 

  

10. S
onstiges 

10.1 D
ie V

ertragspartner w
erden bei der A

usübung ihrer R
echte nach diesem

 V
ertrag jederzeit auf die Inte-

ressen des jew
eils anderen V

ertragspartners R
ücksicht nehm

en. 

10.2 S
ollten einzelne B

estim
m

ungen dieses K
onzessionsvertrages einschließ

lich der A
nlagen und etw

a ab-
geschlossener N

achtragsverträge rechtsunw
irksam

 sein oder w
erden, so w

ird die G
ültigkeit der übrigen 

B
estim

m
ungen hierdurch nicht berührt. D

ie V
ertragspartner verpflichten sich jedoch, die ungültigen B

e-
stim

m
ungen durch im

 w
irtschaftlichen E

rgebnis gleichw
ertige B

estim
m

ungen in form
ell gültiger W

eise 
zu ersetzen, sow

eit keine gesetzlichen B
estim

m
ungen entgegenstehen. G

leiches gilt für das A
uftreten 

einer R
egelungslücke. 

10.3 Ä
nderungen und E

rgänzungen sow
ie N

ebenabreden dieses K
onzessionsvertrages bedürfen der S

chrift-
form

 und m
üssen von beiden V

ertragspartnern rechtsverbindlich unterzeichnet sein. 

10.4 G
erichtsstand ist D

ortm
und. 

10.5 D
ieser K

onzessionsvertrag ist in zw
ei gleichlautenden A

usfertigungen hergestellt; die S
tadt und D

E
W

21 
erhalten je eine A

usfertigung. 

10.6 S
ollten sich in Z

ukunft die w
irtschaftlichen und / oder technisch-w

irtschaftlichen V
erhältnisse, durch 

w
elche die V

ereinbarungen dieses G
estattungsvertrages begründet sind, so w

esentlich ändern, dass 
das F

esthalten an diesem
 K

onzessionsvertrag für einen der V
ertragspartner eine unbillige H

ärte bedeu-
ten w

ürde, kann dieser V
ertragspartner eine entsprechende Ä

nderung dieses K
onzessionsvertrages 

verlangen. 

10.7 Jeder V
ertragspartner ist nur m

it Z
ustim

m
ung des anderen V

ertragspartners berechtigt, R
echte und 

P
flichten aus diesem

 K
onzessionsvertrag ganz oder teilw

eise auf einen D
ritten zu übertragen. D

ie Z
u-

stim
m

ung zur Ü
bertragung darf nur verw

eigert w
erden, w

enn gegen die technische oder w
irtschaftliche 

Leistungsfähigkeit des D
ritten begründete B

edenken bestehen oder w
esentliche Interessen eines V

er-
tragspartners entgegenstehen. D

ie Ü
bertragung ist von dem

 übertragenden V
ertragspartner oder dem

 
D

ritten dem
 anderen V

ertragspartner schriftlich m
itzuteilen. B

is zur E
rteilung der Z

ustim
m

ung haftet der 
übertragende V

ertragspartner für die E
rfüllung dieses K

onzessionsvertrages. 
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11. B
estandteile dieses V

ertrages 

B
estandteile dieses V

ertrages sind 

- K
arte des K

onzessionsgebietes  
 

- A
nlage 1

 - 

- D
urchführungsbestim

m
ungen für B

aum
aß

nahm
en  

- A
nlage 2

 -  

- E
rgänzende B

estim
m

ungen über die K
ostentragung bei 

- A
nlage 3 - 

 
stadtbahnbedingten Ä

nderungen von V
ersorgungsanlagen 

- E
rgebnisse der K

om
m

ission zu den K
onzessionsverträgen  

- A
nlage 4

 - 



  A
nlage 1: K

arte des K
onzessionsgebietes 

     

 



   A
nlage 2: D

urchführungsbestim
m

ungen für B
aum

aß
nahm

en 

 I. 
B

aum
aß

nahm
en D

E
W

21 

1. 
D

ie S
tadt gestattet D

E
W

21 das A
ufbrechen und W

iederherstellen der öffentlichen V
erkehrsflächen in 

eigener R
egie und V

erantw
ortung. 

 2. 
D

E
W

21 hat den A
ufbruch vor B

eginn der A
rbeiten beim

 T
iefbauam

t der S
tadt nach V

ordruck anzum
el-

den und gleichzeitig zu klären, 

a) 
dass die beteiligten U

nternehm
en (z. B

. V
er- und E

ntsorgungsunternehm
en, T

elekom
) und B

ehör-
den (z. B

. S
traß

enverkehrsam
t/ P

olizei und F
euerw

ehr) zur W
ahrung ihrer; Interessen rechtzeitig 

benachrichtigt w
orden sind, 

b) 
w

elcher U
nternehm

er m
it den A

rbeiten beauftragt w
orden ist,  

c) 
w

ann die A
rbeiten beginnen, 

d) 
S

tadt und D
E

W
21 sind bem

üht, zukünftig den Inform
ationsaustausch und die Ö

ffentlichkeitsarbeit im
 

S
inne einer "transparenten B

austelle" über elektronische M
edien (IA

P
V

 über Internetportal) durchzu-
führen. 

In dringenden F
ällen (z. B

. zur V
erhinderung und B

eseitigung von B
etriebsstörungen) ist D

E
W

21 be-
rechtigt, die A

ufbrüche ohne vorherige A
nm

eldung beim
 T

iefbauam
t der S

tadt durchzuführen. D
ie M

el-
dung ist unverzüglich nachzuholen. 

 3. 
N

ach der endgültigen W
iederherstellung der öffentlichen V

erkehrsflächen ist der A
ufbruch schriftlich 

abzum
elden. 

B
ei E

inzelaufbrüchen ist der A
bm

eldung auf V
erlangen grundsätzlich eine H

andskizze oder ein F
oto ü-

ber die Lage der A
ufbruchflächen beizufügen. 

E
ine gem

einsam
e B

egehung 
der 

w
iederhergestellten 

V
erkehrsflächen kann unterbleiben, 

w
enn die 

S
tadt sie nicht ausdrücklich fordert. 

M
öglichst noch vor F

reigabe für den öffentlichen V
erkehr bescheinigt die D

E
W

, dass die A
ufbrüche nach 

den anerkannten R
egeln der T

echnik ordnungsgem
äß

 verfüllt w
urden. 

 4. 
F

ür die K
ennzeichnung und A

bsperrung der A
ufbruchstellen und gegebenenfalls U

m
leitungen gilt die 

S
traß

enverkehrsordnung - S
tV

O
 -, insbesondere die B

estim
m

ungen über V
erkehrszeichen und V

er-
kehrseinrichtungen, S

perrzeug und K
ennzeichnungsgerät auf öffentlichen S

traß
en. D

ie A
nordnungen 

und A
nw

eisungen der zuständigen S
traß

enverkehrsbehörde und der P
olizei sind zu befolgen. 

D
E

W
21 übernim

m
t die V

erantw
ortung für das A

nbringen, W
iderentfernen, den Z

ustand, den B
etrieb und 

die T
ag- und N

achtkontrollen aller für den A
ufbruch erforderlichen V

erkehrszeichen und V
erkehrseinrich-

tungen. 
 5. 

A
nlagen und E

inrichtungen für den öffentlichen G
ebrauch sow

ie deren Z
ubehör w

ie G
as- und W

asserlei-
tungen, U

nter- und Ü
berflurhydranten, K

anäle, S
chächte, S

chachtabdeckungen, R
inneneinläufe, N

otruf-
anlagen, Leuchten, M

aste und elektrische Leitungen, B
äum

e, R
innen, S

childer, F
ernsprechhäuschen, 

T
oilettenanlagen, B

riefkästen, V
erteiler, U

hren, P
arkzeitautom

aten und W
erbeträger w

erden bei der 
A

usführung der A
rbeiten gegen B

eschädigung geschützt und bleiben für ihren Z
w

eck zugänglich. 

B
ei V

eränderungen (U
m

legung etc.) sind die vorgenannten A
nlagen nach A

bschluss aller A
rbeiten in 

den alten Z
ustand zu versetzen. 

Z
ugang und Z

ufahrten zu A
nliegergrundstücken sind verkehrssicher benutzbar zu halten. 

D
ie V

orflut in G
räben darf nicht gestört w

erden; sie ist nach unverm
eidbarer S

törung unverzüglich w
ie-

derherzustellen. 
 6. 

D
E

W
21 ist verpflichtet, die anerkannten R

egeln der T
echnik, w

ie sie die S
tadt D

ortm
und  für eigene 

B
aum

aß
nahm

en anw
endet, zu beachten. F

erner ist D
E

W
21 bem

üht, sow
eit technisch m

öglich und für 
D

E
W

21 nicht w
irtschaftlich nachteilig aufbruchsparende V

erlegungsm
ethoden anzuw

enden. G
leiches 

gilt für die A
nw

endung "schonender B
auverfahren". 

D
E

W
21 hat A

ufbrüche innerhalb einer angem
essenen F

rist endgültig zu beseitigen; vorläufige Instand-



  

setzungen erfolgen nur in A
usnahm

efällen. 

F
erner ist zu beachten: 

a) 
D

urch A
rbeiten von D

E
W

21 beschädigte P
latten sind durch neue gleicher A

rt zu ersetzen; bereits 
vor den A

rbeiten beschädigte P
latten w

erden zu Lasten des T
iefbauam

tes der S
tadt ersetzt. 

b) 
D

ie bei den A
rbeiten seitlich vom

 Leitungsgraben abgesackten und beschädigten P
latten sind um

zu-
legen bzw

. auszuw
echseln. 

c) 
B

ei G
ehw

egen in A
sphaltbeton oder G

ussasphalt ist die D
eckschicht dann in voller B

reite w
ieder-

herzustellen, w
enn längs des A

ufbruchgrabens S
treifen in einer B

reite von w
eniger als 0,30 m

 
verbleiben. 

d) 
D

er A
ufbruch von der S

tadt neu befestigter G
eh- und R

adw
ege in A

sphaltbeton oder G
ussasphalt 

innerhalb der G
ew

ährleistungsfristen ist grundsätzlich zu verm
eiden. A

usnahm
en sind vorher m

it der 
S

tadt abzustim
m

en. 

e) 
K

appen und S
childer der V

ersorgungsleitungen sind auf eine B
etonplatte zu setzen. 

f) 
W

ird eine F
ahrbahnfläche durch H

ausanschlüsse an m
ehreren S

tellen in A
bständen bis 10 m

 auf-
gebrochen, so ist im

 B
ereich dieser A

ufbrüche insgesam
t eine D

eckschicht aufzubringen. 
 7. 

N
ach der fachgerechten und verkehrssicheren endgültigen W

iederherstellung nach V
O

B
 und nach A

b-
lauf der G

ew
ährleistungsfrist geht die A

ufbruchfläche w
ieder in die U

nterhaltung der S
tadt über. 

 8. 
D

E
W

21 haftet fünf Jahre für die sach- und fachgerechte A
usführung der W

iederherstellung von A
uf-

bruchflächen.  

D
ie F

rist beginnt m
it dem

 T
ag der A

bnahm
e der endgültigen W

iederherstellung der aufgebrochenen F
lä-

chen durch das T
iefbauam

t der S
tadt. W

enn keine A
bnahm

e erfolgt, beginnt die F
rist m

it der F
reigabe 

für den öffentlichen V
erkehr. 

 9. 
D

E
W

21 ist verpflichtet, alle S
chäden, die innerhalb der G

ew
ährleistungsfrist entstehen, unverzüglich zu 

beseitigen. 
 10. D

ie S
tadt -T

iefbauam
t - ist berechtigt, im

 F
alle einer V

erkehrsgefährdung S
chäden gegebenenfalls von 

einem
 U

nternehm
er behelfsm

äß
ig beseitigen zu lassen. D

as V
ersorgungsunternehm

en ist (fernm
ündlich 

vorab) schriftlich zu unterrichten. S
äm

tliche dam
it verbundenen K

osten trägt D
E

W
21. 

 11. D
E

W
21 verpflichtet sich, nur fachkundige und zuverlässige U

nternehm
er m

it der A
usführung der A

rbei-
ten zu beauftragen. 

 12. D
ie S

tadt berechnet keinen B
auleitungszuschlag. 

 II. 
B

aum
aß

nahm
en der S

tadt 

1. 
Ü

ber alle geplanten V
eränderungsm

aß
nahm

en am
 oder im

 S
traß

enkörper w
ird D

E
W

21 von der S
tadt 

rechtzeitig schriftlich benachrichtigt. 
 2. 

D
E

W
21 teilt der S

tadt unverzüglich schriftlich m
it, ob und gegebenenfalls w

elche M
aß

nahm
en zur S

iche-
rung betroffener V

ersorgungseinrichtungen von D
E

W
21 erforderlich sind. B

ei M
einungsverschiedenhei-

ten über den notw
endigen Leistungsum

fang w
ird ein G

utachten eines unparteiischen S
achverständigen 

eingeholt, dessen K
osten D

E
W

21 und S
tadt je zur H

älfte tragen. 
 III. 

V
orabklärung der K

ostenträgerschaft 

V
or B

eginn der B
aum

aß
nahm

en von D
E

W
21 oder der S

tadt stellen D
E

W
21 und S

tadt gem
einsam

 fest 
und fixieren schriftlich, w

er von ihnen inw
iew

eit kostenpflichtig ist für baubedingte U
m

legungen oder 
V

eränderungen von V
ersorgungseinrichtungen von D

E
W

21. 

G
rundlage dafür sind die von D

E
W

21 und S
tadt geschlossenen K

onzessionsverträge S
trom

, G
as und 

W
asser sow

ie der G
estattungsvertrag F

ernw
ärm

e in der jew
eils geltenden F

assung. 
 IV

. G
eltungsdauer 

D
iese D

urchführungsbestim
m

ungen gelten für alle ab dem
 01.01.2009 beginnenden B

aum
aß

nahm
en. 



   A
nlage 3: 

E
rgänzende B

estim
m

ungen über die K
ostentragung bei stadtbahnbedingten 

Ä
nderungen von V

ersorgungsanlagen 

 D
er S

tadtbahnbau stellt sich nach den B
eschlüssen des V

erkehrsausschusses und des R
ech-

nungsprüfungsausschusses des Landtages N
W

 vom
 13.12.1979 und 05.02.1980 als eine M

aß
-

nahm
e eigener A

rt und besonderer G
ew

ichtigkeit m
it zeitlich und räum

lich ungew
öhnlich ein-

schneidenden E
ingriffen und unverhältnism

äß
ig hohen B

au- und F
olgekosten dar, die es gerecht-

fertigt erscheinen lassen, stadtbahnbedingte K
osten für die V

erlegung von V
ersorgungsleitungen 

dem
 S

tadtbahnbau zuzurechnen. 
 E

s gelten daher die nachfolgenden E
rgänzungen zu Z

iffer 4.5 der V
erträge für stadtbahnbedingte 

V
erlegungen oder Ä

nderungen von V
ersorgungsleitungen von D

E
W

21: 
 1. D

ie S
tadt und D

E
W

21 sind sich einig, dass die K
osten für stadtbahnbedingte V

erlegungs- oder 
Ä

nderungsm
aß

nahm
en an V

ersorgungseinrichtungen von D
E

W
21 von der S

tadt getragen w
er-

den. 

A
rt und U

m
fang der erforderlichen M

aß
nahm

en w
erden jew

eils vorher abgestim
m

t. D
ie zu tref-

fenden M
aß

nahm
en w

erden von D
E

W
21 durchgeführt. 

 2. D
ie K

osten für stadtbahnbedingte V
erlegungs- oder Ä

nderungsm
aß

nahm
en w

erden von der 
S

tadt 
nach 

R
echnungslegung 

unter 
B

erücksichtigung 
des W

ertausgleiches 
gem

äß
 

den 
im

 
R

ahm
en des G

V
F

G
 gültigen W

ertausgleichsrichtlinien (R
dE

rl.d.M
in.f.W

irtschaft, M
ittelstand und 

V
erkehr vom

 09.02.1977/V
I/B

-6-51-800(13)-6/77) in der jew
eils gültigen F

assung erstattet. 
 3. D

E
W

21 kann sich auf die vorstehenden B
estim

m
ungen nicht berufen, w

enn diese bei der G
e-

w
ährung von Z

uw
endungen für den S

tadtbahnbau von den Z
uw

endungsgebern oder den R
ech-

nungshöfen nicht respektiert w
erden. B

ereits geleistete Z
ahlungen sind von D

E
W

21 an die S
tadt 

zurückzuerstatten. 
 



A
nlage 4: V

ereinbarung vom
 30.06./10.07. zw

ischen S
tadt und D

E
W

21 
































